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11/2023 SCHNELLDIENST
Demografischer Wandel – bekannte Herausforde
rungen, neue Gestaltungsmöglichkeiten

Der demografische Wandel erfordert ein Umdenken in vielen 
Bereichen. Insbesondere der Arbeitsmarkt befindet sich im 
Umbruch: Mit dem Übergang der geburtenstarken Jahrgänge 
in den Ruhestand wird der Mangel an Arbeitskräften immer 
spürbarer. Längst fehlt es nicht mehr nur an Fachkräften,  
sondern Mitarbeiter*innen aller Qualifikationsstufen werden 
händeringend gesucht. Gleichzeitig ergeben sich auch neue 
Chancen: Ältere Menschen sind so vermögend, gesund und agil 
wie nie zuvor und ihre Entscheidungen als Konsument*innen,  
Erwerbstätige sowie Unternehmer*innen gewinnen für Wirt-
schaft und Gesellschaft an Bedeutung. 

Wir haben diese Themen am 8. November im Rahmen des  
ifo Branchen-Dialogs 2023 diskutiert. Die wichtigsten Aspekte 
finden Sie nun im aktuellen Schnelldienst zum Nachlesen.

Unsere Autor*innen beleuchten, ob Einwanderung einen Teil 
des demografischen Effekts ausgleichen kann. Langfristig  
besteht durchaus Potenzial, insbesondere wenn Deutschland 
wirkungsvoll in Integration investiert. Auch die Digitalisierung, 
insbesondere in der öffentlichen Verwaltung, kann helfen, dem 
Fachkräftemangel im Rahmen des demografischen Wandels zu 
begegnen. 

Thema dieser Ausgabe ist außerdem die finanzielle Ausgangs-
lage der Babyboomer, die ihre Möglichkeiten für zukünftigen 
Konsum determiniert. Unsere Autor*innen thematisieren neue 
Anforderungen an die Gestaltung des öffentlichen Raums und 
an Wohnimmobilien für diese Zielgruppe. Ein weiterer Aspekt 
dieser Ausgabe ist die Innovationskraft und Gründeraktivität 
von Älteren. Sie wird durch den demografischen Wandel an 
Bedeutung gewinnen. Bei der Digitalkompetenz der Älteren 
befindet sich Deutschland im europäischen Vergleich nur im 
Mittelfeld. Dabei zeigen Daten, dass ältere Arbeitskräfte mit 
grundlegenden digitalen Fähigkeiten wesentlich bessere  

Beschäftigungschancen haben, höhere Löhne erzielen 
und einem geringeren Risiko der Automatisierung  

ihrer Tätigkeit ausgesetzt sind. 

Auf unserer Website finden Sie weitere Beiträge 
zum Thema Demografie 
https://www.ifo.de/themen/demografie 

und zum ifo Branchen-Dialog 2023
https://www.ifo.de/branchen-dialog/2023

https://www.ifo.de/themen/demografie
https://www.ifo.de/branchen-dialog/2023
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Demografischer Wandel – bekannte 
Herausforderungen, neue Gestaltungs
möglichkeiten 
Der demografische Wandel stellt unsere Gesellschaft in vielen Bereichen vor Fragen, 
sei es bei Weiterbildung, Zuwanderung, Sozialversicherung oder Infrastruktur. Mit 
dem Übergang der geburtenstarken Jahrgänge in den Ruhestand wird der Mangel an 
Arbeitskräften immer spürbarer. Längst fehlt es nicht mehr nur an Fachkräften, son
dern Mitarbeiter*innen aller Qualifikationsstufen werden händeringend gesucht – sei 
es in Pflege, Logistik, Industrie oder der öffentlichen Verwaltung. Gleichzeitig erge
ben sich auch neue Chancen: Ältere Menschen sind so agil wie nie zuvor und ihre Ent
scheidungen als Konsument*innen, Erwerbstätige sowie Unternehmer*innen gewinnen 
für Wirtschaft und Gesellschaft an Bedeutung. Was bedeutet das für die Lebensquali
tät wie auch die soziale Teilhabe der Älteren? Wie können Wirtschaft und Gesellschaft 
die Veränderungen durch den demografischen Wandel bewältigen und gestalten? 

Karin Haist

Die Babyboomer verändern Wirtschaft und Gesellschaft

Der demografische Wandel in Deutschland wird in den 
nächsten Jahren vor allem in der Alterung der Baby-
boomer, der geburtenstarken Jahrgänge von 1955 
bis 1970, spürbar. Diese Jahre waren besonders kin-
derreich; nie kamen mit 1,3 Mio. Geburten mehr Kin-
der in Deutschland zur Welt als 1964. Aus Daten des 
Statistischen Bundesamts lassen sich viele weitere 
Entwicklungen entnehmen.

Etwa zwei Generationen nach dem Geburtenhoch 
von 1964 lag 2022 die Anzahl der Geburten nur noch 
bei etwa 740 000. Der Tiefstwert war im Jahr 2011 mit 
nur ca. 662 000 Geburten erreicht. Zwischenzeitliche 
Trends nach oben sind vor allem dem Nachwuchs der 
Babyboomer und seit 2016 auch einer erhöhten Zahl 
von Zuwanderungen geschuldet (vgl. Abb. 1).

Gleichzeitig hat sich seit den 1960er Jahren, der 
Phase der maximalen Geburtenzahlen, die Lebenser-
wartung in Deutschland deutlich erhöht. Menschen im 
Alter von 65 Jahren können heute davon ausgehen, 
dass sie etwa fünf Jahre länger leben als 65-Jährige 
Mitte der 1960er Jahre. In realen Zahlen: Einen heute 
65-jährigen Mann erwarten noch durchschnittlich 
17,6 weitere Jahre und eine Frau im selben Alter 20,9  
(vgl. Abb. 2).

DIE ALTERNDE GESELLSCHAFT NIMMT MIT  
DEN BABYBOOMERN FAHRT AUF

Zusammengenommen bedeutet all das: Der Anteil 
älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung wird 
steigen, gerade durch das Vorrücken der Babyboo-
mer-Jahrgänge ins Rentenalter. Das Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung prognostiziert einen An-
stieg des Anteils der über 65-Jährigen von heute 22 % 
auf 28 % im Jahr 2040 und auf 30 % im Jahr 2060  
(vgl. Abb. 3). Eine andere Zahl, die die Drastik der Ver-
änderung deutlich macht: Schon 2035 wird es rund 
20 Mio. Menschen über 67 Jahre geben 
– heute sind es 16 Mio. 

Unabhängig davon, was 
diese Veränderungen für die 
Gesellschaft von morgen be-
deuten – zum Beispiel die bis-
lang völlig ungelöste Frage, 
wer die Babyboomer pflegen 
soll, wenn sie hochaltrig wer-
den –, werden auch heute schon 
große Verwerfungen deutlich. 
Die nach und nach aus dem Er-

ist Demografieexpertin bei der 
Körber–Stiftung.

Foto: Claudia Höhne © Körber–Stiftung

Karin Haist

ZUM INHALT
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werbsleben ausscheidenden Babyboomer fehlen 
dem Arbeitsmarkt – bis 2030 sind es rund 12 Mio.  
Menschen. Das entspricht knapp 30 % der Erwerbs-
tätigen von 2021. Eine andere zentrale Frage ist die 
nach den Auswirkungen des demografischen Wan-
dels auf das Rentensystem, bei dem immer weniger 
Jüngere die Altersbezüge von immer mehr Älteren 
sichern sollen. 

WER SIND DIE BABYBOOMER UND WIE WERDEN 
SIE IM ALTER LEBEN? 

Die Babyboomer selbst haben schon immer die Erfah-
rung gemacht, dass ihre Generation eigentlich eine der 
»zu vielen« war. Sie konkurrierten um Kindergarten-, 
Ausbildungs- und Studienplätze ebenso wie um beruf-
liche Zugänge. Dennoch haben sich ihnen insgesamt 
große Lebenschancen eröffnet. Metastudien des Ber-
lin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung und der 
Körber-Stiftung beschäftigen sich mit vielen Aspekten 
der Generation der Babyboomer (Körber-Stiftung und 
Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung 2018, 
2022). 

Die Babyboomer sind Profiteure der Bildungs-
expansion seit den 1950er Jahren. Besonders Mäd-
chen eröffneten sich neue Bildungschancen, was ih-
nen als Frauen später die Chance für unabhängigere 
Lebensentwürfe und verstärkte Erwerbsbeteiligung 
ermöglichte. 

Mit einer Jugend in den 1970er und 1980er Jahren 
erlebten die Babyboomer eine Phase relativer Stabili-
tät und Modernisierung der Gesellschaft. Soziale Be-
wegungen wie die Frauen- und Umweltbewegung nah-
men Fahrt auf. Der Wirtschaftsaufschwung nach dem 
Zweiten Weltkrieg wirkte sich auf die geburtenstarken 
Jahrgänge positiv aus: Sie sind eine Wohlstandsge-
neration mit insgesamt steigendem Einkommen und 
Lebensstandard. Im Alter wird es aber nicht allen gut 
gehen – vor allem Menschen mit geringerem Bildungs-
stand oder nicht durchgängiger Berufstätigkeit sind 
von Armut bedroht. Das sind beispielsweise Menschen 
mit Migrationshintergrund, Frauen, die in Teilzeit ge-
arbeitet haben, oder Ostdeutsche mit unterbrochenen 
Arbeitsbiografien infolge der Wende. Die geburtenstar-
ken Jahrgänge gab es in beiden Teilen Deutschlands. 

Die Babyboomer sind eine sozial mobile Genera-
tion. Das zeigt sich vor allem am veränderten Fami-
lienstand. Der Anteil lediger oder getrenntlebender 
Menschen ist in dieser Generation höher als in vo-
rigen. Fast ein Drittel der heute 50- bis 65-Jährigen 
ist allein, geschieden oder verwitwet (vgl. Abb. 4). 
Für ihre Kinder ist Mobilität auch räumlich selbstver-
ständlicher geworden. Sie leben oft weit entfernt von 
den Eltern. Und auch das kann Auswirkungen auf die 
alternden Babyboomer haben. Sie sind von Kontakt-
armut und Einsamkeit bedroht.

KOMMUNEN MÜSSEN EINE ALTERSFREUNDLICHE 
INFRASTRUKTUR ENTWICKELN 

Wenn sich mit der Verrentung der Babyboomer der 
Anteil der Älteren absolut und im Verhältnis zu nach-
wachsenden Generationen sogar dramatisch erhöht, 
ist es nicht nur eine staatliche Aufgabe, die Sozialsys-
teme zu sichern. Das gute Leben des Einzelnen findet 
vor Ort statt, auf der kommunalen Ebene. Städte und 
Gemeinden sind die Gestalter des demografischen 
Wandels und müssen altersfreundlich werden. Die 
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Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat in ihrem Glo-
bal Network for Age-Friendly Cities and Communities 
acht Handlungsfelder einer altersfreundlichen Stadt 
definiert: Öffentlicher Raum, Mobilität und Wohnen 
sind demnach die wichtigsten Bereiche einer kom-
munalen Infrastruktur, die sich auf die Bedarfe Äl-
terer einstellt. Aber auch eine soziale Infrastruktur 
empfiehlt die WHO: allem voran die Mitgestaltung und 
Teilhabe älterer Bürger*innen, die Förderung von En-
gagement, Integration und Antidiskriminierung (World 
Health Organization 2007).

Barrierefreiheit im öffentlichen Raum und alters-
gerechte Mobilität sind wichtige Garanten dafür, dass 
auch eine ältere Bevölkerung am öffentlichen Leben 
teilhaben kann. Dazu zählen Maßnahmen, wie die Zu-
gänglichkeit von Gebäuden zu sichern, Bürgersteige 
anzupassen, aber auch eine leichte Wegeführung, 
Sitzgelegenheiten und öffentliche Toiletten, gute Be-
leuchtung und Sicherheit im Stadtraum sowie erreich-
bare öffentliche Verkehrsmittel. Möglichst im Quartier 
– denn Nahbereich und Nachbarschaft entsprechen 
dem Bewegungsradius im Alter – muss es Versorgungs-
angebote geben, Ärzte, Supermärkte, Apotheken oder 
Geldautomaten. Im ländlichen Raum werden Versor-
gungsstrukturen immer stärker abgebaut. Alternativ 
können neue Dorfzentren viele Dienstleistungen unter 
einem Dach ansiedeln. 

Begegnungsräume sind für die alternde Stadtge-
sellschaft zentral. »Dritte Orte« – wie vom US-ameri-
kanischen Soziologen Ray Oldenburg schon 1989 als 
Lebensorte neben dem eigenen familiären Umfeld und 
dem Arbeitsplatz definiert – sind niedrigschwellig, 
konsumfrei, offen für zwanglose Begegnungen unter-
schiedlicher Generationen oder Kulturen. Ob Biblio-
theken, Soziokulturzentren oder Mehrgenerationen-
häuser: Dritte Orte sind gemeinschaftsstiftend und 
wichtige Pfeiler im Kampf gegen das Zukunftsproblem 
Alterseinsamkeit. Sogar der virtuelle Raum bietet viel 
Potenzial für die Begegnung und soziale Kontakte Äl-
terer, zum Beispiel für Menschen mit eingeschränkter 
Mobilität. »Social Virtual Reality« kann gerade von 
Älteren genutzt werden. Sie tauchen mit VR-Brillen 
in virtuelle Räume ein, kommunizieren miteinander, 
spielen, besuchen Museen oder machen Sport. 

AGEING IN PLACE – WIE DIE BABYBOOMER 
WOHNEN 

Die Lebensqualität im Alter wird wesentlich davon 
bestimmt, wie Menschen wohnen. Wie die Generati-
onen vor ihnen wollen das auch die Babyboomer so 
lange wie möglich selbständig und selbstbestimmt 
tun. Das definiert der Begriff »Ageing in place« und 
meint damit, dass Menschen im eigenen Zuhause und 
Quartier alt werden, in Gemeinschaft, sicher, selbst-
ständig und bequem, unabhängig vom jeweiligen Al-
ter, Einkommen oder von den eigenen Fähigkeiten 
(Körber-Stiftung und Berlin-Institut für Bevölkerung 
und Entwicklung 2022).

Für die Babyboomer-Generation stehen die Aus-
sichten dafür nicht schlecht. Sie wohnt komfortabel. 
Mehr als die Hälfte lebt im Eigentum (Statistische Äm-
ter des Bundes und der Länder 2023). 2022 lagen bei 
Miethaushalten mit einer Haupteinkommensperson 
von 45 Jahren oder älter die Warmmieten je Quadrat-
meter niedriger als bei Jüngeren. Und auch der Platz, 
den Personen zur Verfügung haben, steigt mit dem 
Alter steil an. Während 2022 die Wohnfläche bei Men-
schen unter 25 Jahren 45,4 Quadratmeter betrug, 
wohnten 45- bis 65-Jährige auf 54,8 und Menschen 
über 65 auf durchschnittlich 68,5 Quadratmetern  
(vgl. Abb. 5). Und so muss es nicht verwundern: Die 
Babyboomer sind laut Deutschem Alterssurvey von 
2017 zu über 90 % mit ihrer Wohnsituation zufrieden 
(Nowossadeck und Engstler 2017). 

Die mit dem Alter steigende Wohnfläche hat 
mit familiären Veränderungen zu tun: Partner*innen 
versterben oder die Kinder ziehen aus. Für die Ba-
byboomer hat das große Auswirkungen, denn viele 
von ihnen sind mit wachsendem Wohlstand in den 
1980er oder 1990er Jahren ins Eigenheim gezogen, 
oft am Stadtrand oder im Speckgürtel der Städte. Als 
»Suburbanisierer« drohen ihnen im Alter schlechte 
Anbindung oder sogar Isolation. Fast ein Drittel der 
Babyboomer geht als Single in die Rente (Statistisches 
Bundesamt 2023a). 
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Die wenigstens Älteren sind auf altersgerechtes 
und barrierefreies Wohnen vorbereitet. Ein Beispiel: 
Das Statistische Bundesamt ermittelte, dass 81 %  
der über 64-Jährigen keinen stufenlosen Zugang zur 
Wohnung haben (Statistisches Bundesamt 2023b). 
Alter wird gern verdrängt, dabei müssten die Baby-
boomer rechtzeitig in den altersgerechten Umbau 
der eigenen vier Wände investieren, wenn sie dort 
gut alt werden wollen. Einer Umfrage der Gesell-
schaft für Immobilienverrentung von 2022 zufolge ist  
die Bereitschaft gering, im Alter noch einmal umzu-
ziehen, bei Eigentümer*innen wie bei Mieter*innen  
(Die Gesellschaft für Immobilienverrentung (DEGIV) 
2023).

Auch dass viele Wohnungen und Häuser eigentlich 
zu groß geworden sind – und gleichzeitig Wohnraum 
für Jüngere und Familien fehlt –, ändert nichts am 
Wunsch der Babyboomer, im angestammten Wohnum-
feld zu bleiben. 

DIE POTENZIALE DER NEUEN ALTEN FÜR DIE 
WOHNWIRTSCHAFT

Wenn »Ageing in Place« also für die Babyboomer das 
Leitmotiv ihrer Wohnplanung ist, sollte es auch zur 
Grundlage einer altersgerechten Wohnpolitik und 
Wohnungswirtschaft gemacht werden. Lokale Platt-
formen für den Wohnungstausch könnten alters-
gerechtes Wohnen wie die Wohngerechtigkeit zwi-
schen den Generationen verbessern. Noch stößt die  
Idee, dass Ältere ihre zu groß gewordenen Wohnun-
gen gegen kleinere tauschen, allerdings auf wenig 
Interesse. Es ist meist teurer, in neue Mietverträge 
einzusteigen. 

Zukunftsmärkte sind der barrierefreie Um-
bau von Wohnungen wie auch der des öffentlichen 
Raums. Und der Einsatz smarter und digitaler Tools 
vom Smart Home-System mit Sprachsteuerung 
über KI-gesteuerte Sensoren und Warnsysteme in 
der Wohnung bis hin zur smarten Stadtbeleuchtung 
hat gerade erst begonnen. »Smart Ageing« wartet 
in vielen Bereichen auf innovative Angebote (Kör-
ber-Stiftung und Berlin-Institut für Bevölkerung und 
Entwicklung 2021). 

Neue Altersgenerationen erhöhen auch die Nach-
frage nach neuen Wohnformen. Selbstorganisierte 
Wohnprojekte, Seniorengenossenschaften, Hausge-
meinschaften, Mehrgenerationenwohnprojekte oder 
Cluster-Wohnen sind Alternativen zur Privatwohnung. 
Und schließlich braucht »Ageing in place« auch im 
Bereich von Betreuung und Pflege innovative am-
bulante Dienstleistungen – vom Wäscheservice zu 
Beginn bis hin zur Pflege. Auch der ländliche Raum 
sollte im Blick sein. Die Lebensqualität dort ist vor 
allem mit guten Versorgungsstrukturen und Mobi-
litätsangeboten verknüpft. Immerhin lebt rund ein 
Drittel der Babyboomer in Deutschland im ländlichen 
Raum (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung 2023). 

WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT BRAUCHEN  
DIE BABYBOOMER 

Insgesamt gilt: Die Babyboomer gehen in der Mehr-
heit gebildeter, vermögender, abgesicherter, gesün-
der, fitter und mobiler als alle Generationen vor ih-
nen ins Alter. Das ist nicht nur eine gute Nachricht für 
sie selbst. Sie haben auch ihrerseits zum Wohlstand 
der Gesellschaft und zum Gedeihen der Wirtschaft 
beigetragen. Laut dem Bevölkerungsforscher Rei-
ner Klingholz eröffneten die geburtenstarken Jahr-
gänge der Babyboomer damit ein »Zeitfenster, in dem 
sich eine demografische Dividende einfahren lässt«  
(Körber-Stiftung und Berlin-Institut für Bevölkerung 
und Entwicklung 2018). 

Die Verrentung der Babyboomer ist bereits ver-
stärkt seit 2018 im Gang. Der Arbeitswelt werden sie 
nicht nur quantitativ fehlen. Mit ihnen gehen auch 
Erfahrung und Wissen in die Rente. Sie fehlen als 
Fach- und Führungskräfte, das Handwerk sucht Nach-
folger, der öffentliche Dienst altert und steht in Kon-
kurrenz zur Privatwirtschaft. Längere Lebensarbeits-
zeiten, verstärkte Zuwanderung und die Mobilisierung  
stiller Reserven wie z. B. Frauen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit könnten die Schrumpfung des 
Arbeitsmarkts wenigstens mindern (Hellwagner  
et al. 2022). 

Naheliegender aber ist, dass Arbeitgeber*innen 
Anreize setzen für die längere Mitarbeit Älterer. Da-
bei geht es nicht nur um die Befähigung, etwa durch 
Gesundheitsprävention, sondern auch die Motiva-
tion. Eine lebensphasenorientierte Personalpolitik, 
altersgemischte Teams, Teilzeitmodelle und flexible 
Übergänge in die Nacherwerbsphase sind für viele 
ältere Arbeitnehmer*innen attraktiv. Ein großer Teil 
der neuen Alten verbindet mit der Nacherwerbsphase 
auch keinen »Stillstand« – der Wunsch nach Mitgestal-
tung und das Bewusstsein der eigenen Kompetenzen 
geht oft mit einer Bereitschaft zur Arbeit im Alter ein-
her. Nach einer forsa-Befragung der Körber-Stiftung 
von 2018 war es für zwei Drittel der 50- bis 75-Jäh-
rigen vorstellbar, länger als gesetzlich zu arbeiten – 
wenn die Bedingungen stimmen. Spaß an der Arbeit 
stand an erster Stelle (Körber-Stiftung und Berlin-In-
stitut für Bevölkerung und Entwicklung 2018).

Und auch darauf können Wirtschaft und Gesell-
schaft bauen: Es gibt durchaus einen Gründergeist der 
Älteren. Soziale Unternehmensgründungen im Alter 
zeichnet beispielsweise der Zugabe-Preis 50plus der 
Körber-Stiftung aus (Körber-Stiftung 2022). Die spä-
ten Gründer*innen bringen Autist*innen oder blinde 
Frauen in den Arbeitsmarkt, erfinden Gesundheits-
produkte wie Wäsche für bewegungseingeschränkte 
Menschen oder bauen ambulante Therapiezentren und 
Universitäten für Kinder auf. Was ihnen oft fehlt, ist 
eine Gründerkultur in Deutschland. Wie die junge Star-
tup-Szene suchen auch ältere Gründer*innen Kredit-
gebende oder Startup-Hubs. Und oft ist sind die Grün-
der*innen 50plus auch mit einem defizitorientierten 
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Blick auf das Alter konfrontiert. Dass aber Wirtschaft 
und Gesellschaft schon im eigenen Interesse auf die 
Potenziale des Alters setzen sollten und können, wird 
spätestens die Generation der Babyboomer einfordern 
– und unter Beweis stellen. 
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Senior Entrepreneurship – Risiken und Chancen  
im demografischen Wandel

Die im internationalen Vergleich ohnehin schon recht 
niedrige Gründungstätigkeit in Deutschland ist in den 
vergangenen 20 Jahren deutlich zurückgegangen. 
Zahlen der KfW zeigen, dass vor allem wenige ältere 
Menschen ein Unternehmen gründen oder den Schritt 
in die Selbständigkeit wagen (KfW 2023; vgl. Abb. 1). 
Trotz dieser niedrigeren Gründungsneigung ist auf-
grund der absehbaren demografischen Veränderungen 
in den kommenden Jahren davon auszugehen, dass 
älteren Gründerinnen und Gründern eine wichtigere 
Rolle für das Gründungsgeschehen insgesamt zukom-
men könnte.

Wenn es gelänge, ältere Menschen stärker für die 
Themen Selbständigkeit und Unternehmensgründung 
zu sensibilisieren, kann dies auch eine aktive Rolle in 
der Demografiepolitik spielen (OECD 2021). Denn wenn 
die entsprechenden Rahmenbedingungen vorliegen, 
können sich in der Tat viele ältere Menschen vorstel-
len, länger als gesetzlich vorgesehen zu arbeiten. Viele 
wären zudem bereit, nach dem »ersten« Erwerbsleben 
weiterhin eine hohe gesellschaftliche Verantwortung 
zu übernehmen, in Form von sozialem Engagement, 
Unternehmertum oder einer Verbindung von beidem 
(Körber-Stiftung 2018). 

Unternehmen, deren Gründerinnen und Gründer 
zum Gründungszeitpunkt schon etwas älter waren, 
scheinen zudem häufig wirtschaftlich erfolgreicher 
zu sein als solche, deren Gründerinnen und Gründer 
sehr jung sind. Dies geht zum Beispiel aus empirischer 
Forschung für die USA hervor (Azoulay et al. 2020). 
Im Jahr 2013 wurde in den USA jedes zweite Grün-
dungsvorhaben von einer Person über 45 Jahren 
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initiiert. Besonders gut schneiden die Menschen ab 
55 Jahren ab (RKW Kompetenzzentrum 2013). Späte 
Gründerinnen und Gründer verfügen über einen größe-
ren Erfahrungsschatz; sie können auf eine Vielzahl von 
Fähigkeiten zurückgreifen, die sie im Laufe ihres län-
geren Erwerbslebens erworben haben; außerdem sind 
sie häufig finanziell gut abgesichert (Brixy et al. 2016). 
Viele Innovationen Älterer, bzw. Ideen für Produkte 
und Dienstleistungen, auf denen sich eine Unterneh-
mensgründung aufbauen lässt, dürften sogar ohne 
die vorherige Erwerbs- oder Lebenserfahrung nicht 
zustande gekommen sein. 

Allerdings gibt es auch Faktoren, die ein spä-
tes Gründen erschweren. Wenn Finanzierungslücken 
bestehen, stehen ältere Gründerinnen und Gründer 
häufig vor noch größeren Hürden als ihre jüngeren 
Kolleginnen und Kollegen. Zudem steht eine schlechte 
Vereinbarkeit von Pflege und Erwerbsleben potenziel-
len Gründungen im Weg, denn gerade den rentenna-
hen Jahrgängen fällt überwiegend die Aufgabe zu, 
angehörige Partnerinnen und Partner oder auch die 
Eltern zu pflegen. 

Einige dieser Aspekte werden im Folgenden an-
hand des von den beiden Autorinnen Sigrid Ladig und 
Gisela-Elisabeth Winkler gegründeten Unternehmens 
Ladig & Winkler GmbH erläutert. Diese Firma bietet 
die innovative saba Unterwäsche für Menschen mit 
Bewegungseinschränkung an, die ihnen das An- und 
Auskleiden erheblich erleichtert. Sie kommt kör-
perbehinderten Personen allgemein und insbeson-
dere Pflegebedürftigen und ihren Pflegerinnen und  
Pflegern zugute. Selbständig agierende Personen 
erhalten sich ihre Freiheit im Intimbereich, wodurch 
ihr Selbstvertrauen gestärkt wird, Patienten erleiden 
weniger Schmerzen und die Pflegepersonen sparen 
Kraft und Zeit und schonen ihren Rücken. Sie können 
Bettlägrige sogar im Bett anziehen, ohne sie anzu- 
heben. Zum Zeitpunkt der Unternehmensgründung 
war Sigrid Ladig 69 Jahre und Gisela-Elisabeth Wink-
ler 70 Jahre alt.

GUTE IDEEN, DIE ZU INNOVATIONEN FÜHREN

Im Zuge des demografischen Wandels werden Pro-
dukte und Dienstleistungen, die auf die Bedürfnisse 
der wachsenden Bevölkerungsgruppe der Älteren 

zugeschnitten sind, voraussichtlich an Bedeutung 
gewinnen. Gerade auch für unternehmerische Ideen 
kann dies Potenziale bieten, die sich möglicherweise 
leichter aus der Sichtweise älterer Menschen erschlie-
ßen lassen. 

Beispiel Pflege: Daten des Statistischen Bun-
desamts zufolge waren 2021 in Deutschland etwa  
5 Mio. Menschen pflegebedürftig – Tendenz steigend. 
Etwa 80 % wurden im häuslichen Umfeld betreut, über-
wiegend von Angehörigen und in über der Hälfte der 
Fälle sogar ohne professionelle Unterstützung durch 
Pflegedienste oder andere Einrichtungen (VdK 2023). 
Wie in vielen anderen Bereichen auch, können Perso-
nen, die eng in den Pflegealltag einbezogen sind, oft 
am besten einschätzen, welche Defizite bestehen und 
welche Ansätze vielversprechend erscheinen. Dies gilt 
auch allgemeiner – über den Bereich Pflege hinaus – 
für die sich verändernden Bedürfnisse der wachsen-
den Bevölkerungsgruppe der Älteren. Hier könnten 
ältere Personen selbst gefragt sein, unternehmerische 
Ideen zu entwickeln, die jüngeren Gründerinnen und 
Gründern möglicherweise schwerer zugänglich sind.

Unternehmerische Ideen älterer Personen füh-
ren zu erfolgreichen Innovationen: Unternehmen in 
Deutschland, die von älteren Menschen gegründet 
wurden, sind bei der Einführung neuer Produkte und 
Dienstleistungen überwiegend mit den Unternehmens-
gründungen über alle Altersgruppen hinweg vergleich-
bar und bringen ähnlich häufig neue Produkt- und 
Dienstleistungsideen auf den Markt (vgl. Abb. 2). 
Neben innovativen Ideen für Produkte und Dienstleis-
tungen sind von Älteren und von Jüngeren gegründete 
Unternehmen in Deutschland bei der Exportorien-
tierung oder der Wachstumsstärke, bezogen auf das 
Beschäftigungswachstum, vergleichbar. Insgesamt 
schätzen ältere Gründerinnen und Gründer ihre selbst 
wahrgenommenen unternehmerischen Fähigkeiten 
ähnlich gut ein wie jüngere und gründen ähnlich häu-
fig im Team (OECD 2021). 

Bei der Entwicklung von saba Wäsche war die per-
sönliche Pflegeerfahrung ein wesentlicher Antrieb zur 
Produktidee: »Warum gibt es kein Unterhemd, das 
vorn geöffnet werden kann?« war die entscheidende 
Frage von Winkler für die Entwicklung von saba Wä-
sche. Denn es war aufgrund der starken Spastiken 
ihres Ehemanns immer schwieriger geworden, ihn an- 
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und auszuziehen; es kostete sie viel Zeit und Kraft und 
zu ihrem großen Kummer musste sie ihm dabei auch 
Schmerzen bereiten. 

Sie suchte im Internet, in Sanitätshäusern, in al-
len denkbaren Läden, aber vergeblich. Ein entspre-
chendes Produkt gab es nicht. Deswegen wandte sie 
sich an ihre Schwester, Sigrid Ladig. Diese nahm die 
Idee auf, erfand auch die passende Unterhose und so 
entstand zunächst für den häuslichen Gebrauch ein 
Prototyp von saba Wäsche. Die neue Wäsche ist im 
Vorderteil mit senkrechten Teilungsnähten ausgestat-
tet. Sie wird daher nur um den Körper herum gelegt 
und dann vorn mit Klettverschlüssen geschlossen.

Die begeisterte Reaktion der Pflegerinnen und 
Pfleger, die den Patienten versorgten, machte den 
Schwestern klar, dass saba Wäsche nicht nur ihre 
spezielle Pflegesituation löste. Denn viele Patienten 
und ihre Pflegerinnen und Pfleger kämpfen mit ähn-
lichen Problemen. Winkler und Ladig beschlossen, 
ihnen die vorteilhaften saba Produkte zur Verfügung 
zu stellen. Tatsächlich gibt es neben Pflegebedürftigen 
noch viele weitere Personen mit Bewegungseinschrän-
kungen, die von saba Wäsche profitieren können, u.a. 
Körperbehinderte oder Menschen, die eine Operation 
im Bewegungsapparat vor sich haben, und wissen, 
dass sie sich danach nur schwer an- und ausziehen 
können. Oder ältere Menschen, die unter Arthrosen 
oder anderen Einschränkungen leiden.

Die Erfinderinnen stellten saba Wäsche der Öf-
fentlichkeit zunächst auf der Erfindermesse iENA in 
Nürnberg vor. Die Goldmedaille, die sie erhielten, be-
flügelte sie, das innovative Produkt zur Marktreife zu 
entwickeln und patentieren zu lassen. Die Wäsche 
wird seitdem auf ihrem Online-Shop vertrieben.

ÜBERZEUGTE GRÜNDERINNEN UND GRÜNDER

Viele Gründerinnen und Gründer, die sich nach einem 
»ersten« Erwerbsleben für einen unternehmerischen 
Neustart im Alter entscheiden, tun dies aus Überzeu-
gung; sie wollen eine Chance ergreifen (Opportuni-
ty-Gründungen). In Deutschland erfolgen auch insge-
samt wenige Gründungen aus Mangel an Erwerbsal-
ternativen heraus (Necessity-Gründungen). Beides 
gilt ebenso bei Gründungen durch ältere Personen  
(RKW Kompetenzzentrum 2018). 

Bei vielen Älteren herrscht allerdings das Be-
dürfnis vor, sich über gesellschaftliches Engagement  
einzubringen, beispielsweise über die Gründung eines 
(sozialen) Unternehmens. Besonders bei einem sol-
chen sozialen Unternehmertum Älterer (Senior Social 
Entrepreneurship) steht die Gemeinwohlorientierung 
des unternehmerischen Handelns im Vordergrund.  
Unternehmertum oder andere Formen des Engage-
ments »zwischen« einem ersten Erwerbsleben und 
dem Ruhestand können dabei mittelfristig bedeuten-
der werden, auch weil mit einer steigender Lebens- 
erwartung klassische Lebensverlaufsmodelle mit  
einem starren Übergang von einer aktiven Zeit  

der Berufstätigkeit zu einer passiven Zeit des Ruhe-
stands an Bedeutung verlieren dürften (Körber-Stif-
tung 2018).

Auch für das unternehmerische Handeln von 
Ladig und Winkler steht der soziale Nutzen des Pro-
dukts im Vordergrund: Die saba Wäsche soll für Ge-
pflegte, Pflegende und Menschen mit körperlichen 
Einschränkungen im Alltag Erleichterungen bringen. 
Eine maximale Gewinnorientierung ist dagegen kein 
vordringliches Anliegen. Das spiegelt sich im Gesell-
schaftervertrag wider, der bestimmt, dass ein Teil der 
ausgeschütteten Gewinne an ein gemeinnütziges Un-
ternehmen gehen soll.

Daneben legen die Gründerinnen auch besonde-
res Augenmerk auf nachhaltige Fertigungsprozesse: 
Die saba Wäsche wird in Deutschland, in der Region 
Chemnitz, gefertigt. Auch das hochwertige Bio-Mate-
rial wird in dieser Gegend hergestellt. Falls die Firma 
in andere Hände übergeben wird, sollen diese Grund-
sätze erhalten bleiben. 

WAS HELFEN KÖNNTE: ÖFFENTLICHES  
BEWUSSTSEIN UND FÖRDERUNG, …

In vielen Bereichen des Gründungsprozesses sehen 
sich jüngere und ältere Gründerinnen und Gründer mit 
ähnlichen Herausforderungen konfrontiert. Generell 
gibt es jedoch wenig – insbesondere zugeschnittene 
– institutionelle Förderung für Ältere bei der Unter-
nehmensgründung; Personen in fortgeschrittenem 
Alter stellen auch keine »natürliche« Zielgruppe für 
Fördermaßnahmen dar. Insgesamt könnten auch 
die politischen Rahmenbedingungen stärker darauf  
ausgerichtet werden, es Älteren zu erleichtern, ihre 
unternehmerischen Ideen und Potenziale einzubrin-
gen. Dies könnte z. B. durch eine aktive Förderung 
oder auch durch den Abbau steuerlicher oder sozi-
alversicherungsrechtlicher Hemmnisse geschehen 
(OECD 2021). 

Während unternehmerisches Handeln von Se-
niorinnen und Senioren sowohl persönlich als auch 
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gesamtwirtschaftlich viele Vorzüge hat, ist das all-
gemeine Bewusstsein für die Möglichkeiten unter-
nehmerischer Betätigung als einer »späten« Karrie-
reentscheidung relativ schwach entwickelt; eine Grün-
derkultur für Ältere fehlt noch völlig (Körber-Stiftung 
2018). Erschwerend kommt hinzu, dass sich über die 
vergangenen Jahre die ohnehin niedrige Gründungs-
neigung über alle Altersgruppen hinweg verfestigt und 
insbesondere die Pandemiezeit besondere Herausfor-
derungen für Unternehmensgründungen bedeutet hat 
(KfW 2023; Wölfl 2021). 

Wichtige weitere Aspekte, die Unternehmens-
gründungen Älterer erleichtern könnten, wären ver-
besserte Möglichkeiten zum Austausch älterer Grün-
derinnen und Gründer untereinander. Hier ist die 
Körber-Stiftung positiv zu nennen. Sie hat mit ihrem 
Zugabe-Preis, den sie jährlich an drei Gründer 60+ ver-
gibt, eine Grundlage geschaffen, »späte« Gründungen 
öffentlich sichtbar zu machen. Außerdem hat sie in 
einem Symposium begonnen, ihre Preisträgerinnen 
und Preisträger zu vernetzen.

Daneben können auch Weiterbildungsmöglich-
keiten gestärkt werden, um potenzielle Gründerin-
nen und Gründer mit den wichtigsten Kenntnissen 
zur Gründung eines Unternehmens vertraut zu ma-
chen (Global Entrepreneurship Monitor 2017). Hierzu 
zählen insbesondere Angebote, um die digitalen 
Kompetenzen von Älteren zu stärken, zumal digitale 
Kompetenzen generell für die Arbeitsmarktbeteiligung 
immer wichtiger werden. Auch über Altersgruppen 
hinweg sind sie für die Führung eines Unternehmens 
unabdingbar. 

Eine weitere große Herausforderung stellt die 
Unternehmensnachfolge dar. Eine grundsätzlich im 
Vergleich zu jüngeren Gründerinnen und Gründern 
verkürzte Phase unternehmerischer Aktivität bis  
zum Eintritt in den (wirklichen) Ruhestand rückt  
Nachfolgeüberlegungen und -planungen stärker in 
den Vordergrund. Die gegenwärtig für viele inhaber-
geführte, insbesondere mittelständische Unterneh-
men schwierige Situation bei Suche von Nachfolge-
lösungen macht diese Herausforderung nicht leichter 
(DIHK 2022).

Bei der Gründung der Ladig & Winkler GmbH ist 
den beiden Gründerinnen Hilfe im Rahmen eines För-
derprogramms des Berliner Senats zuteil geworden. 
Gisela-Elisabeth Winkler konnte an einem Crashkurs 
in Betriebswirtschaftslehre teilnehmen. Außerdem 
wurde dem Unternehmen für eine gewisse Zeit ein 
Unternehmensberater zur Seite gestellt. Weiterhin 
ermöglichte das Bundesministerium für Wirtschaft 
dem Start-Up die Teilnahme an geeigneten Messen, 
z. B. Reha-Messe und Altenpflegemesse, so dass es in 
der Branche ein wenig sichtbar wurde. Ein geeignetes 
Netzwerk fehlte allerdings. 

Viel Anerkennung erhielten die Schwestern zu-
dem durch die Medien. Sowohl Fernsehsender wie 
MDR, RBB, ZDF und ARD als auch DLF berichteten über 
die Gründerinnen, Pflegefachzeitschriften, Zeitungen, 
Zeitschriften und Online-Veröffentlichungen stellten 
das Produkt und die Schwestern vor. Auch öffentliche 
Auszeichnungen zeigen Wertschätzung und Hochach-
tung. Für Gründung im Alter erhielt Sigrid Ladig den 
Preis »Reife Leistung«, Bayern 2010, und Gisela-Elisa-
beth Winkler den oben erwähnten Zugabe-Preis der 
Körber-Stiftung 2022. 

Hier zeigt sich die positive Tendenz, Alter nicht 
mit Unfähigkeit und Gebrechlichkeit zu identifizieren. 
Es ist zu hoffen, dass sich dieser Trend verstärkt und 
die produktiven Möglichkeiten von lebenserfahrenen 
Menschen stärker ins öffentliche Bewusstsein gelan-
gen. Angemerkt sei, dass der Menschenrechtsrat der 
Vereinten Nationen (UN) in Genf am 11. Oktober 2023 
eine Resolution zu den Menschenrechten Älterer ver-
abschiedet hat. In dieser Resolution verurteilen die 
Staaten jede Form von Gewalt gegen und Missbrauch 
und Vernachlässigung von älteren Menschen. Auch in 
Deutschland sollte ein stärkeres Augenmerk darauf 
gerichtet werden, Menschen nicht aufgrund ihres Al-
ters zu diskriminieren.

… ZUGANG ZU FINANZIERUNG …

Auch in einem der wichtigsten Bereiche, dem Zugang 
zu Finanzierungsmöglichkeiten, haben Gründungsab-
sichten Älterer überwiegend (noch) größere Schwierig-
keiten als die Jüngerer. Schon altersübergreifend sind 
finanzielle Risiken und finanzierungsbedingte Pro-
bleme für potenzielle Gründerinnen und Gründer häu-
fig die Ursache für den Abbruch von Gründungsplänen 
(vgl. Abb. 3). Ältere Menschen scheinen es in Deutsch-
land sogar noch deutlich schwerer zu haben, Kredite 
zu bekommen, wie aus einer vor kurzem erschienen 
Studie des Hamburger Instituts für Finanzdienstleis-
tungen im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes hervorgeht (Iff 2023). Für ältere Gründerinnen 
und Gründer kann es daher erforderlich sein, für die 
Verwirklichung unternehmerischer Ideen in großem 
Umfang auf eigene Mittel, eigenes Vermögen oder 
bereits bestehende Netzwerke zurückzugreifen. Dies 
dürfte den Anreiz zu gründen überwiegend negativ 
beeinflussen.
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Für das Start-Up Ladig & Winkler GmbH gab es 
keine Bankkredite. Ladig und Winkler hatten sogar 
den Eindruck, Banken würden Personen in ihrem Al-
ter generell investitionelle Unterstützung verweigern.  
Die Schwestern mussten also ihr Unternehmen  
aus eigenen Mitteln finanzieren. Auch weiterhin sind 
keine Kredite zu erwarten. So müssen alle Erträge 
aus den Verkäufen wieder in die Firma eingebracht 
werden. 

Viele Pläne für saba-ähnliche Produkte können 
aufgrund dieser Finanzierungsbeschränkungen nicht 
realisiert werden. Das Patent gilt nicht nur für Un-
terwäsche, sondern auch für Oberbekleidung. In der 
Ideenschublade warten viele hilfreiche Produkte wie 
T-Shirts, Haus- und Nachtwäsche, Röcke oder Hosen 
darauf, Betroffenen das Leben zu erleichtern. Aber es 
fehlt an Mitteln, diese Ideen umzusetzen. Andererseits 
fühlen sich die Schwestern immer wieder durch ihre 
Kunden bestätigt. Deren lobende Zuschriften und be-
stärkenden Anrufe motivieren sie immer wieder, das 
Unternehmen fortzuführen. 

… UND EINE BESSERE VEREINBARKEIT VON ER-
WERBSTÄTIGKEIT UND PFLEGEVERANTWORTUNG

Schließlich lässt sich vielfach eine Erwerbstätigkeit in 
Voll- oder auch Teilzeit nicht mit Pflegeverantwortung 
vereinen. Darin spiegelt sich eine bedenkliche Tendenz 
für die Zukunft. Die Erwerbsbeteiligung pflegender 
Angehöriger zu stärken, wird daher eine wichtigere 
politische Aufgabe werden. Rentennahe Jahrgänge 
und Menschen im Rentenalter sind, bei Pflegebedürf-
tigkeit der Partnerin bzw. des Partners oder auch der 
Elterngeneration, mit besonderen Herausforderungen 
konfrontiert: Auf individueller Ebene führt einer Ver-
ringerung der Arbeitsmarktbeteiligung zu geringeren 
Einkommen und Rentenanwartschaften, besonders 
bei Frauen, die überproportional häufig (häusliche) 
Pflegeverantwortung wahrnehmen. 

Auch gesamtgesellschaftlich führt eine nur unzu-
reichende Möglichkeit, Pflege und Erwerbstätigkeit zu 
vereinbaren, dazu, dass den Unternehmen Wissen und 
Fähigkeiten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit 
Pflegeverantwortung abhandenkommt. Besonders 
in Zeiten eines sich zuspitzenden Fachkräftemangels 
und einer perspektivisch steigenden Anzahl pflege-
bedürftiger Menschen stellt dies eine bedenkliche 
Entwicklung dar.

Auch Gisela-Elisabeth Winkler konnte die Pflege 
ihres stark spastischen Ehemanns neben ihrer Berufs-
tätigkeit kaum noch bewältigen. Zunächst schränkte 
sie deswegen ihre redaktionelle Tätigkeit bei einer 
mathematischen Zeitschrift ein, später löste sie ihren 
Arbeitsvertrag auf, weil Beruf und Pflege nicht mehr 
zu vereinbaren waren.

Eine bessere Vereinbarkeit von häuslicher Pflege 
und Erwerbstätigkeit kann daher als große politische 
Aufgabe angesehen werden, besonders um nachteilige 
Effekte für die Erwerbsbiografie Pflegender abzumil-

dern, aber auch um deren Wissen und Kompetenzen 
für den Arbeitsmarkt zu erhalten. Sicher ist auch noch 
viel Potenzial für Ideen – auch unternehmerische – 
und Lösungen vorhanden, die den Alltag von Pflegen-
den und Gepflegten verbessern können.

AUSBLICK

Mit den Umwälzungen durch den demografischen 
Wandel stehen die Chancen gut, dass ältere Grün-
derinnen und Gründer eine größere Bedeutung für 
das Gründungsgeschehen insgesamt erlangen. Gesell-
schaftliche Veränderungen im Zuge des demografi-
schen Wandels und die sich verändernden Bedürfnisse 
der wachsenden Gruppe der Älteren könnten gerade 
unternehmerische Innovationen dieser Gruppe selbst 
veranlassen; besonders auch weil sich solche Ideen 
möglicherweise einfacher erschließen lassen, als dies 
für jüngere Gründerinnen und Gründer der Fall ist. 
Insgesamt bleibt das Potenzial, unternehmerische 
Chancen über Generationen hinweg zu verbessern 
und auch den Zugang Älterer zu unternehmerischer 
Aktivität zu stärken, hoch. 

Daneben wird es eine immer wichtigere politi-
sche Aufgabe werden, generell die Erwerbsbeteiligung 
pflegender Angehöriger zu stärken. Vereinbarkeit von 
Pflege und Erwerbsleben ist ein wichtiger Aspekt. Hier 
gilt es, sowohl nachteilige Effekte für die Erwerbs-
biografien Pflegender abzumildern, als auch deren 
Wissen und Kompetenzen für den Arbeitsmarkt zu 
erhalten. Für die Zukunft erscheinen als mögliche Lö-
sungen: die fortschreitende Digitalisierung und der 
Einsatz von Künstlicher Intelligenz. Dazu müssten po-
litische Weichen gestellt werden, um einerseits ent-
sprechende Werkzeuge zu entwickeln, andererseits 
auch Älteren den Zugang dazu zu ermöglichen. 

Sicher ist auch noch viel Potenzial für Ideen 
– auch unternehmerische – und Lösungen vorhan-
den, die den Alltag von Pflegenden und Gepflegten  
verbessern können. Mit einer perspektivisch stei-
genden Anzahl pflegebedürftiger Menschen stellt  
dies eine bedeutende Aufgabe für Politik und Gesell-
schaft dar. 
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Nicolas Bunde und Anita Wölfl

Wie technologieaffin sind ältere Menschen in Deutschland  
im europäischen Vergleich?

Mit dem Einsatz digitaler Technologien entstehen auch 
für ältere Menschen neue Möglichkeiten, ihren Alltag 
selbständig zu gestalten und aktiv am gesellschaftli-
chen Leben teilzuhaben. In der Tat sind die Anwen-
dungsmöglichkeiten von digitalen Technologien dabei 
vielfältig: Sie helfen z. B. älteren Menschen, bis ins hohe 
Alter noch in ihrer eigenen Wohnung sicher und selbst-
bestimmt leben zu können. So können etwa KI-basierte 
Gas-, Strom- oder Wasserzähler den Zählerstand über-
wachen und bei ungewöhnlichem Verbrauch warnen; 
Sensoren an Türen und Fenstern können vor Einbruch 
schützen; eine sensorgestützte Orientierungsbeleuch-
tung kann Stürze verhindern; smarte Thermostate kön-
nen automatisch für eine angenehme Temperatur sor-
gen (Bitkom 2021; Körber-Stiftung und Berlin-Institut 
für Bevölkerung und Entwicklung 2021). 

Mit zunehmendem Alter wird es für die meisten 
Menschen auch immer beschwerlicher, sich selbstän-
dig außerhalb der eigenen vier Wände zu bewegen. 
Hier können digitale Technologien helfen, etwas von 
der Mobilität zurückzugewinnen. So können Mobi-
litäts-Apps ältere Menschen darüber informieren, 
welche öffentlichen Verkehrsangebote sie nutzen 
können, um möglichst barrierearm an ihr gewünsch-
tes Ziel zu gelangen. Digitale Technologien können 
sogar Bewegungseinschränkungen kompensieren.  
So werden im Rahmen der geriatrischen Rehabilita-
tion zuweilen technische Lösungen, wie etwa roboti-
sche Exoskelette, eingesetzt, die bestimmte Körper-

teile mit zusätzlicher Bewegungskraft unterstützen 
(BMFSFJ 2020; Wahl et al. 2021). 

Digitale Technologien können auch im Bereich 
Gesundheit und Pflege einen wichtigen Beitrag liefern. 
So können digitale Anwendungen wie Wearables hel-
fen, den eigenen Gesundheitszustand oder denjenigen 
von Angehörigen zu kontrollieren. Zugleich können 
digitale Technologien in der Telemedizin oder KI-ge-
stützten Diagnostik die Tätigkeit von Ärzt*innen und 
Pflegenden unterstützen, und spezifische Software 
kann den organisatorischen Teil der Pfleger*innen 
vereinfachen, so dass sie der sozialen Betreuung der 
Patient*innen mehr Zeit widmen können. Digitale 
Technologien erleichtern außerdem den Austausch 
von Informationen zwischen Patient*innen, Angehö-
rigen und den unterschiedlichen medizinischen und 
pflegerischen Fachkräften (Bitkom 2021; BMFSFJ 2020; 
Körber-Stiftung und Berlin-Institut für Bevölkerung 
und Entwicklung 2021). 

Schließlich helfen verschiedene digitale Techno-
logien oder Anwendungen den älteren Menschen, wei-
terhin aktiv am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. 
Mit Hilfe von Laptop, Tablet oder Smartphone können 
sie mit Angehörigen oder Bekannten in Kontakt blei-
ben, sich Informationen einholen, öffentliche Dienst-
leistungen in Anspruch nehmen oder etwa auch an 
Online-Bildungsangeboten teilnehmen. Dies ist gerade 
für ältere Menschen wichtig, die in ihrer Bewegung 
eingeschränkt sind oder etwa in ländlichen Regionen 

leben, in denen das Angebot an Geschäften, 
Banken, Kulturzentren oder auch Behörden 

begrenzt ist. 

EUROBAROMETER ALS AUFSCHLUSS-
REICHE INFORMATIONSQUELLE ZUR 

TECHNOLOGIEAFFINITÄT

Digitale Technologien können ihre Potenziale 
jedoch nur entfalten, wenn die älteren Perso-
nen ein gewisses Maß an Technologieaffinität 
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mitbringen, d. h., wenn sie dazu bereit sind, solche 
digitalen Technologien auch zu nutzen. Inwiefern dies 
der Fall ist, hängt Umfragen zufolge im Wesentlichen 
davon ab, ob die einzelnen Personen Ziele und Nutzen 
der jeweiligen technologischen Anwendung kennen 
und akzeptieren. Zudem hängt es davon ab, wie viel 
Vertrauen die Personen in die entsprechende Anwen-
dung haben. Ein Aspekt, der besonders in Deutsch-
land in dieser Hinsicht immer wieder hervorgehoben 
wird, ist die Frage, ob dabei die persönlichen Daten 
geschützt sind (Falck et al. 2021a). 

Aufgrund dieser Faktoren und abhängig von der 
jeweiligen Technologie liefern empirische Untersu-
chungen auch eine große Bandbreite an Ergebnissen 
hinsichtlich der Technologieaffinität von älteren Men-
schen. So zeigt sich auf der Basis von Eurostat-Da-
ten, dass heutzutage ältere Menschen in Deutschland 
durchaus täglich im Internet unterwegs sind. Bei den 
Personen im Alter zwischen 65 und 74 Jahren war dies 
2022 bei etwas mehr als 60 % der Personen der Fall, 
bei den 55- bis 64-Jährigen sogar bei knapp 80 %. Zu-
dem hat diese Bereitschaft in den vergangenen Jahren 
deutlich zugenommen: Noch vor zehn Jahren hat nur 
knapp die Hälfte der damals 55- bis 64-Jährigen und 
nur knapp ein Viertel der damals 65- bis 74-Jährigen 
täglich das Internet genutzt.

Aufschlussreiche Informationen zur Technologie-
affinität älterer Menschen im europäischen Vergleich 
liefern die Befragungen im Rahmen des sogenannten 
Eurobarometers. So wurde etwa in der Sonderbefra-
gung »The Digital Decade« im März 2023 unter ande-
rem die Einstellung der EU-Bürger*innen zu digitalen 
Technologien abgefragt. Die Befragten sollten dort 
Einschätzungen zur zukünftigen Bedeutung digitaler 
Technologien für sich in verschiedenen Lebensberei-
chen bis zum Jahr 2030 abgeben, im Arbeitskontext, 
im Gesundheitswesen, in der politischen Teilhabe 
oder in der generellen Kommunikation mit anderen 
Menschen. 

Die Daten des Eurobarometers haben dabei ge-
genüber anderen Erhebungen eine Reihe von Vortei-
len: Sie sind technologieneutral. Es geht dabei um 
die Einschätzung der Befragten, wie wichtig digitale 
Technologien generell für sie bis 2030 sein werden, 
ohne sich dabei auf eine bestimmte Technologie oder 
technologische Anwendung, also z.B. dem Internet 
oder dem Mobilfunk, zu beschränken. 

Die Daten stehen zudem nicht nur aggregiert zur 
Verfügung, sondern liegen auch nach unterschiedli-
chen Kategorien wie Geschlecht, Bildung und – für die 
vorliegende Analyse von besonderem Interesse – für 
verschiedene Altersgruppen differenziert vor. Hier-
durch wird ein genauerer Blick auf die Einstellungen 
älterer Personen zu digitalen Technologien sowie der 
Vergleich zwischen Generationen möglich. 

Die Daten betrachten auch die Frage, für welche 
Zwecke oder Lebensbereiche die Befragten digitale 
Technologien als wichtig einschätzen. Empirischen 
Untersuchungen zufolge spielt der Anwendungszweck 

eine große Rolle für die Akzeptanz einer bestimmten 
Technologie (Körber-Stiftung und Berlin-Institut für 
Bevölkerung und Entwicklung 2021). Dabei können 
unterschiedliche Ziele oder Einsatzbereiche je nach 
Altersgruppe durchaus verschieden bedeutend sein 
– wie sich unter anderem auch im Rahmen dieser Ana-
lyse zeigen wird. 

DEUTSCHLAND SCHNEIDET IM EUROPÄISCHEN 
VERGLEICH BEI DIGITALAFFINITÄT SCHLECHT AB

Betrachtet man nun – auf Basis des Eurobarome-
ters – zunächst, wie sich die allgemeine Einstellung 
zu digitalen Technologien verhält, zeigt sich folgen-
des Bild: Auf die Frage »Wie wichtig werden Ihrer 
Meinung nach digitale Technologien im Jahr 2030 
für Ihr Leben generell sein?« antworten die Befrag-
ten in Europa im Jahr 2023 größtenteils zustimmend  
(vgl. Abb. 1). Digitale Technologien werden von den 
meisten Befragten als »einigermaßen wichtig« oder 
sogar »sehr wichtig« erachtet. Das ist wenig überra-
schend, da die Digitalisierung bereits große Teile des 
Alltags durchdringt und viele Personen im Arbeitsle-
ben mit digitalen Technologien in Berührung kommen. 
Durch die Corona-Pandemie hat die Digitalisierung 
in den vergangenen Jahren nochmals einen Schub 
bekommen und es ist zu erwarten, dass sich diese 
Tendenz in den kommenden Jahren fortsetzen wird.

Nichtsdestotrotz zeigen sich zwischen den eu-
ropäischen Ländern deutliche Unterschiede. Wäh-
rend fast alle Befragten in den Niederlanden und in 
Schweden digitale Technologien für ziemlich oder 
sehr wichtig halten, sind es in Rumänien mit knapp 
60 % vergleichsweise wenige Menschen. Deutschland 
befindet sich mit einem Anteil von 76 % im unteren 
Mittelfeld. Verglichen mit den vier anderen großen 
Volkswirtschaften der EU (Niederlande 95 %, Spanien 
79 %, Italien 77 %, Frankreich 81 %) schätzt man in 
Deutschland die zukünftige Bedeutung von digita-
ler Technik teils merklich geringer ein. Betrachtet 
man nur die Anteile derjenigen, die digitale Techno-
logien für sehr wichtig halten, liegt Deutschland mit  
41 % etwas unter dem europäischen Durchschnitt.
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ANDERE LÄNDER ZEIGEN: ÄLTERE MENSCHEN 
SCHÄTZEN DURCHAUS DIGITALE TECHNOLOGIEN

Die Haltung gegenüber digitalen Technologien wird 
von verschiedenen Faktoren beeinflusst, darunter 
Bildung, finanzielle Ressourcen, die Art der Beschäf-
tigung sowie insbesondere auch das Alter. Während 
jüngere Generationen bereits mit digitalen Technolo-
gien aufgewachsen sind, wurden ältere Generationen 
in einer eher analogen Zeit geprägt, in der die Digi-
talisierung lediglich eine geringe Bedeutung in der 
Gesellschaft hatte; ältere Generationen werden daher 
in der Literatur auch gerne als »Digitale Immigran-
ten« bezeichnet (Wang et al. 2013). Dies spiegelt sich 
in durchschnittlich geringeren Digitalkompetenzen  
und tendenziell geringerem Wissen um die Möglich-
keiten und Potenziale digitaler Technologien wider.  
Es ist daher nicht verwunderlich, dass gerade äl-
tere Personen die Bedeutung der Digitalisierung für 
das eigene Leben geringer einschätzen als jüngere 
Generationen. 

Dies geht aus Abbildung 2 hervor, in der die Zu-
stimmungswerte der EU-27 für mehrere Alterskohor-
ten dargestellt werden, d. h. der Anteil der Befragten, 
die digitale Technologien als »einigermaßen wichtig« 
oder »sehr wichtig« für ihr Leben bis 2030 einschät-
zen. Bei den 25- bis 34-Jährigen bewegen sich die 

Zustimmungswerte zwischen 79 und 98 %. Auch in 
Deutschland hält die überwiegende Mehrheit der jün-
geren Personen digitale Technologien (zukünftig) für 
bedeutend. Allerdings gehört Deutschland selbst mit 
einem Wert von 92 % nicht zu den Spitzenländern. 

Mit steigendem Alter fallen die Zustimmungswerte 
länderübergreifend geringer aus. Die 65- bis 74-Jähri-
gen weisen digitalen Technologien erwartungsgemäß 
die geringste Bedeutung zu. Die große Streuung ver-
deutlicht jedoch, dass ein höheres Alter nicht notwen-
digerweise mit einer Geringschätzung digitaler Tech-
nologien einhergehen muss. So weisen Länder wie 
Schweden, Dänemark oder die Niederlande Zustim-
mungswerte jenseits der 80%-Marke auf. Dies spricht 
vielmehr dafür, dass man mit dem richtigen Angebot 
auch die sogenannten »Digitalen Immigranten« vom 
Nutzen digitaler Technologien überzeugen könnte.

Interessant ist zudem der Vergleich zwischen der 
Kohorte der jetzigen Rentner*innen, d. h. den heute 
65- bis 74-Jährigen, und den heute 55- bis 64-Jährigen. 
Letztere, zu denen auch ein Großteil der sogenannten 
Babyboomer gehören, werden ab 2035 eine sehr große 
Rentengeneration darstellen, mit entsprechenden He-
rausforderungen für unsere Gesellschaft, sei es in der 
sozialen Teilhabe, der Gesundheitsversorgung oder 
der Pflege. Technologie hat hier großes Potenzial, das 
Leben im Alter zu verbessern. Es ist zu vermuten, dass 
diese jüngere Gruppe schon um einiges technologie-
affiner sein sollten. Denn Vertreter*innen dieser Ge-
neration wurden teilweise schon im Rahmen ihres 
Berufslebens mit digitalen Anwendungen konfrontiert, 
sei es generell mit der Arbeit am Computer oder spä-
ter auch mit der Kommunikation über virtuelle Kanäle 
oder in den Sozialen Medien. Auch sind Smartphones 
für Babyboomer längst Teil ihres Alltags (mpfs 2022).

In der Tat ist in vielen europäischen Ländern zwi-
schen diesen beiden Altersgruppen bereits ein deut-
licher Sprung zu erkennen. Gerade in Ländern mit 
zurückhaltenden Urteilen bei den ältesten Kohorten 
wird die Bedeutung von digitalen Technologien ge-
nerell durch die 55- bis 64-Jährigen bereits deutlich 
höher eingeschätzt. Bei den Daten zu Deutschland 
fällt allerdings auf, dass die Einstellungen der beiden 
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älteren Alterskohorten nur vier Prozentpunkte aus-
einanderliegen und erst die sehr jungen Befragten 
deutlich höhere Zustimmungswerte aufweisen.

DEUTSCHLAND: DIGITALE TECHNOLOGIEN  
GERNE FÜR ÖFFENTLICHE DIENSTLEISTUNGEN 
UND GESUNDHEIT

Neben der allgemeinen Einstellung zu digitalen 
Technologien, erlauben die Daten des Eurobarome-
ters auch Rückschlüsse auf die Digitalaffinität in ver-
schiedenen Lebensbereichen. Analog zur ersten Frage 
wurden die Befragten gebeten, die Bedeutung digi-
taler Technologien für sich in diesen Bereichen im 
Jahr 2030 zu beurteilen. In Abbildung 3 werden die 
Zustimmungswerte der 65- bis 74-Jährigen und der 
55- bis 64-Jährigen für die fünf größten Volkswirt-
schaften der EU dargestellt.

Im europäischen Vergleich sind die 65- bis 74-Jäh-
rigen in Deutschland in den meisten Lebensbereichen 
zurückhaltender als ihre Nachbarn. Am ähnlichsten 
sind ihnen dabei die älteren Personen in Italien und 
teils auch in Frankreich, wo den digitalen Technolo-
gien ebenfalls eine etwas geringere Bedeutung bei-
gemessen wird als etwa in Spanien oder den Nieder-
landen. Dies entspricht weiteren Ergebnissen, nach 
denen die Niederlande generell für ihre exzellente 
digitale Infrastruktur und ihre Offenheit gegenüber 
Technologien bekannt sind. Dies schlägt sich in den 
über alle Kategorien hinweg hohen Zustimmungsraten 
nieder, die dort zudem selbst bei den 65- bis 74-Jäh-
rigen hoch ausfallen. 

Besonders zurückhaltend sind die 65- bis 74-Jäh-
rigen in Deutschland bei der Bedeutung von digitalen 
Technologien, um auf Online-Inhalte zuzugreifen oder 
diese zu erstellen. In den anderen großen Volkswirt-
schaften sind die Zustimmungsraten in dieser Alters-
gruppe teils deutlich höher. Auffällig ist zudem die 
geringe Zustimmung (32 %) im Bereich des mobilen 
Arbeitens. Hier sind die Deutschen allerdings nicht 
allein; in den Vergleichsländern wird die Bedeutung 
der Telearbeit ebenfalls verhältnismäßig gering einge-
schätzt. Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, dass 
es sich hierbei um die Gruppe der 65- bis 74-jährigen 
Personen handelt, die vermutlich zu einem erheb-
lichen Teil im Jahr 2030 bereits im Ruhestand sein 
werden. Für diese dürften Fragen in Bezug auf die 
Arbeitsweise daher nicht mehr relevant sein.

Vergleicht man die Werte der Personen im Alter 
zwischen 65 und 74 Jahren mit denen der 55- bis 
64-Jährigen (Babyboomer) erkennt man bei letzteren 
bereits eine allgemein stärker ausgeprägte Techno-
logieaffinität. Die »jüngeren« Älteren messen beson-
ders den Bereichen Telearbeit, Aus- und Weiterbil-
dung sowie dem Onlinehandel eine deutlich höhere 
Bedeutung bei als ihre älteren Mitbürger*innen. In 
Anbetracht des demografischen Wandels sind das gute 
Nachrichten, denn die größere Offenheit gegenüber 
Technologien dürfte vielen Babyboomern auch in Zu-

kunft die gesellschaftliche Teilhabe erleichtern – sei 
es im Arbeitskontext, in der Gesundheitsversorgung 
oder im Weiterbildungsbereich, bei dem Onlinefor-
mate in den vergangenen Jahren an Bedeutung ge-
wonnen haben. 

Gemessen an den anderen großen Volkswirt-
schaften sind zwar selbst die 55- bis 64-Jährigen in 
Deutschland immer noch relativ zurückhaltend. In 
manchen Bereichen sind jedoch auch bei ihnen hohe 
Zustimmungswerte zu erkennen. So zeigt sich, dass 
76 % der 55- bis 64-Jährigen den digitalen Zugang zu 
öffentlichen Leistungen zukünftig für wichtig halten. 
Dies deutet auf ein wachsendes Interesse älterer Bür-
ger*innen hin, öffentliche Leistungen vermehrt digital 
in Anspruch nehmen zu wollen. Mit Blick auf eine al-
ternde Gesellschaft bieten digitale öffentliche Leistun-
gen einige Vorteile, etwa den Abbau von Zugangsbar-
rieren, die Vermeidung von Behördenbesuchen oder 
die flexiblere Bereitstellung von Informationen. Auf 
Seiten der Behörden können Abläufe beschleunigt 
und knappes Personal entlastet werden.

Mehr als zwei Drittel der Personen im Alter zwi-
schen 55 und 64 Jahren sehen in digitalen Techno-
logien ein großes Potenzial, auch im Alter noch mit 
anderen Menschen in Verbindung zu bleiben. Beson-
ders bei den jüngeren Generationen lösen digitale 
Kommunikationswege und soziale Netzwerke zuneh-
mend »klassische« Kommunikationskanäle wie das 
Telefon ab. Die Bereitschaft, diese Kanäle zu nutzen, 
gibt den Älteren die Möglichkeiten, mit Verwandten 
und Freunden in Verbindung zu bleiben. Aber auch im 
Arbeitskontext gehören digitale Kommunikationska-
näle zunehmend zur Grundvoraussetzung. Für Perso-
nen, die länger erwerbstätig bleiben wollen oder im 
Alter eine neue berufliche Herausforderung suchen, 
ist dieser Aspekt daher besonders wichtig. 

Interessanterweise fallen die Zustimmungswerte 
der 55- bis 64-Jährigen im Bereich der Gesundheitsfür-
sorge in Deutschland mit 67 % ebenfalls relativ hoch 
aus, obwohl es sich hier um ein aus Datenschutzsicht 
besonders sensibles Thema handelt. Dies spricht 
ebenfalls für eine grundsätzliche Aufgeschlossenheit 
gegenüber neuen digitalen Möglichkeiten. Angesichts 
des Personalmangels in der Pflege und der schlechte-
ren medizinischen Versorgung in ländlichen Gebieten 
dürften technologische Ansätze weiter an Bedeutung 
gewinnen. Deren Verbreitung hängt maßgeblich von 
einer ausreichenden Bereitschaft in der Bevölkerung 
ab, solche Technologien zu nutzen. Die größere Auf-
geschlossenheit jüngerer Generationen dürfte den 
breiteren Einsatz solcher Technologien künftig erheb-
lich erleichtern. 

WICHTIG: GUTE DIGITALE INFRASTRUKTUR,  
NUTZUNGSFREUNDLICHE ANGEBOTE UND  
DIGITALE KOMPETENZEN

Insgesamt zeigt sich, dass ältere Menschen in Deutsch-
land im Vergleich mit älteren Menschen in anderen 
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großen Volkswirtschaften der EU eine geringere Di-
gitalaffinität aufweisen, was sich mit früheren em-
pirischen Erhebungen oder Analysen deckt (Acatech 
und Körber-Stiftung 2019). Beim Blick auf die Alters-
gruppen kann bei den 55- bis 64-Jährigen gegenüber 
den 65- bis 74-Jährigen bereits eine etwas höhere Di-
gitalaffinität festgestellt werden. Dies eröffnet zusätz-
liche Spielräume im Umgang mit dem demografischen 
Wandel. Die Ergebnisse verdeutlichen aber auch, dass 
Deutschland generell noch Potenzial hat, seine Bür-
ger*innen und insbesondere die älteren Menschen für 
digitale Technologien zu begeistern. 

Hierzu sind drei Aspekte essenziell: Eine leis-
tungsfähige digitale Infrastruktur, zu der auch ältere 
Menschen Zugang haben; technologische Angebote 
oder Anwendungen, die hinsichtlich ihrer Benutzer-
freundlichkeit auf ältere Menschen ausgerichtet sind; 
sowie die Vermittlung digitaler Fähigkeiten. Wie sich 
unter anderem in den Daten des Eurobarometers 
zeigt, ist die Digitalaffinität in Ländern mit hohem 
generellen Digitalisierungsgrad und einer sehr guten 
digitalen Infrastruktur generationenübergreifend (ten-
denziell) höher ausgeprägt. Es erscheint daher plausi-
bel, dass eine bessere Verfügbarkeit digitaler Leistun-
gen auch Ältere von den Vorzügen der Digitalisierung 
überzeugen kann, da so mehr Chancen bestehen, gute 
Erfahrungen mit digitalen Technologien zu machen 
(Falck et al. 2021b). 

Hierfür ist zuerst einmal die entsprechende digi-
tale und Mobilfunk-Infrastruktur, wie Breitbandinter-
netzugang oder mobile Netzabdeckung, nötig. In den 
Niederlanden oder Schweden wurden diese bereits 
früher und konsequenter als in Deutschland ausge-
baut (Europäischer Rechnungshof 2018; Europäische 
Kommission 2021). In Deutschland wurde der Ausbau 
jedoch in den vergangenen Jahren ebenfalls vorange-
trieben, wodurch auch im ländlichen Raum – in dem 
der Anteil älterer Bewohner besonders hoch ist – der 
Zugang zu digitaler und Mobilfunk-Infrastruktur ver-
bessert werden konnte (Goldbeck et al. 2021). 

Neben der grundlegenden Infrastruktur spie-
len auch das Angebot von digitalen Leistungen oder 
Anwendungen und deren Benutzungsfreundlichkeit 
eine wichtige Rolle (Bitkom 2021). Während in der Pri-
vatwirtschaft digitale Leistungen und Kommunikati-
onswege inzwischen sehr verbreitet sind, hinkt der 
öffentliche Sektor bei diesen, besonders in Deutsch-
land, hinterher. In Ländern wie Finnland oder den 
Niederlanden ist das E-Government dagegen relativ 
weit entwickelt. In Finnland sind mehr als 90 % der öf-
fentlichen Dienste online verfügbar und werden durch 
eine einheitliche elektronische Identifikationsnummer 
ermöglicht (Europäische Kommission 2022). 

In diesen Ländern ist zudem die Barrierefreiheit 
von E-Government-Services deutlich besser als in 
Deutschland. Während in den Niederlanden 44 % der 
öffentlichen Webseiten die geprüften Kriterien zur Bar-
rierefreiheit von Online-Dienstleistungen erfüllen, sind 
es in Deutschland nur 17 % (Europäische Kommission 

2022). Gerade in Bezug auf ältere Nutzer*innen ist der 
Aspekt der Barrierefreiheit relevant, damit diese über-
haupt von digitalen Leistungen profitieren können.

Schließlich hängt Technologieaffinität nicht zu-
letzt von digitalen Fähigkeiten der älteren Menschen 
ab. Ohne zumindest grundlegende Kenntnisse über 
die Bedienung sowie ein Verständnis für die Folgen 
der Techniknutzung sind Berührungsängste oder gar 
Ablehnung nicht verwunderlich. Dementsprechend 
weisen empirische Studien auf einen Zusammenhang 
zwischen digitalen Fähigkeiten und der Einstellung 
gegenüber Technologien hin. 

So zeigten sich in den Daten des Technikradars 
diejenigen Länder am aufgeschlossensten gegenüber 
der Digitalisierung, deren Bürger*innen sich selbst für 
kompetent im Umgang mit digitalen Technologien 
hielten (Acatech und Körber-Stiftung 2019). Besonders 
hoch war das Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten 
bei den Personen aus Dänemark, Schweden und den 
Niederlanden, während sich die Einschätzung derje-
nigen aus Deutschland im Mittelfeld bewegte. Bei äl-
teren Personen fiel die Selbsteinschätzung allgemein 
niedriger aus. Ein geringeres Technikverständnis geht 
dabei mit einer größeren Technikskepsis und Ängsten 
wie etwa vor Datenmissbrauch einher. 

Falck et al. (2022) haben die grundlegenden Di-
gitalfähigkeiten älterer Menschen (55 bis 65 Jahre) in 
den OECD-Ländern analysiert. Ihre Untersuchung ba-
siert dabei auf Testergebnissen des OECD-Programms 
zur internationalen Bewertung von Kompetenzen 
Erwachsener (PIAAC). Auch hier treten die Länder 
Schweden, Niederlande und Dänemark als führende 
europäische Länder hervor. Dort ist der Anteil von 
Menschen mit grundlegenden Digitalkompetenzen 
relativ zur Gesamtbevölkerung am größten. Gleich-
zeitig handelt es sich um Länder, in denen die Älteren 
digitalen Technologien sehr positiv gegenüberstehen. 

Möchte man die Technologieaffinität älterer Men-
schen erhöhen, scheint es daher geboten, deren digi-
tale Fähigkeiten konsequenter zu stärken. Personen, 
die sich im digitalen Umfeld souverän bewegen und 
mit dem technologischen Wandel schritthalten, wer-
den eher bereit sein, die sich ihnen bietenden Mög-
lichkeiten zu nutzen. Aktuell existieren bereits eine 
Vielzahl an Weiterbildungsmöglichkeiten; diese rich-
ten sich jedoch nicht immer an ältere Zielgruppen 
(BMFSFJ 2020). Es ist daher wichtig, die Angebote zur 
digitalen Kompetenzentwicklung in diesem Bereich 
auszuweiten und auch die Anreize für Unternehmen zu 
erhöhen, ihre älteren Mitarbeiter*innen mitzunehmen 
(Falck et al. 2022). 
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Abgehängte Ältere? Wie ältere Arbeitskräfte am  
modernen Arbeitsmarkt teilhaben können*

In ihrer Rede zur Lage der Union 2021 kündigte die 
Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von 
der Leyen, an, dass »die EU in 5G und Glasfaser inves-
tieren wird. Aber ebenso wichtig sind Investitionen in 
digitale Kompetenzen«. In der Tat hat die bis 2026 lau-
fende Aufbau- und Resilienzfazilität der EU beträcht-
liche Mittel für die Überwindung der digitalen Kluft 
vorgesehen. Mit dieser wird der Tatsache Rechnung 
getragen, dass der EU nicht nur IKT-Spezialist*innen 
fehlen, sondern dass auch viele Europäer*innen nicht 
über ausreichende digitale Fähigkeiten verfügen, um 
in der heutigen Gesellschaft und auf dem heutigen Ar-
beitsmarkt erfolgreich zu sein. Viele Beobachter*innen 
argumentieren, dass insbesondere älteren Arbeitneh-
mer*innen digitale Fähigkeiten fehlen, sie häufiger un-
ter Computerangst leiden und ein geringeres Selbst-
vertrauen im Umgang mit Computern zeigen (Czaja et 
al. 2006). Dieser Mangel an Fähigkeiten beeinträchtigt 
ihre Beschäftigungsfähigkeit und Produktivität in ei-
ner sich technologisch schnell verändernden Welt. Da 
die Gesellschaft in den Industrieländern immer älter 
wird, ist es zu einer zentralen Herausforderung gewor-
den, ältere Arbeitnehmer*innen mit den notwendigen 
Fähigkeiten auszustatten, um auf dem Arbeitsmarkt 
aktiv und produktiv zu bleiben. 

In diesem Beitrag dokumentieren wir zunächst, 
inwieweit es den OECD-Ländern gelingt, Arbeitneh-
mer*innen verschiedener Altersgruppen mit digitalen 
Grundkenntnissen auszustatten. Wir konzentrieren uns 
auf Arbeitnehmer*innen im Alter von 55 bis 65 Jahren 
und zeigen dann die Folgen unzureichender digitaler 
Fähigkeiten für den Arbeitsmarkt auf. Diese Erkennt-
nisse basieren zwar auf einfachen Korrelationen auf 
Länderebene, aber die Stärke der Beziehungen deutet 
eindeutig darauf hin, wie wichtig es ist, Schulungs-
möglichkeiten für digitale Kompetenzen anzubieten, 
insbesondere für ältere Generationen. Wir zeigen, dass 
ältere Arbeitnehmer*innen in Ländern mit mehr Wei-
terbildungsmöglichkeiten am Arbeitsplatz systema-
tisch höhere digitale Kompetenzen besitzen. Unsere 
Analyse stützt sich auf Daten des OECD-Programms 
PIAAC (Programme for the International Assessment 
of Adult Competencies). Die wichtigsten Vorteile die-
ser Daten sind die internationale Vergleichbarkeit der 
Bewertung digitaler Fähigkeiten und die bereitgestell-
ten umfassenden Hintergrundinformationen zu den 
Arbeitsmarktergebnissen für Erwachsene bis 65 Jahre.

GROSSE UNGLEICHHEITEN  
BEI DEN DIGITALEN FÄHIGKEITEN

PIAAC bietet eine Bewertung der Problemlösungs-
kompetenz von Erwachsenen in technologiegeprägten 
Umgebungen. Diese Kompetenz bezeichnen wir als 

* Dieser Beitrag ist zuerst in englischer Sprache unter dem Titel 
»Elderly Left Behind? How Older Workers Can Participate in the  
Modern Labor Market« in EconPol Forum 23(5), 16-19, CESifo, Munich, 
2022 erschienen.
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digitale Fähigkeiten. Wir verwenden Umfragedaten 
aus den 27 Ländern, die zwischen 2011 und 2015 an 
der PIAAC-Bewertung digitaler Fähigkeiten teilgenom-
men haben. Alle Teilnahmeländer sind Industrieländer, 
hauptsächlich aus der OECD.

Im Folgenden konzentrieren wir uns darauf, ob 
eine Person zumindest über einige grundlegende di-
gitale Fähigkeiten verfügt, d. h. ob sie in der Lage war, 
an den computergestützten PIAAC-Untersuchungen 
teilzunehmen. Es gibt drei Gründe, warum Personen 
nicht über hinreichend gute digitale Fähigkeiten für 
eine Teilnahme verfügen können (siehe Falck et al. 
2021): (i) Personen hatten keine vorherige Computer-
erfahrung; (ii) Personen haben einen elementaren 
Computertest nicht bestanden, in dem grundlegende 
digitale Kompetenzen wie die Verwendung einer Tas-
tatur/Maus oder das Scrollen durch eine Webseite ge-
prüft wurden; (iii) Personen haben sich geweigert, an 
der computergestützten Kompetenzbewertung teilzu-
nehmen. Aus Gründen der Übersichtlichkeit verwen-
den wir im weiteren Verlauf des Beitrags den Begriff 
»Personen mit grundlegenden digitalen Fähigkeiten« 
anstelle von »Personen mit mindestens grundlegen-
den digitalen Fähigkeiten«.

Abbildung 1 zeigt den Anteil der Personen mit di-
gitalen Grundkenntnissen in einem jeweiligen Land für 
drei Altersgruppen: 25 bis 44, 45 bis 54 und 55 bis 65 
Jahre. Wir beobachten in allen Ländern klare Alters-
unterschiede bei den digitalen Grundkenntnissen: Die 
jüngste Gruppe hat immer den höchsten Anteil an Per-
sonen mit digitalen Grundkenntnissen, während die 
älteste Gruppe immer den niedrigsten Anteil aufweist. 
Im Durchschnitt aller Länder beträgt der Unterschied 
im Anteil der Personen mit digitalen Fähigkeiten zwi-
schen der jüngsten und der ältesten Altersgruppe  
35 Prozentpunkte. Da in der Erhebung nur Erwachsene 
bis 65 Jahre erfasst sind, ist es wahrscheinlich, dass 
die Kluft noch größer ist, wenn man Personen über 
65 Jahre berücksichtigt. 

Die Länder unterscheiden sich in erheblichem 
Maße in Bezug auf die Kluft der digitalen Fähigkeiten 
zwischen der jüngsten und der ältesten Altersgruppe 
(vgl. Abb. 2). Es überrascht nicht, dass Länder, die 
erfolgreicher dabei sind, jüngere Arbeitskräfte mit 
digitalen Fähigkeiten auszustatten, auch tendenzi-
ell höher qualifizierte Arbeitskräfte in der älteren 
Generation aufweisen: Im Vereinigten Königreich, 
in Norwegen, den Niederlanden, den USA, Schwe-
den, Dänemark und Neuseeland liegt der Anteil der 
Personen mit grundlegenden digitalen Fähigkeiten 
in der jüngsten Altersgruppe bei über 90 %. Der Ab-
stand zur ältesten Gruppe beträgt hier nur 13 bis  
20 Prozentpunkte. Eine beträchtliche Anzahl von 
Ländern weist jedoch große Ungleichheiten bei den 
digitalen Fähigkeiten nach Altersgruppen auf. Am 
auffälligsten ist dies in Südkorea, wo fast 90 % der 
jüngeren Arbeitnehmer*innen, aber weniger als 30 % 
der älteren über digitale Grundkenntnisse verfügen, 
was zu einer Qualifikationslücke von 60 Prozentpunk-
ten führt. Andere Länder, in denen die jüngste und 
die älteste Altersgruppe über sehr ungleiche digitale 
Grundkenntnisse verfügen, sind Singapur und viele 
mittel- und osteuropäische Länder wie Slowenien, 
Litauen und die Tschechische Republik.

Über die drei betrachteten Altersgruppen hinweg 
sind die länderspezifischen Unterschiede beim Anteil 
der Personen mit digitalen Grundkenntnissen in der 
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ältesten Altersgruppe bei weitem am größten. Während 
in der Türkei und in Polen nicht einmal ein Fünftel der 
ältesten Altersgruppe über digitale Grundkenntnisse 
verfügt, liegt der Anteil in Neuseeland, Schweden, den 
Niederlanden und Dänemark bei über drei Vierteln. 
Im Allgemeinen verfügen Menschen in reicheren Län-
dern über bessere digitale Grundkenntnisse. Dies gilt 
jedoch nicht für die sehr reichen asiatischen Länder, 
insbesondere Südkorea und Japan, in denen der Anteil 
der Personen mit digitalen Grundkenntnissen in der 
ältesten Altersgruppe bei unter 40 % liegt.

DIGITALE FÄHIGKEITEN SIND WICHTIG FÜR DEN 
ARBEITSMARKTERFOLG ÄLTERER MENSCHEN

Im weiteren Verlauf des Beitrags konzentrieren wir 
uns auf Personen im Alter von 55 bis 65 Jahren. An-
hand von Unterschieden über Länder hinweg untersu-
chen wir, ob der Arbeitsmarkterfolg älterer Menschen 
systematisch mit ihren digitalen Fähigkeiten zusam-
menhängt. Dabei stützen wir uns auf die umfangrei-
chen PIAAC-Informationen zum Beschäftigungssta-
tus, zum Stundenlohn und zum Abstraktionsgrad der 
Aufgaben im Rahmen der beruflichen Tätigkeit von 
Arbeitnehmer*innen.1

Digitale Fertigkeiten und Beschäftigung  
älterer Menschen

Wir beginnen mit einer Bewertung der Beziehung zwi-
schen digitalen Fähigkeiten und der Beschäftigung 
älterer Arbeitnehmer*innen. Ihre Beschäftigungsaus-
sichten sind in Ländern, in denen diese Arbeitneh-
mer*innen über bessere digitale Grundkenntnisse ver-
fügen, systematisch höher (oberes Feld von Abb. 2). 
Der Anteil älterer Arbeitnehmer*innen mit digitalen 
Grundkenntnissen in einem Land erklärt bis zu 30 % 
der internationalen Unterschiede bei den Beschäfti-
gungschancen älterer Menschen. Interessante Aus-
reißer sind Chile, Japan, Singapur und Südkorea, wo 
ältere Arbeitnehmer*innen trotz geringer digitaler 
Grundkenntnisse relativ gute Beschäftigungschancen 
haben. Ältere Menschen in Ländern wie Österreich, 
der Tschechischen Republik oder Belgien haben für 
das Niveau ihrer digitalen Fähigkeiten eher geringe 
Beschäftigungschancen. Die Beschäftigungschancen 
älterer Menschen in süd- sowie mittel- und osteuro-
päischen Ländern wie der Türkei, Griechenland und 
Slowenien sehen dagegen unabhängig von ihren di-
gitalen Fähigkeiten düster aus.

1 Die Stundenlöhne basieren auf Kaufkraftparitäten und schließen 
Selbständige aus. PIAAC-Daten enthalten keine Angaben zu den 
Stundenlöhnen in Singapur und der Türkei, so dass sich die Zahl der 
Länder im mittleren Feld von Abbildung 2 auf 25 reduziert  
(siehe Hanushek et al. (2015) für weitere Einzelheiten zu den Lohnda-
ten in PIAAC-Untersuchungen). Das Maß für den Abstraktionsgrad 
berufsbezogener Aufgaben stammt von Goos et al. (2014) und um-
fasst Management- und Interaktionsaufgaben sowie mathematische 
und formale Tätigkeitsschwerpunkte. PIAAC-Daten umfassen keine 
beruflichen Informationen auf der zweistelligen ISCO-Ebene für  
Österreich, Kanada, Estland und Finnland, so dass sich die Zahl der 
Länder im unteren Feld von Abbildung 2 auf 23 reduziert.

Digitale Kompetenzen und Stundenlöhne  
älterer Menschen

Als Nächstes konzentrieren wir uns auf beschäftigte 
ältere Arbeitnehmer*innen und untersuchen die Bezie-
hung zwischen digitalen Grundkenntnissen und Stun-
denlöhnen (kaufkraftbereinigt) als wichtiges Maß für 
die individuelle Produktivität (mittleres Feld in Abb. 2). 
Wir stellen einen starken positiven Zusammenhang 
fest: Ältere Arbeitnehmer*innen verdienen in Ländern, 
in denen in ihrer Altersgruppe bessere digitale Grund-
kenntnisse vorhanden sind, deutlich höhere Durch-
schnittslöhne. Tatsächlich erklärt der Anteil älterer Ar-
beitnehmer*innen mit digitalen Grundkenntnissen in 
einem Land fast 44 % der internationalen Lohnunter-
schiede. Ältere Arbeitnehmer*innen in Südkorea, Ja-
pan und Irland werden trotz geringer digitaler Fähig- 
keiten relativ gut bezahlt, während in mittel- und ost-
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europäischen Ländern (z. B. der Slowakei, Estland, 
Slowenien, Litauen und der Tschechischen Republik) 
Ältere im Verhältnis zu ihren digitalen Fähigkeiten re-
lativ wenig verdienen.

Digitale Fertigkeiten und Tätigkeitsprofile  
älterer Menschen 

Um herauszufinden, warum ältere Arbeitnehmer*in-
nen mit höheren digitalen Fähigkeiten höhere Stun-
denlöhne erhalten, untersuchen wir das Aufgaben-
spektrum, das diese Arbeitnehmer*innen in der Aus-
übung ihrer Berufe abdecken. Es ist zu vermuten, dass 
zumindest einige grundlegende digitale Fähigkeiten 
benötigt werden, um kognitiv komplexe, abstrakte 
Aufgaben auszuführen. Dies steht im Einklang mit der 
Vorstellung, dass der jüngste technologische Wan-
del den komparativen Vorteil von Arbeitnehmer*in-
nen, die ein abstraktes Aufgabenspektrum erfüllen, 
vergrößert. Konkret zeigen Autor et al. (2003; 2008), 
dass Computer Routineaufgaben (solche, die durch 
Befolgung expliziter Regeln erledigt werden können) 
ersetzen und abstrakte Nicht-Routineaufgaben (wie 
Problemlösung, Anpassungsfähigkeit und Kreativi-
tät) ergänzen. Die zugrundeliegende Überlegung ist,  
dass Routineaufgaben explizites Wissen verkörpern, das 
relativ leicht programmiert werden kann, was bei abs-
trakten Aufgaben nicht der Fall ist. Außerdem erhöht 
eine stärkere Automatisierung von Routineaufgaben 
die Grenzproduktivität von Arbeitnehmer*innen, die 
sich intensiv mit abstrakten Aufgaben beschäftigen. 

Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass die 
Berufswahl eine wichtige Rolle bei der Erklärung der 
Erträge aus digitalen Grundkenntnissen spielt. Wir fin-
den einen sehr starken Zusammenhang zwischen dem 
Anteil älterer Arbeitnehmer*innen mit digitalen Grund-
kenntnissen und dem durchschnittlichen Niveau der 
abstrakten Aufgaben, die ältere Arbeitnehmer*innen 
in ihrem Beruf ausführen (unteres Feld von Abb. 2). 
Tatsächlich erklären die digitalen Grundkenntnisse 
mehr als 70 % der internationalen Unterschiede in der 
Ausübung abstrakter Aufgaben bei Älteren. Digitale 
Grundkenntnisse scheinen also eine Voraussetzung 

zu sein, um von den höheren Stundenlöhnen zu pro-
fitieren, die für die Ausübung abstrakter Tätigkeiten 
gezahlt werden.

SCHLUSSFOLGERUNG: DIGITALE  
GRUNDKENNTNISSE KÖNNEN IN JEDEM  
ALTER ERWORBEN WERDEN

Wir haben gezeigt, dass ältere Arbeitskräfte mit grund-
legenden digitalen Fähigkeiten wesentlich bessere 
Beschäftigungschancen haben, höhere Löhne erzielen 
und einem geringeren Risiko der Automatisierung ihrer 
Tätigkeit ausgesetzt sind. Daher ist die Förderung der 
digitalen Kompetenzen älterer Menschen eine wichtige 
Maßnahme zur Stärkung integrativer Arbeitsmärkte, 
die auch älteren Arbeitnehmer*innen gute Chancen 
bieten. Können Weiterbildungsmaßnahme älteren Ar-
beitnehmer*innen diese grundlegenden digitalen Fer-
tigkeiten vermitteln? Um diese Frage zu untersuchen, 
stützen wir uns erneut auf PIAAC-Daten, die auch An-
gaben enthalten, ob die Studienteilnehmer*innen in 
den vergangenen zwölf Monaten vor der Erhebung 
an einer Weiterbildung teilgenommen haben. Unsere 
Definition von beruflicher Weiterbildung umfasst so-
wohl Schulungen am Arbeitsplatz (d. h. organisierte 
Schulungen am Arbeitsplatz oder Schulungen durch 
Vorgesetzte oder Kolleg*innen) als auch andere Schu-
lungsmaßnahmen, die mit dem Arbeitsumfeld zusam-
menhängen. Abbildung 3 zeigt, dass die digitalen 
Grundkenntnisse von Arbeitnehmer*innen im Alter 
von 55 bis 65 Jahren in jenen Ländern systematisch 
höher sind, in denen auch berufliche Weiterbildung 
bei Älteren verbreiteter ist. Die hohe Bedeutung der 
beruflichen Weiterbildung für die Entwicklung und 
Stärkung digitaler Kompetenzen älterer Arbeitneh-
mer*innen wird auch durch diese Tatsache hervorge-
hoben: Unterschiede in der Weiterbildungsbeteiligung 
älterer Arbeitnehmer*innen erklären fast zwei Drittel 
der internationalen Unterschiede bei den digitalen 
Grundkenntnissen Älterer.

Daher ist es von entscheidender Bedeutung, dass 
von politischer Seite angemessene Aus- und Weiter-
bildungsangebote gestärkt und Möglichkeiten für le-
benslanges Lernen in einem Umfeld sich schnell ver-
ändernder Arbeitsmarktanforderungen verbessert 
werden (Vona und Consoli 2015). Insbesondere der 
strukturelle und technologische Wandel wird in Zu-
kunft wahrscheinlich die Nachfrage nach digitalem 
Fachwissen erhöhen. Einerseits müssen insbesondere 
für ältere Arbeitnehmer*innen kontinuierlich Weiter-
bildungsmöglichkeiten angeboten werden, da diese 
über geringere digitale Kompetenzen verfügen als 
ihre jüngeren Kolleg*innen (vgl. Abb. 1). Empirische 
Evidenz aus den PIAAC-Daten zeigt, dass berufliche 
Weiterbildung die digitalen Kompetenzen aller Alters-
gruppen wirksam erhöht (Falck et al. 2022). Ältere 
Arbeitnehmer*innen weisen jedoch eine deutlich ge-
ringere Weiterbildungsbeteiligung auf als ihre jüngeren 
Kolleg*innen. In den 27 untersuchten Ländern liegt die 
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Weiterbildungsbeteiligung bei den 25- bis 44-Jährigen 
(45- bis 54-Jährigen) bei 47 % (43 %), bei den 55- bis 
65-Jährigen jedoch nur bei 27 %. Gleichzeitig deuten 
Umfrageergebnisse aus der deutschen PIAAC-Nach-
folgestudie, PIAAC-L, darauf hin, dass der Anteil der 
Personen, die sich eine Weiterbildung im Bereich der 
Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) 
wünschen, in der ältesten Personengruppe bei weitem 
am größten ist: Während 32 % der Arbeitnehmer*innen 
im Alter von 55 bis 65 Jahren eine IKT-Weiterbildung 
wünschen, tun dies nur 18 % (22 %) der Personen im 
Alter von 25 bis 44 Jahren (45 bis 54 Jahren).

Diese Ergebnisse verdeutlichen, wie wichtig es, ist 
Anreize für Arbeitgeber*innen zu schaffen, mehr Wei-
terbildungsmaßnahmen für Ältere anzubieten. Beson-
ders auch, weil diese oft einen schlechteren Zugang zu 
Weiterbildungsmöglichkeiten haben. Die jüngsten Pro-
gramme zur Entwicklung digitaler Kompetenzen auf 
europäischer Ebene zielen darauf ab, dieses Problem 
anzugehen. So schreibt die Aufbau- und Resilienzfazi-
lität der EU vor, dass alle nationalen Pläne mindestens 
20 % der Ressourcen für die Gestaltung des digitalen 
Wandels bereitstellen müssen, etwa durch Investi-
tionen in Konnektivität, Humankapital und digitale 
Dienste.2 Auch das Programm »Digitales Europa« sieht 
7,4 Mrd. Euro für die Einführung digitaler Technologien 
und 580 Mio. Euro für Kurse und Weiterbildungsmög-
lichkeiten im Bereich digitaler Schlüsseltechnologien 
an Hochschuleinrichtungen, Forschungszentren und 
Unternehmen vor.3 

2 Siehe auch https://economy-finance.ec.europa.eu/eueconomyex-
plained/recovery-and-resilience-facility_en.
3 Siehe https://digital-skills-jobs.europa.eu/en/about/digital-euro-
pe-programme. Die europäische Plattform für digitale Kompetenzen 
und Beschäftigung bietet auch eine Sammlung von Schulungsmög-
lichkeiten und bewährten Verfahrensweisen aus verschiedenen 
EU-Ländern.

Digitale Fähigkeiten wirken sich nicht nur auf den 
Erfolg auf dem Arbeitsmarkt aus, sondern auch auf die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben im Allgemei-
nen. Dies hat sich während der Covid-19-Pandemie 
sehr deutlich gezeigt, als viele Einkäufe (außer für den 
täglichen Bedarf) nur online möglich waren. Weitere 
prominente Beispiele sind die Bereitstellung digitaler 
öffentlicher Dienstleistungen und perspektivisch die 
digitale Stimmabgabe bei Wahlen über das Internet. 
Schwierigkeiten beim Umgang mit einem immer stär-
ker digitalisierten Umfeld können also zu einer Frage 
der sozialen Teilhabe werden.
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Rudolf Schleyer

Digitalisierung, Demografie und Demokratie

Altersbedingt wird der öffentliche Dienst in den nächs-
ten Jahren viele Beschäftigte verlieren. Der wach-
sende Fachkräftemangel wird eine Nachbesetzung 
erschweren. An dieser Stelle kann die Digitalisierung 
der Verwaltung ihr bisheriges Image als Aufwandstrei-
ber abschütteln, wenn die Politik beherzt Erfolgsvor-
aussetzungen für die Zukunft schafft.

DIGITALISIERUNG BISHER – VOR ALLEM  
ZUSÄTZLICHER AUFWAND

Bisher wird Digitalisierung in der öffentlichen Verwal-
tung v.a. als Aufwand oder als kräftezehrende Aus-

gabe betrachtet. Diese Perspektive ist 
der Tatsache geschuldet, dass die 
Digitalisierung neben die »nor-
male« Aufgabenerledigung 
tritt und insofern zunächst 
einen Zusatzaufwand dar-
stellt. Soweit diesem Zusatz-
aufwand kein entsprechender 
Zusatznutzen gegenübersteht, 
weil lediglich die analogen Pro-
zesse digital nachgebaut werden, 
wird diese Wahrnehmung noch 
verstärkt.

ist Vorstandsvorsitzender der  
Anstalt für Kommunale  
Datenverarbeitung in Bayern 
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WAS SIND DIE BETRIEBSKOSTEN VON 
VERWALTUNG?

Lohnend ist jedoch, Digitalisierung als Megathema in 
der öffentlichen Verwaltung einmal aus einem ande-
ren Blickwinkel zu betrachten: Welche Bedeutung und 
welches Volumen hat die Digitalisierung und welche 
Chancen sind damit verbunden?

Ein Orientierungspunkt, um sich der Antwort auf 
diese Frage zu nähern, können die bisherigen Kosten 
sein. Was sind also bisher die laufenden Betriebskos-
ten öffentlicher Verwaltung? Den größten Posten bil-
den die Personalkosten. Der Blick in die Kassenstatis-
tik des Statistischen Bundesamts zeigt, dass im Jahr 
2022 348,5 Mrd. Euro an Personalkosten bei Bund, 
Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungsträgern 
angefallen sind. Dies entspricht 955 Mio. Euro an je-
dem Kalendertag oder 1,4 Mrd. Euro pro Arbeitstag.

Gut die Hälfte dieser Personalkosten entfällt auf 
die Länder und etwa ein Viertel auf die kommunale 
Ebene. Das bedeutet, dass Länder und Kommunen 
pro Kalendertag über 700 (716,25) Mio. Euro für ihr 
Personal aufwenden. Nehmen wir zugleich in den 
Blick, dass durch die demografische Entwicklung in 
den nächsten Jahren ein großer Anteil an Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst altersbedingt ausscheidet, 
eröffnet sich ein vielversprechender Lösungsraum, 
der jedoch auch zupackende Gestaltung erfordert.

MÖGLICHKEITEN DIGITALER VERWALTUNG

Was ist mit digitaler Verwaltung erreichbar? Hier er-
öffnet sich ein weiter Diskussionsraum. Technikopti-
misten neigen zu weitreichenden Verheißungen, da 
sie hohes Automatisierungspotenzial sehen. Skeptiker 
sehen wenig Möglichkeiten zu Vereinfachungen, indem 
sie die aktuelle Situation verklären und Behörden-
gänge sowie Behördenhandeln in der aktuellen Form 
als unabdingbar betrachten.

Da die Veränderungen – sowohl was die Digita-
lisierung betrifft als auch mit Blick auf die Änderun-
gen in der Personalstruktur – zwar für Strukturände-
rungen schnell erfolgen, aber zugleich einen Prozess 
über viele Jahre darstellen, muss nicht jetzt im Detail 

entschieden werden, ob 20, 40 oder 60 % der Kosten 
durch Digitalisierung wegfallen können.

Interessant ist jedoch die Tatsache, dass schon 
10 % von knapp 350 Mrd. Euro einen jährlichen Ein-
sparbetrag von 35 Mrd. Euro ergeben. Insofern ist es 
mehr als lohnend, an der Schwelle zur digitalen Ver-
waltung wohlüberlegt einige grundlegende Festle-
gungen zu treffen.

In diesem Zusammenhang wird auch deutlich, 
dass sich die 3 Mrd. Euro, die für die Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes (OZG) im Rahmen des Kon-
junkturpakets vom Bund bereitgestellt wurden, ein 
Stück weit relativieren. Bezogen auf die jährlichen 
Personalkosten im öffentlichen Dienst stellt dieser 
Betrag weniger als 1 % dar. Bedenkt man, dass der Be-
trag nur teilweise genutzt wurde und sich der Einsatz 
über mehrere Jahre gestreckt hat, rechtfertigt das 
nicht die enttäuschenden Ergebnisse der Investition, 
aber erklärt die begrenzte Wirkung. 

Es sind ausgesprochen politische Fragen, die wir 
uns in diesem Zusammenhang stellen und dann auch 
entscheiden müssen: Was ist unsere Zielvorstellung? 
Soll der Bürger zukünftig sein eigener Sachbearbei-
ter sein, indem ihm viele bisherige Aufgaben der Ver-
waltung auferlegt werden? Welche Rolle kommt den 
Verwaltungsmitarbeitern künftig zu? Sind sie mehr 
Dienstleister oder nur Helfer für Unbeholfene? Und 
die wohl spannendste Frage: Wie soll die Funktions-
fähigkeit unserer öffentlichen Verwaltung und damit 
letztlich des Rechtsstaats angesichts vieltausendfach 
fehlender Personalkapazitäten aktuell und noch mehr 
in Zukunft aufrechterhalten werden?

Diese Fragen haben nichts oder zumindest wenig 
mit Technik zu tun, sondern sie müssen von uns in 
der Gesellschaft diskutiert und beantwortet werden.

WAS IST ZU TUN?

Digitalisierung bietet ein beträchtliches Potenzial. Für 
die wirtschaftliche Dimension, die damit verbundenen 
gesellschaftspolitischen Fragen und nicht zuletzt die 
Tragweite der Veränderungsprozesse benötigen wir 
einen Diskurs, bei dem die Parlamente als Gesetzge-
ber die maßgebliche Rolle spielen müssen.

In Anbetracht eines jährlichen Volumens von be-
trächtlich zweistelligen Milliardenbeträgen und mit 
Blick auf die strukturpolitischen Wirkungen von Digita-
lisierung müssen wir uns die Frage stellen, ob wir nicht 
klare gesetzliche Regelungen für die Verwaltungsdi-
gitalisierung benötigen. Sie könnten die wettbewerb-
lichen Rahmenbedingungen sowie Festlegungen zur 
Governance für das Betriebssystem digitaler Verwal-
tung enthalten.

PERSONALKOSTEN IM ÖFFENTLICHEN DIENST 
PRO EINWOHNER

Um das abstrakte Thema zu konkretisieren, sollten 
wir uns konkret nähern. Hilfreich ist zunächst der 
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Blick auf die Personalkosten im öffentlichen Dienst 
pro Einwohner sowie deren Analyse.

Nehmen wir also die Personalkosten der Flächen-
länder West, der Flächenländer Ost und der Stadt-
staaten in den Blick. Diese drei Typen sind deshalb 
sinnvoll, weil sie jeweils hohe strukturelle Überein-
stimmung aufweisen und zugleich zwischen den Ty-
pen grundlegende Unterschiede zu verzeichnen sind 
(vgl. Abb. 1).

In den Flächenländern West gleichermaßen wie 
in den Stadtstaaten gibt es einen nennenswerten  
Anteil von Beamten, weshalb die Kosten für Bezüge, 
Entgelte und Nebenleistungen etwa 75 % der Perso-
nalkosten betragen, während die Flächenländer Ost 
deutlich weniger Beamte aufweisen, so dass dort die 
Entgelte 90 % der Personalkosten ausmachen. Ent-
sprechend spiegelt sich dieser strukturelle Unter-
schied auch bei den Pensionen sowie bei den Beihil-
feausgaben wider.

Dieser Strukturunterschied dürfte auch die Ur-
sache dafür sein, dass die Beträge für Entgelte und 
Bezüge in den Flächenländern Ost um 24 % oberhalb 
der Beträge in den Flächenländern West liegen. Hier 
bildet sich ab, dass Angestellte wegen der Sozialversi-
cherungsbeiträge während der Beschäftigung höhere 
Personalkosten auslösen als Beamte. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang das 
um 21 % höhere Niveau der Personalkosten in den 
Stadtstaaten. 

WAS BILDEN DIE PERSONALKOSTEN  
JE EINWOHNER AB?

Die Spannbreite der Personalkosten je Einwohner 
spreizt von 16 % unterhalb des Bundesdurchschnitts 
in Mecklenburg-Vorpommern bis hin zu 31 % oberhalb 
in Hamburg (vgl. Abb. 2). Schleswig-Holstein hat unter 
den Flächenländern West mit etwa 7 % unterhalb des 
Bundesdurchschnitts die niedrigsten Kosten, gefolgt 
von Bayern. Angesichts der kleinteiligen Organisati-
onsstruktur in Bayern ist bemerkenswert, dass offen-
bar die Kleinteiligkeit nicht zu grundsätzlich höheren 
Kosten zu führen scheint. Nordrhein-Westfalen liegt 
ziemlich genau beim Bundesdurchschnitt, während 
Rheinland-Pfalz – ebenfalls mit sehr kleinteiligen 
Strukturen – niedriger liegt. Baden-Württemberg, 
das für seine Funktionalreform vielfach gelobt wurde, 
weist um knapp 5 % oberhalb des Durchschnitts lie-
gende Werte auf.

Auch in den Flächenländern Ost zeigen Länder 
wie Sachsen-Anhalt oder Sachsen, die im Gegensatz 
zu Thüringen eine Gebietsneugliederung durchgeführt 
haben, keine signifikant anderen Werte als Thüringen.

Insofern ist eine Wertung und kausale Analyse 
der Unterschiede nicht leicht zu treffen. Denkbar 
ist, dass die Unterschiede in den Ländern vorrangig 
strukturelle Gegebenheiten abbilden, bspw. auch das 
in Stadtstaaten unvermeidlich höhere Kostenniveau. 
Zugleich lassen Unterschiede zwischen Hessen, Rhein-

land-Pfalz und Saarland auch vermuten, dass sich 
hier langfristige politische Grundüberzeugungen in 
harten Zahlen niederschlagen. Die Gegenthese zu den 
Strukturunterschieden wäre, dass die Daten vorrangig 
die Leistungsfähigkeit bzw. den Unterschied des An-
spruchs gegenüber den Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst in den Ländern zeigen und das Geschick von 
Regierungen und Gesetzgebern bei der effizienten 
Organisation ihrer Verwaltung.

Das größere Potenzial für Innovation, Verbesse-
rung und Wettbewerb liefert die Hypothese, dass die 
Personalkosten pro Einwohner in der öffentlichen Ver-
waltung für die kommunalen und staatlichen Aufga-
ben Ausdruck von Leistungsfähigkeit sind. Das ergäbe 
Rechtfertigungsdruck dort, wo die Kosten hoch sind. 
Jedenfalls geben die Daten keinerlei Hinweis darauf, 
dass Gebietskörperschaften mit hoher Bevölkerungs-
dichte besonders effizient zu organisieren sind.

WAS SAGT DAS ÜBER DAS POTENZIAL IM RAHMEN 
DER DIGITALISIERUNG?

Unabhängig davon, worin die Unterschiede zwischen 
den Ländern begründet sind, ist das Potenzial für po-
sitive Effekte durch die Digitalisierung gewaltig. Ab-
bildung 3 zeigt die gesamten Personalkosten. Könnte 
bspw. Nordrhein-Westfalen mittelfristig 10 % seiner 
Personalkosten durch Digitalisierung einsparen, wä-
ren das 5,7 Mrd. Euro jährliche Einsparung, in Bayern 
4 Mrd. Euro. Bei Bremen als Stadtstaat und kleinstes 
Bundesland beläuft sich der 10%-Anteil immerhin 
noch auf 274 Mio. Euro, beim Saarland als kleinstes 
Flächenland 323 Mio. Euro.

Die Volumina an strukturellem Gestaltungspoten-
zial könnten und sollten die Fantasie der politischen 
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Entscheider beflügeln. Eine solche an den Chancen 
orientierte und auf die Gestaltung der Zukunft aus-
gerichtete Vorgehensweise ist jedoch noch in keinem 
Bundesland zu bemerken.

Dabei haben wir bisher vorrangig auf die bundes-
durchschnittlich 3 170 Euro pro Einwohner geblickt. 
Hinzu kommen noch die 1 017 Euro je Einwohner, die 
für den Bund und die Sozialversicherungsträger an-
fallen. Dies summiert sich zu dem stattlichen Betrag 
von 4 187 Euro je Einwohner pro Jahr für das Personal 
der öffentlichen Verwaltung.

GESTALTUNGSPOTENZIAL VON KALENDERTÄG-
LICH DREISTELLIGEN MILLIONENBETRÄGEN – 
ABER NIEMANDEN KÜMMERT‘S?

Wenn politische Diskussionen über einen längeren 
Zeitraum geführt werden, wird gerne die These be-
müht, dass wir kein Erkenntnis- sondern ein Umset-
zungsproblem hätten. Daran kann man begründete 
Zweifel anmelden. Angesichts der dargestellten Rah-
menbedingungen und Informationen, die nicht auf 
geheimen oder grundsätzlich unbekannten Tatsachen 
beruhen, scheint es noch andere Ursachen dafür zu 
geben, dass wir in Politik, Wissenschaft und Gesell-
schaft Themen recht oberflächlich oder nur aus einem 
besonderen Blickwinkel betrachten. Bei der Digitali-
sierung herrscht bisher der Vergleich des öffentlichen 
Sektors mit durchdigitalisierten Bereichen vor. Das 
Ergebnis besteht in bequemen Ergebnissen, die der 
großen Mehrheit der Bevölkerung die Möglichkeit ge-
ben, ihre Skepsis gegenüber dem öffentlichen Dienst 
und seiner Leistungsfähigkeit bestätigt zu sehen.

SCHLICHTE TATSACHEN UND  
VERÄNDERUNGSBEDARFE

Der öffentliche Sektor ist mit ca. 5 Mio. Beschäftig-
ten zwar keine Randgröße, aber zugleich bei über  
42 Mio. Erwerbspersonen in seiner Bedeutung nicht zu 
überschätzen. Weshalb nun Entwicklungen, denen alle 
übrigen Beschäftigungssektoren an der Schwelle zur 
digitalen Zeit ausgesetzt sind, im öffentlichen Dienst 

ausgeblendet bleiben könnten, wirft spannende po-
litische, organisationssoziologische und gesellschaft-
liche Fragen auf. Gehen Politik, Verwaltung und/oder 
Gesellschaft davon aus, dass wir uns den öffentlichen 
Sektor frei nach Pippi Langstrumpf so machen kön-
nen, wie er uns gefällt? Haben wir eine Nostalgie zur 
Behördenwelt? Wollen Politiker Veränderungsbedarfe 
lieber nicht ansprechen?

Vielleicht bildet sich hier auch eine gesellschaftli-
che Veränderungsaversion ab, die dort, wo nicht pri-
vatwirtschaftliche Innovatoren ihre Chancen suchen 
und finden, eine Art analoges Museumsdorf der Ver-
waltung bewahren wollen? Diese Fragen können den 
Soziologen und Psychologen überlassen werden, wenn 
wir die vor uns liegenden Möglichkeiten endlich als 
Chancen begreifen.

DIGITALISIERUNG IST NICHT TECHNIK,  
SONDERN STRUKTUR UND ORGANISATION UND 
GRUNDLEGENDER WANDEL

Vielfach wird im öffentlichen Sektor – leider auch be-
fördert durch das OZG – Digitalisierung als Ausführung 
bisheriger Prozesse mit Hilfe von Computern und di-
gitalen Endgeräten missverstanden. Tatsächlich be-
deutet Digitalisierung den grundlegenden Wandel im 
Rahmen neuer Möglichkeiten. Bewusstmachen können 
wir uns diese weitreichenden Veränderungen bspw. 
beim Zugang zu Musik: In der Vergangenheit waren 
es Tonträger, also Platten oder dann CDs, die uns 
Musik verfügbar gemacht haben. Heute nutzen wir 
Dienstleister, die wir auf Zeit für den Zugang bezah-
len oder denen wir über Werbung einen Gegenwert 
leisten. Ähnlich ist es beim Informationszugang, von 
der Zeitung bis zu spezifischen Formaten, entgeltlich 
oder gegen Preisgabe von Informationen und unter 
Akzeptanz von Werbung.

Wenn wir uns an derartigen Entwicklungen ori-
entieren, wird deutlich, dass wir uns als Gesellschaft 
unbedingt Gedanken darüber machen sollten, wie 
wir uns organisieren wollen. Es wird und kann nicht 
ohne Konsequenzen für die innerstaatliche Zustän-
digkeitsordnung bleiben, wenn gebundene Verwal-
tungsentscheidungen künftig vollautomatisiert ohne 
Zutun von Behördenmitarbeitern ablaufen und damit 
naturgemäß die physische Verortung der IT, in der 
dies geschieht, keine Rolle mehr spielt. Eine bloße 
Zentralisierung wird allerdings auch nicht die allge-
meingültige Lösung darstellen, schon allein weil meist 
ein nicht zu unterschätzender Anteil an Eingriffs- und 
Ermessenverwaltung verbleibt.

Diese Aspekte gehen uns als Bürger an und sie 
haben eine beträchtliche Auswirkung auf das Betriebs-
system unseres Staates. Wir müssen uns klarmachen, 
ob wir Dezentralität, Subsidiarität und föderale Struk-
tur in der digitalen Zeit als bewährte Prinzipien weiter 
nutzen wollen und wie wir sie mit neuem Leben füllen 
wollen. Dabei geht es um Struktur und Organisation, 
die Technik ist nur das Werkzeug oder Medium, aber 
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Yvonne Giesing

Kann Einwanderung den Arbeitskräftemangel lindern?

Ohne Migration würde die Bevölkerung in Deutschland 
bis 2070 voraussichtlich auf etwa 61 Mio. Menschen 
schrumpfen (Statistisches Bundesamt 2022). Das be-
deutet, dass die Bevölkerung Deutschlands in den 
nächsten fünfzig Jahren um über 20 Mio. Menschen 
abnehmen würde. Dieser Rückgang würde vor allem 
die erwerbsfähige Bevölkerung betreffen, während 
die Anzahl der Menschen über 65 Jahre kontinuierlich 
steigen wird. Diese Trends stellen große Herausfor-
derungen für den deutschen Arbeitsmarkt und die 
sozialen Sicherungssysteme dar. Um die Anzahl der 
erwerbstätigen Personen in Deutschland in etwa 
konstant zu halten, würde das Land laut Fuchs und 
Kubis (2019) eine Nettoeinwanderung von mehr als  
400 000 Personen pro Jahr benötigen. In diesem  
Artikel werden zunächst Daten und Fakten zur Rolle 
von Zuwandernden in der deutschen Wirtschaft  
präsentiert, um mögliche Wege für die Zukunft in 
Perspektive zu setzten. Es wird auch der Aspekt von 
arbeitssuchenden Zuwandernden und Asylsuchen-
den beleuchtet. Basierend auf diesen Erkenntnissen 
wird der Artikel politische Empfehlungen vorstellen, 
die darauf abzielen, das Potenzial von Zuwandernden 
durch die Neugestaltung des Einwanderungssystems 
und der Integrationspolitik optimal zu nutzen. Dabei 
wird auch auf das neue Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Fachkräfteeinwanderung eingegangen, dass ab 
November 2023 schrittweise in Kraft tritt.

DIE ROLLE DER ZUWANDERNDEN IN DER  
DEUTSCHEN WIRTSCHAFT

In den vergangenen fünf Jahrzehnten hat sich der 
Anteil der ausländischen Bevölkerung in Deutsch-
land mehr als verdoppelt. Im Jahr 1974 besaßen nur 
6,5 % der in Deutschland lebenden Menschen eine 
nicht-deutsche Staatsangehörigkeit. Im Jahr 2022 hin-
gegen betrug dieser Anteil 14 % (Statistisches Bundes-

amt 2022). Diese Entwicklung lässt sich zum einen 
auf verstärkte Zuwanderung aus osteuropäischen 
Ländern infolge der EU-Osterweiterung sowie auf 
steigende Fluchtmigration, insbesondere aus Syrien 
und Afghanistan, zurückführen. Von allen in Deutsch-
land lebenden ausländischen Personen befinden sich 
über 74 % im erwerbsfähigen Alter (Statistisches Bun-
desamt 2022), was ein beachtliches Potenzial für den 
Arbeitsmarkt darstellt.

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten mit ausländischer Staats-
angehörigkeit in Deutschland hat 
sich in den vergangenen zehn 
Jahren bereits mehr als verdop-
pelt (vgl. Abb. 1). Im Dezember 
2012 waren nur 2,2 Mio. Men-
schen mit ausländischem Pass in 
Deutschland beschäftigt, während 
es im Dezember 2022 bereits 5,1 
Mio. waren. Dieser Anstieg resul-
tiert sowohl aus einer gestiegenen 
Beschäftigungsquote der bereits in 
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die Funktionsmechanismen und die Steuerung sind 
die eigentliche Aufgabe.

FUNKTIONSFÄHIGKEIT DER DEMOKRATIE 
ERHALTEN

Der alles entscheidende Punkt ist: Gelingt es uns, 
den Sprung von der antrags- und damit häufig pa-
piergebundenen Verwaltung hin zu einer Ende-zu-
Ende digitalisierten und wo immer möglich vollauto-
matisierten Verwaltung zu schaffen, oder verharren 

wir im Gewohnten und Bequemen und nehmen den 
schleichenden Verfall staatlicher Leistungsfähigkeit 
und damit unserer Demokratie schulterzuckend hin? 
Dabei geht es gerade nicht um eine vordergründige 
Digitalisierung der Schnittstelle zum Bürger, sondern 
um eine grundlegende Veränderung des Verwaltungs-
handelns, beginnend mit rechtlichen Grundlagen wie 
ausschließlich digitalen Zugängen für Verwaltungsleis-
tungen bis hin zur kritischen Prüfung der innerstaat-
lichen Zuständigkeitsordnung.
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2023).
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Deutschland lebenden ausländischen Bevölkerung als 
auch aus der vermehrten Einstellung von Zuwandern-
den. Im Jahr 2012 betrug die Beschäftigungsquote von 
Ausländer*innen im Alter von 15 bis 65 Jahren noch 
44 %, während sie im Jahr 2022 auf 53 % angestiegen 
war (Bundesagentur für Arbeit 2023).

Die allgemein positive Entwicklung der Arbeits-
marktintegration ausländischer Arbeitnehmer*innen 
in Deutschland verdeckt jedoch die signifikanten 
Unterschiede in der Art der ausgeführten Arbeit im 
Vergleich zu Deutschen. Der Anteil derer, die in Hilfs-
positionen arbeiten, ist bei Angehörigen aller Migran-
tengruppen deutlich höher. Besonders hoch ist dieser 
Anteil bei Personen aus Asyl-8-Ländern1, wo mehr als 
43 % als Helfer*innen tätig sind (Bundesagentur für 
Arbeit 2023). Dies kann zum Teil durch ein geringeres 
Bildungsniveau erklärt werden, doch es spielen auch 
andere Integrationsherausforderungen eine Rolle.

Während der durchschnittliche Anteil von Auslän-
der*innen in Deutschland über alle Sektoren hinweg 
bei 15 % liegt, variiert dieser Anteil zwischen 4 % im 
Bereich Öffentliche Verwaltung, Verteidigung und So-
zialversicherung sowie 38 % im Gastgewerbe (Bundes-
agentur für Arbeit 2023). Auch im Baugewerbe, Ver-
kehr und Lagerwesen sowie in haushaltsnahen Dienst-
leistungen liegt der Anteil von Ausländer*innen bei  
über 20 %. Zuwandernde spielen außerdem in vie-
len systemrelevanten Sektoren wie Logistik, Lebens- 
mittelherstellung und Altenpflege eine entscheidende 
Rolle.

Die Erwerbsmigration nach Deutschland hat ins-
besondere durch die steigende Anzahl von Aufent-
haltserlaubnissen zu Erwerbszwecken und Blauen 
Karten2 zugenommen. Die Anzahl der befristeten Auf-
enthaltstitel für Drittstaatsangehörige zu Erwerbs-
zwecken hat sich in den vergangenen zehn Jahren 
von 102 000 im Jahr 2012 auf 351 000 mehr als ver-
dreifacht (Statistisches Bundesamt 2023). Besonders 
auffällig ist der starke Anstieg von Einwandernden 

1 Asyl-8-Länder sind Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakis-
tan, Somalia und Syrien.
2 Die »Blaue Karte EU« ist ein Aufenthaltstitel, mit dem hochqualifi-
zierte Fachkräfte eines Nicht-EU-Mitgliedstaats in der Europäischen 
Union leben und arbeiten dürfen.

aus dem Westbalkan seit 2016 aufgrund der Westbal-
kanregelung, die nun im Zuge des neuen Fachkräfte-
einwanderungsgesetztes entfristet wurde. Ende 2022 
besaßen 89 000 Personen in Deutschland eine Blaue 
Karte EU. Dies entspricht mehr als einem Viertel al-
ler Erwerbsmigrant*innen und einer Zunahme von 
20 000 Personen oder 28 % im Vergleich zum Vorjahr. 
Die Blaue Karte EU war somit der am häufigsten ver-
gebene Aufenthaltstitel im Bereich der befristeten 
Erwerbsmigration. Die Mehrheit der Inhaber*innen 
stammte aus Indien (27,5 %), gefolgt von Personen mit 
türkischer (6,9 %), chinesischer (5,5 %) und russischer 
(5,3 %) Staatsangehörigkeit; rund 70 % der Inhaber 
waren Männer (vgl. Abb. 2).

Migrant*innen leisten zudem einen überdurch-
schnittlichen Beitrag zum Gründungsgeschehen in 
Deutschland. Bei einem Bevölkerungsanteil von 18 % 
stellen sie 21 % der Gründer*innen im Durchschnitt 
der Jahre 2013 bis 2017. Diese erhöhte Gründungsakti-
vität hat zwei Hauptursachen: Erstens ist der Wunsch 
nach beruflicher Selbständigkeit unter Migrant*in-
nen stärker ausgeprägt als in der Gesamtbevölkerung. 
Zweitens gründen sie aufgrund schlechterer Arbeits-
marktchancen häufiger, da sie keine guten Jobalter-
nativen haben (Leifels und Metzger 2019).

DAS POTENZIAL VON ARBEITSSUCHENDEN 
ZUWANDERNDEN UND GEFLÜCHTETEN IN 
DEUTSCHLAND

Im Dezember 2022 waren insgesamt 2,4 Mio. Men-
schen in Deutschland arbeitslos. Die Mehrheit, ca. 
66 %, waren deutsche Staatsbürger*innen, während 
34 % Ausländer*innen waren. Im Durchschnitt besaßen 
fast 750 000 der ausländischen Arbeitslosen keinen 
Berufsabschluss (76 %), was erheblich höher ist als 
der Anteil unter den deutschen Arbeitslosen (44 %). 
Besonders hoch ist dieser Anteil mit 88 % bei Staats-
angehörigen der Asyl-8-Länder. Die Herausforderung 
der Integration ausländischer Arbeitsloser ist somit zu 
einem wesentlichen Teil auf die fehlende berufliche 
Ausbildung zurückzuführen. Daher ist das Potenzial 
von Ausländer*innen, durch berufliche Ausbildung und 
Qualifikation eine Beschäftigung zu finden, besonders 
hoch. Auffällig sind die Geschlechterunterschiede bei 
Staatsangehörigen der Asyl-8-Länder. Während die 
Anzahl arbeitssuchender Männer höher ist (dies ist 
auf ihre höhere Gesamtzahl zurückzuführen), hat sich 
die Anzahl seit 2016 stetig reduziert und fast halbiert. 
Die Anzahl arbeitssuchender Frauen aus den Asyl-8-
Ländern hat sich jedoch nur minimal reduziert. Dies 
könnte darauf hindeuten, dass Frauen aus den Asyl-
8-Ländern besondere Schwierigkeiten bei ihrer Inte-
gration in den Arbeitsmarkt haben.

Im Jahr 2022 lebten in Deutschland etwa 3,1 Mio. 
Schutzsuchende. Schutzsuchende, wie sie vom Statis-
tischen Bundesamt definiert werden, sind alle auslän-
dischen Personen, die sich aus humanitären Gründen 
in Deutschland aufhalten. Dies schließt Asylbewer-

27 %

7 %

6 %

5 %
5 %

50 %

Indien

Türkei

China

Russland

Iran

Sonstige

Top 5 Staatsangehörigkeiten unter den Ersterteilungen Blaue Karte EU 2021

Quelle: Ausländerzentralregister (2022). © ifo Institut 

Abb. 2

ZUM INHALT



27ifo Schnelldienst 11 / 2023 76. Jahrgang 15. November 2023

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ber*innen im laufenden Verfahren sowie abgelehnte 
Asylbewerber*innen mit ein. Ihre Gesamtzahl erhöhte 
sich im Vergleich zum Vorjahr um 1,14 Mio. Menschen. 
Die Mehrheit der Schutzsuchenden, die 2022 nach 
Deutschland kamen, stammte aus der Ukraine.

Etwa 250 000 Personen unter den Schutzsuchen-
den sind geduldete Personen. Die Beschäftigungs-
quote unter den Geduldeten ist äußerst niedrig. Auch 
die Anzahl derjenigen, die eine Beschäftigungsduldung 
oder eine Ausbildungsduldung erhalten, ist deutsch-
landweit gering und im niedrigen Tausenderbereich. 
Im neuen Chancen-Aufenthaltsrecht besteht die Mög-
lichkeit für Langzeitgeduldete (mehr als fünf Jahre), 
eine Aufenthaltserlaubnis zu erhalten. Schätzungs-
weise könnten bis zu 100 000 Menschen in Deutsch-
land von dieser Regelung profitieren (Bundesgesetz-
blatt 2022).

POLITIKEMPFEHLUNGEN FÜR EIN BESSERES 
EINWANDERUNGSSYSTEM

Die aktuellen Pläne der Bundesregierung zur Einfüh-
rung eines Punktesystems (Chancenkarte) zur Erleich-
terung der arbeitsplatzbezogenen Zuwanderung auch 
für die Arbeitssuche sind zu begrüßen. Auch die der-
zeitige West-Balkan-Regelung funktioniert gut und 
vor allem Bayern hat davon profitiert, da die meis-
ten Eingewanderten des West-Balkans in Bayern be-
schäftigt sind. Diese Regelung sollte daher fortgeführt 
werden. Abkommen mit anderen Ländern sollten in 
Erwägung gezogen werden, um einen legalen Weg der 
Arbeitsmigration auch für ungelernte Arbeitskräfte, 
die ein Arbeitsplatzangebot haben, zu schaffen. Ein 
weiteres Beispiel sind die Aufenthalts- und Arbeitser-
laubnisse für Flughafenpersonal aus der Türkei. Je-
doch müssen die Prozesse hier noch schneller und 
weniger bürokratisch gestaltet werden, um wirklich 
die Anzahl der benötigten Arbeitskräfte zu erreichen. 
Durch einen schlankeren (möglicherweise digitalen) 
Prozess können auch die Kosten für die Anwerbung 
gesenkt werden.

Deutschland bietet bereits klar definierte Wege 
für die Zuwanderung von Hochqualifizierten und auch 
von qualifizierten Fachkräften mit Abschlüssen, die 
als gleichwertig mit denen in Deutschland anerkannt 
wurden. Allerdings sind die Möglichkeiten für diejeni-
gen, deren Qualifikationen nicht als gleichwertig mit 
entsprechenden deutschen Qualifikationen anerkannt 
wurden oder die ungelernte Arbeitskräfte sind, sehr 
viel begrenzter. Dennoch gibt es viele Situationen, in 
denen potenzielle Migrant*innen praktische Tätigkei-
ten ausüben, z. B. als Bäcker*in oder Mechaniker*in, 
ohne dafür eine formale Qualifikation erworben zu 
haben. Die Chancenkarte könnte dahingehend erwei-
tert werden, dass sich auch Personen ohne solche 
formalen Qualifikationen bewerben können. In diesen 
Fällen könnte das Zulassungsverfahren stärker auf 
den aktuellen Bedarf in einem bestimmten Sektor 
abgestimmt werden. Wenn beispielsweise ein großer 

Mangel an Bäcker*innen besteht, könnten Personen 
mit entsprechenden Qualifikationen auf der Grund-
lage ihrer Erfahrung ein Visum für die Arbeitssuche 
beantragen. Im Sinne der Transparenz gegenüber den 
Arbeitgebenden ist es wichtig, dass bei einem Visum 
für die Arbeitssuche, das auf einer anerkannten Qua-
lifikation beruht, dies deutlich angegeben wird, wäh-
rend bei einem Visum für die Arbeitssuche, das auf der 
Grundlage einer gemeldeten Erfahrung erteilt wird, 
klargestellt wird, dass es sich um eine selbst gemel-
dete Erfahrung handelt, die der Arbeitgebende dann 
selbst bewerten sollte.

Oft ist es nur schwer möglich, ein Arbeitsplatzan-
gebot in Deutschland zu bekommen, ohne vor Ort po-
tenzielle Vorstellungsgespräche zu führen. Für diesen 
Zweck wurde das Visum zur Arbeitssuche gestaltet. 
Jedoch sollte potenziellen Einwandernden, die mit 
einem Visum zur Arbeitssuche kommen, flexibleres Ar-
beiten ermöglicht werden, während sie nach einer ih-
ren Qualifikationen entsprechenden Stelle suchen. Es 
wäre sinnvoll, potenziellen Migrant*innen, die zur Ar-
beitsplatzsuche nach Deutschland kommen, während 
der Suche eine Arbeitserlaubnis zu erteilen (sowohl 
außerhalb ihrer Qualifikationen als auch über eine 
Arbeitszeit von zwanzig Stunden pro Woche hinaus). 
Einen Anspruch auf Sozialleistungen hätten poten-
zielle Immigrant*innen während dieses Suchaufent-
halts nicht. Dies würde auch Berufseinsteiger*innen 
und Personen mit geringeren Ersparnissen die Einreise 
zur Arbeitsplatzsuche ermöglichen. Außerdem trägt 
die Möglichkeit, einer Arbeit nachzugehen, nicht nur 
zur Sicherung des Lebensunterhalts bei, sondern er-
möglicht vor allem die frühzeitige Integration in den 
Arbeitsmarkt und die Gesellschaft.

Die Blaue Karte ist zwar für diejenigen, die sie 
erhalten haben, und die betroffenen Firmen ein Er-
folg, jedoch wird das Potenzial nicht vollständig ge-
nutzt, um dem Bedarf an hochqualifiziertem Personal 
gerecht zu werden. Im Zuge des neuen Fachkräfte-
einwanderungsgesetzes wurde die Gehaltsgrenze ab 
November 2023 bereits abgesenkt, auf 43 800 Euro 
allgemein und 39 682 Euro für Engpassberufe und Be-
rufsanfänger*innen. Deutschland sollte angesichts des 
erheblichen Arbeitskräftemangels die Wirkung des 
neuen Fachkräfteeinwanderungsgesetzes zeitnah eva-
luieren und prüfen, ob die festgelegte Gehaltsschwelle 
weiter gesenkt werden kann. Das Hauptproblem des 
Systems der arbeitsplatzbasierten Zuwanderung liegt 
jedoch nicht in den formalen Hindernissen für die Zu-
wanderung, sondern in der Umsetzung. Es sollte regel-
mäßig geprüft werden, ob die teils komplexen Teilpro-
zesse optimiert und digitalisiert werden können. Die 
Wartezeiten auf einen Termin zur Beantragung eines 
Visums sind oft viel zu lang, ebenso wie das Verfahren 
zur Anerkennung von Qualifikationen. Eine Möglichkeit 
wäre die zunehmende Nutzung von Online-Terminen. 
Eine weitere Möglichkeit wäre, gegen eine Gebühr ei-
nen garantierten Termin innerhalb einer bestimmten 
Frist zu erhalten. Die zusätzlichen Einnahmen könnten 
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zur Finanzierung von neuem Botschaftspersonal ver-
wendet werden, damit Visumsanträge schneller bear-
beitet werden. Als weitere sinnvolle Ergänzung können 
Visumsbewerbungsgespräche auch online durchge-
führt werden. So könnten sich Antragsteller*innen 
bei einem Termin in der deutschen Botschaft identi-
fizieren, die erforderlichen Unterlagen einreichen, die 
Gebühr bezahlen (alternativ könnte die Gebühr vorab 
online bezahlt werden) und dann online ein Interview 
führen. Dies würde zu einer Entlastung der Botschaft 
oder Auslandsvertretung im Herkunftsland führen und 
könnte zusätzliche Kapazitäten für Visumsgespräche 
schaffen.

POLITIKEMPFEHLUNGEN FÜR BESSERE 
INTEGRATION

Für eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration ist die 
Anerkennung von ausländischen Qualifikationen es-
senziell. Anerkennungsstellen für ausländische Quali-
fikationen sollten daher gestärkt werden, um dadurch 
den Anerkennungsprozess schneller aber insbeson-
dere auch vorhersagbarer, besser planbar und trans-
parenter zu gestalten. Aufgrund der hohen Antrags-
zahlen, die voraussichtlich weiter steigen werden, 
sollten die zuständigen Behörden personell besser 
ausgestattet werden. Zuständigkeiten sollten gebün-
delt und digitalisiert werden.

Des Weiteren sollte die Erteilung einer Arbeits-
erlaubnis einheitlicher und berechenbarer werden. 
Hier sollte die Politik klare Regeln definieren, unter 
welchen Umständen eine Arbeitserlaubnis verwehrt 
werden kann. In Anbetracht des Fachkräftemangels 
wäre es sinnvoll, das Potenzial dieser Arbeitskräfte 
bei Vorliegen eines Arbeitsplatzangebots bestmög-
lich zu nutzen.

Um die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten 
zu fördern, sollte zunächst die Residenzpflicht und 
Wohnsitzauflage für alle Geflüchteten erleichtert wer-
den. Wenn ein Arbeitsplatz oder ein Bildungsangebot 
in einem anderen Bezirk vorliegt, sollte es möglich 
sein, ohne bürokratische Hürden und Nachweise dort-
hin zu ziehen solange sich Wohngeldkosten und an-
dere Bezüge nicht erhöhen. Ein Wegzug von Geflüchte-
ten aus Bezirken mit unbefriedigenden Integrationser-
gebnissen kann zu erheblichen Integrationsgewinnen 
führen und dank der Beschäftigungsgewinne auch 
öffentliche Ausgaben einsparen (Aksoy et al. 2023). Die 
Hürden, vor allem für die Beschäftigungsduldung sind 
sehr hoch und sollten gesenkt werden. Der Königstei-
ner Schlüssel sollte durch eine Verteilungsregel ersetzt 
werden, die die Zahl der freien Stellen als zusätzliches 
Verteilungskriterium verwendet.

Auch sind allgemeine Unterstützungsmaßnahmen 
für Geflüchtete sinnvoll, um deren Beschäftigung zu 
fördern – sowohl die Unterstützung von Individuen 
als auch von Unternehmen. Durch bessere Unterstüt-
zungsangebote (z. B. auch auf Englisch) könnte das 
Potenzial dieser Gruppen noch besser genutzt werden 

(Battisti et al. 2019). Kommunale Integrationszentren 
und lokale Integrationshelfer*innen könnten hier gute 
erste Anlaufstellen sein, die einen Überblick über die 
verschiedenen Unterstützungsangebote bündeln und 
als zentraler Kontaktpunkt für die Zielgruppe dienen. 
Der Einstellungsprozess für Geflüchtete ist ein büro-
kratischer und langwieriger Prozess, der mit hoher 
Unsicherheit behaftet ist. Deswegen wären auch Un-
terstützungsprogramme für Unternehmen, die Ge-
flüchtete einstellen möchten, vorteilhaft. Spezielle 
Programme für den Einstieg in den deutschen Arbeits-
markt könnten entwickelt werden, z. B. Programme, 
die sich an bestimmten Tätigkeitsbereichen orien-
tieren, berufsbezogene Sprachkurse, Einarbeitung in 
das deutsche Arbeitsrecht und Bewerbungsverfah-
ren, Mentoring sowie umfangreiche Praktikumsmög-
lichkeiten und Traineeships. Für geflüchtete Frauen 
werden niederschwellige Angebote benötigt, am bes-
ten in Verbindung mit Kinderbetreuung während der 
Sprachkurse oder Fortbildungen und Patenschafts-
programme. Um die Attraktivität Deutschlands zu 
erhöhen, sollte die Verfügbarkeit von öffentlichen 
Dienstleistungen in englischer Sprache verbessert 
werden. Hier sollte Deutschland eine Willkommens-
kultur in den Behörden fördern, damit zugewanderte 
Fachkräfte auch in Deutschland bleiben.

FAZIT

Ob Einwanderung als Chance genutzt werden kann, 
um den Fachkräftemangel in Deutschland zu beheben, 
kommt auf die deutsche Einwanderungs- und Integra-
tionspolitik an. Das Einwanderungssystem muss so 
gestaltet werden, dass Deutschland für Fachkräfte 
attraktiv ist und bleibt. Mit dem neuen Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung hat 
die Regierung Schritte in die richtige Richtung einge-
leitet. Jedoch sind es hauptsächlich Verbesserungen 
von bestehenden Regelungen und es bleibt die Frage, 
ob diese Änderungen wirklich dazu beitragen kön-
nen, den großen und steigenden Fachkräftemangel 
in Deutschland wirksam zu bekämpfen. Schnellere 
und einfachere Einwanderungsverfahren für Hoch-
qualifizierte und unbürokratische Arbeitserlaubnisse 
für Arbeiter*innen mit Arbeitsplatzangebot bleiben 
weiterhin notwendig. Zu oft dauern Verfahren lang 
und sind so unsicher, dass Firmen sich die Rekrutie-
rung aus dem Ausland zweimal überlegen. Neben der 
direkten Einwanderung in den Arbeitsmarkt sollte 
Deutschland auch das Potenzial der bereits hier le-
benden Zugewanderten durch bessere Integration 
nutzen. Investitionen in Sprache und Umschulungen 
können dazu beitragen, bereits hier lebende Zugewan-
derte, die noch nicht in den Arbeitsmarkt integriert 
sind, in Arbeit zu bringen. Kurzfristig ist es jedoch 
schwierig, durch den Zuzug von Geflüchteten den 
Fachkräftemangel zu reduzieren, da Integration oft 
Jahre dauert. Langfristig haben Einwandernde, die in 
Deutschland bleiben möchten, jedoch durchaus das 
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Potenzial, den Fachkräftemangel erheblich zu redu-
zieren, insbesondere wenn Deutschland wirkungsvoll 
in deren Integration investiert.
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DER RENTENÜBERGANG DER BABYBOOMER

Der Rentenübergang der Babyboomer Generation 
wird Gesellschaft und Wirtschaft in den kommenden 
Jahren maßgeblich verändern. Mit Babyboomer Ge-
neration werden die in der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg geborenen geburtenstarken Jahrgänge der 
1950er und 1960er Jahre beschrieben. Die geburten-
stärksten Jahrgänge in Deutschland sind die der 1963 
und 1964 Geborenen (vgl. Abb. 1). Geht man von den 
aktuellen Bevölkerungsvorausberechnungen des Sta-
tistischen Bundesamts aus und betrachtet die Jahr-
gänge, die zwischen 2025 und 2035 67 Jahre alt wer-
den, so werden bis Mitte der 2030er Jahre etwa 13,3 
Mio. Menschen das Rentenalter erreichen.1 Gleichzeitig 
erreichen je nach Wanderungssaldo zwischen 9,5 und  
10,6 Mio. Menschen in diesem Zeitraum das 25. Le-
bensjahr und rücken, sehr vereinfacht ausgedrückt, 
in den Arbeitsmarkt nach (Statistisches Bundesamt 
2023). Dieser Übergang stellt uns wirtschaftlich und 
gesellschaftlich vor Herausforderungen. Die zentralen 
und breit diskutierten Fragen in diesem Zusammen-
hang sind: Welche Konsequenzen ergeben sich daraus 
für den Arbeitsmarkt, wie steht es um Arbeits- und 
Fachkräfte? Was bedeutet dieser Übergang für die so-
zialen Sicherungssysteme? Wie können Lebensstan-
dard, Gesundheitsversorgung und Pflege sichergestellt 
und finanziert werden? Und welche Konsequenzen 
ergeben sich daraus für Konsumnachfrage, Produktivi-
tät und andere makroökonomische Größen? Wichtige 
Fragen um die gesamtwirtschaftlichen Folgen einer 
großen Anzahl an Rentenbeziehenden abzuschätzen 
sind: Wie konsumieren ältere Haushalte? Und welches 
Einkommen und welches Vermögen stehen ihnen zur 
Verfügung?

1 Je nach Szenario der Vorausberechnung schwankt der Wert leicht.

DAS »RETIREMENT CONSUMPTION PUZZLE« 

Die zentrale Hypothese der klassischen Lebenszyklus-
theorie zur Konsumnachfrage ist, dass sie über den 
Lebensverlauf geglättet wird (Modgliani and Brum-
berg 1954). Beim Eintritt in die Rente handelt es sich 
in der Regel um einen permanenten und erwarteten 
Einkommensschock. Haushalte sollten daher wäh-
rend der Erwerbsphase, in der ein höheres Einkom-
men erzielt wird, sparen, um den Einkommensschock 
auszugleichen und den Konsum nach Renteneintritt 
konstant zu halten. Würden alle Haushalte ihren Kon-
sum perfekt im Lebensverlauf glätten, sollte es durch 
demografische Veränderungen keine Veränderungen 
im Konsum geben. Tatsächlich findet man umfassende 
empirische Evidenz, die zeigt, dass der Konsum mit 
dem Renteneintritt reduziert wird – man spricht hier 
vom sogenannten »Retirement Consumption Puzzle« 
(Banks et al. 1998; Bernheim et al. 2001). 

Es gibt verschiedene Erklärungsansätze für die-
ses Puzzle. Vorausschauende und ratio-
nal optimierende Individuen redu-
zieren zum einen den Konsum 
mit dem Renteneintritt, da sie 
weniger arbeitsbezogene Aus-
gaben haben. Dies umfasst 
beispielsweise wegfallende 
Pendelkosten oder die Substi-
tution von extern bezogenen Gü-
tern durch selbst produzierte Gü-
ter, wie z. B. das Mittagessen in 
der Kantine oder im Restaurant 
durch ein selbstgekochtes Essen  
(Hurd und Rohwedder 2003). Ein 
weiterer Erklärungsansatz umfasst 
die Unsicherheit der Haushalte 
über den Zeitpunkt des Renten-
eintritts. Eine Anpassung des Kon-

* Ich bedanke mich bei Marius Cziriak, Bennet Janssen und Lucas 
Rauschkolb für hervorragende Unterstützung bei Recherche und 
Datenanalyse.
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sums findet statt, da Individuen gesundheitsbedingt 
früher aus dem Erwerbsleben ausscheiden als erwar-
tet und infolgedessen ihren Konsum einschränken 
müssen (Hurst 2008). Im Gegensatz dazu dokumen-
tieren andere Autoren Verhaltensmuster, die eher 
auf wenig vorausschauendes Verhalten hindeuten  
wie die Anwendung von Daumenregeln und Heuristi-
ken. Dieses Verhalten führt wiederum zu einer stär-
keren Korrelation zwischen Einkommen und Konsum 
als es die Lebenszyklushypothese voraussagen würde 
(Bernheim et al. 2001). 

Auch für Deutschland gibt es Evidenz für das 
»Retirement Consumption Puzzle«. So dokumentiert 
Schwerdt (2005) basierend auf Daten des Sozio-oe-
konomischen Panels, dass auch in Deutschland Men-
schen beim Übergang in die Rente ihre Ersparnisse 
nicht im erwarteten Maße reduzieren, um das gerin-
gere Einkommen auszugleichen. Stattdessen sparen 
diese Haushalte nach Renteneintritt zu viel und konsu-
mieren zu wenig im Vergleich zum erwarteten Muster. 
Neuere Arbeiten, wie zum Beispiel Olafsson und Pagel 
(2018), zeigen mit detaillierten Transaktionsdaten, 
dass Haushalte beim Renteneintritt den arbeits- und 
freizeitbezogenen Konsum reduzieren. Pagel (2017) 
erklärt dieses Muster in einem erweiterten Lebens-
zyklusmodel mit erwartungsbasierter Verlustaversion  
(expectations-based loss aversion). Dies bedeutet, 
dass Individuen in einer Welt mit unsicherem Einkom-
men zu viel konsumieren, da sie auf höheres Einkom-
men in der Zukunft hoffen. Wenn das Einkommen 
nach dem Renteneintritt sicher ist, wird der zu hohe 
Konsum nach unten korrigiert.

Ebenfalls diskutiert wird in der Literatur nach 
wie vor die Frage, ob Menschen grundsätzlich in 
der Lage sind, angemessen für ihr Alter zu spa-
ren. In diesem Zusammenhang sei besonders auf 
die neuere Evidenz zu »Saving Regret« verwie-
sen. Diese »Spar-Reue« beschreibt den Umstand, 
dass ein großer Anteil der Menschen im Alter zwi-
schen 60 und 80 angeben, dass sie ex post gerne 
mehr gespart hätten (Börsch-Supan et al. 2023). 
Dieses Phänomen taucht vor allem unter älteren Be-
fragten in den USA auf und lässt sich nicht durch Per-

sönlichkeitsmerkmale wie Geduld oder Prokrastina-
tion erklären. Vielmehr steht »Saving Regret« nach 
Renteneintritt vor allem in Zusammenhang mit früher 
erlebten und nicht antizipierten Einkommens- und 
Vermögensverlusten wie z. B. unerwartete Arbeits-
losigkeit, schlechter Gesundheit oder Scheidung, die 
dazu beitragen, dass finanzielle Reserven im Alter ge-
ringer ausfallen als gewünscht.

Gleichzeitig zeigen Analysen des Vermögensver-
brauchs und Entsparens im Alter, dass Haushalte über-
wiegend geringe Entsparraten bzw. teilweise sogar 
positive Sparraten aufweisen (Poterba et al. 2011; für 
einen Literaturüberblick siehe De Nardi et al. 2016;  
für Evidenz zu Deutschland siehe Börsch-Supan et al. 
2001). Das bedeutet, dass im Alter vorhandenes Ver-
mögen mit einer geringeren Geschwindigkeit und in  
geringerem Ausmaß abgebaut wird, als anhand the-
oretischer Modelle zu erwarten wäre. Gray (2014) 
zeigt für die USA, dass es eine große Heterogenität 
in den Entsparmustern unter älteren Haushalten  
gibt, die zwischen »Übersparen« und »Überkonsumie-
ren« schwanken. Gray zieht daraus den Schluss, dass 
es für Haushalte im Alter schwierig ist, Konsumaus-
gaben zu antizipieren und ihren Vermögensabbau zu 
gestalten.

Zudem ist in vielen Ländern der Großteil des 
Vermögens privater Haushalte in Immobilien gebun-
den und kann daher nur schwer gleichmäßig ents-
part und für Konsum verwendet werden. Ein bisher 
noch überschaubarer Forschungsstrang beschäftigt 
sich mit sogenannten Immobilienverzehrprodukten,  
d. h. Finanzprodukten, die es Haushalten erlauben, il-
liquides Immobilienvermögen schrittweise zu liquidie-
ren. Bisher sind die Märkte für diese Finanzprodukte 
sehr klein (Bartsch et al. 2021).

Zusammenfassend zeigen diese Analysen konsis-
tent auf, dass die meisten Rentnerinnen und Rentner 
im Alter ihren Konsum im Vergleich zur Erwerbsphase 
reduzieren und gleichzeitig ihr Vermögen nicht im er-
warteten Maße abbauen bzw. teilweise sogar positive 
Sparraten aufweisen.

DIE EINKOMMENS- UND VERMÖGENSSITUATION 
ÄLTERER HAUSHALTE IN DEUTSCHLAND

Im nächsten Schritt betrachten wir die Einkommens- 
und Vermögenssituation von aktuellen und zukünfti-
gen Rentenbeziehenden basierend auf Daten aus dem 
Panel on Household Finances (PHF) der Deutschen 
Bundesbank.2 Um die Auswirkung des bevorstehenden 
Renteneintritts der Babyboomer abschätzen zu kön-
nen, ist es wichtig, deren aktuelle Einkommens- und 
Vermögenssituation auch im Vergleich zu früheren 
Rentnerkohorten zu analysieren. Die PHF-Daten wer-
den alle drei bis vier Jahre erhoben, wir verwenden 
für die Analysen in diesem Abschnitt Daten aus allen 

2 Für Informationen zu den Daten siehe: https://www.bundesbank.
de/en/bundesbank/research/panel-on-household-finances, abgeru-
fen am 6. November 2023.
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verfügbaren Erhebungswellen 2010/11, 2014, 2017 und 
2021. Wir betrachten zu jedem Erhebungszeitpunkt 
zwei Altersgruppen: die 55- bis 64-Jährigen und die 
65- bis 74-Jährigen. Die Altersgruppen wurden so ge-
wählt, dass die jüngere Altersgruppe überwiegend 
Personen vor dem Renteneintritt und die ältere zum 
großen Teil Personen in Rente umfasst. Durch die 
schrittweise Erhöhung des Renteneintrittsalters be-
wirkt diese Vorgehensweise auch, dass der Anteil der 
Rentenbeziehenden in beiden Altersgruppen abnimmt. 

Zunächst stellen wir in Abbildung 2 die Entwick-
lung der durchschnittlichen Bruttojahreseinkünfte 
über den Zeitraum 2010/11 bis 2021 dar. Einkommen 
beinhalten dabei Einkünfte aus selbstständiger und 
nicht selbstständiger Erwerbstätigkeit, soziale und 
private Transfereinkünfte, Miet- und Kapitaleinnah-
men, private, betriebliche und gesetzliche Rentenbe-
züge sowie andere Einkünfte. Die Darstellung zeigt, 
dass das durchschnittliche Einkommen für Haushalte 
beider Altersgruppen über die Zeit zugenommen hat. 
Das Durchschnittseinkommen der 55- bis 64-Jähri-
gen stieg um 26,7 % im Zehnjahreszeitraum, das der 
65- bis 74-Jährigen um 26,1 %.3 Das Einkommen der 
Altersgruppe von 65 bis 74 Jahren lag zu allen Zeit-
punkten deutlich unterhalb des Einkommens der jün-
geren Altersgruppe und betrug im Schnitt etwa 72 % 
des durchschnittlichen Einkommens Jüngerer. 

Die Zusammensetzung der Einkommen verän-
derte sich im Zeitverlauf leicht. So war Erwerbsein-
kommen zu allen Zeitpunkten die Haupteinkunfts-
quelle der 55- bis 64-Jährigen, der Anteil am Gesam-
teinkommen nahm von 71 auf 84 % zu. Dies steht 
auch im Zusammenhang mit der Erhöhung des Ren-
teneintrittsalters in diesem Zeitraum, denn gleich-
zeitig nahm die Rolle der gesetzlichen Altersvorsorge 
von 14,0 auf 6,6 % ab. Unter den Älteren sind Einkom-
men aus der gesetzlichen Altersvorsorge hingegen 
die mit Abstand wichtigste Einkommensquelle, ihr 
Anteil nahm jedoch von 2010/11 bis 2021 von gut 64 
auf 58 % ab. Gleichzeitig erhöhte sich unter den Älte-
ren der Anteil des Einkommens aus Erwerbstätigkeit 
von gut 15 auf 22 %. Dies deutet an, dass es unter 
den 65- bis 74-Jährigen zu einem höheren Anteil Er-
werbstätige gibt.

Abbildung 3 zeigt die Mittelwerte und Mediane 
des Nettovermögens der Haushalte. Das Durch-
schnittsvermögen stieg im Zeitraum von 2010/11 bis 
2021 für die Altersgruppe 55 bis 64 von etwa 322 000 
auf 412 000 Euro. Im gleichen Zeitraum stieg das Me-
dianvermögen von 103 000 auf 216 000 Euro.4 Das 
Durchschnittsvermögen der älteren Altersgruppe war 
zu allen Zeitpunkten geringer als jenes der jüngeren 
Altersgruppe und nahm von durchschnittlich etwa 
3 Darstellung von nominalen Einkommen. Alle Werte wurden ge-
wichtet, da das PHF Haushalte mit hohem Einkommen überreprä-
sentiert.
4 Laut Monatsbericht der Deutschen Bundesbank (2023) sind im 
Vergleich die Medianvermögen insgesamt seit 2010/11 von etwa 
50 000 Euro auf über 100 000 Euro im Jahr 2021 angestiegen. Da älte-
re Haushalte im Durchschnitt höheres Vermögen besitzen, fügen sich 
diese Analysen in das Gesamtbild ein.

250 000 auf 392 000 Euro zu. Der Median stieg von 
etwa 100 000 auf 241 000 Euro. Interessanterweise 
verkleinerte sich der Abstand zwischen den beiden 
Altersgruppen. Während 2010/11 ältere Haushalte nur 
etwa 78 % des Vermögens der jüngeren Haushalte be-
saßen, betrug das Verhältnis 2021 95 %.

Hinsichtlich der Zusammensetzung des Vermö-
gens der Haushalte zeigt sich, dass Immobilienver-
mögen der wichtigste Bestandteil für Haushalte ist. 
Es stellt je nach Altersgruppe und Erhebungswelle 
zwischen 60 und 70 % des Gesamtvermögens dar. Der 
Anteil der Haushalte mit Immobilien schwankt unter 
den 55- bis 64-Jährigen von 2010/11 bis 2021 zwischen 
61,9 und 64,8 % und unter den 65- bis 74-Jährigen 
zwischen 61,8 und 63,4 %. 

Der durchschnittliche Schuldenstand der  
55- bis 64-Jährigen schwankte im Mittel zwischen 
etwa 27 000 und 35 000 Euro. Der Schuldenstand 
der 65- bis 74-Jährigen ist mit durchschnittlich etwa 
15 000 Euro zu allen Zeitpunkten deutlich geringer. 
Dies hängt vor allem damit zusammen, dass die 
meisten Haushalte damit rechnen, mit dem Rente-
neintritt ihre Immobilienkredite abbezahlt zu haben. 
Der durchschnittliche Schuldenstand der älteren  
Altersgruppe hat sich über den Zeitraum kaum ver-
ändert. Betrachtet man den Anteil der Haushalte mit 
Schulden, so zeigt sich, dass dieser Anteil in der Al-
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tersgruppe von 55- bis 64-Jährigen von 53 % in der 
Erhebung 2010/2011 kontinuierlich auf 43 % im Jahr 
2021 abgenommen hat. Der Anteil der Schuldner in 
der Altersgruppe von 65 bis 74 schwankte im Zehnjah-
reszeitraum zwischen 25 und 29 % ohne klaren Trend.

Insgesamt zeigen diese Analysen, dass sich die 
finanzielle Situation der derzeitigen Rentnerinnen 
und Rentner im Zeitverlauf im Durchschnitt und im 
Vergleich zur jeweils jüngeren Altersgruppe verbes-
sert hat. Sowohl das durchschnittliche Einkommen 
als auch Vermögen der 65- bis 74-Jährigen haben zu-
genommen. Der Schuldenstand ist stabil geblieben. 
Für die nun kurz vor dem Renteneintritt stehenden 
Haushalte zeigt sich, dass Einkommen und Vermögen 
im Vergleich zu vorherigen Kohorten im Zeitablauf 
zugenommen haben. 

HERAUSFORDERUNG ALTERSVORSORGEPLANUNG

Um den Übergang in den Ruhestand zu bewerkstel-
ligen, ist eine vorausschauende Planung nötig. Denn 
nur wenn Menschen in die Lage versetzt werden, ihre 
Vermögens- und Einkommenslage während der Ren-
tenphase zu antizipieren und realistische Erwartun-
gen zu formulieren, kann ausreichend für das Alter 
vorgesorgt und der Konsum entsprechen geglättet 
werden. Dabei spielen der Zugang zu Informationen, 
finanzielle Bildung, die Komplexität der Produkte und 
die Darstellung der zukünftigen Renten eine zentrale 
Rolle. Je besser Menschen ihre zukünftige Einkom-
mens- und Vermögenslage antizipieren können und je 
besser mögliche zukünftige Lebenslagen und Schocks 
über realistische Szenarien in die Planung einbezogen 
werden können, desto besser lässt sich aktuelles Kon-
sum- und Sparverhalten anpassen und desto genauer 
lassen sich zukünftige Entwicklungen antizipieren. 

In diesem Zusammenhang spielen digitale Tools 
wie die digitale Rentenübersicht eine wichtige Rolle, 
da sie den Zugang zu Informationen erleichtern und 
die Darstellung verbessern. Auch die Initiative zur 
Entwicklung einer Finanzbildungsstrategie ist begrü-
ßenswert und sollte unbedingt das Thema Altersvor-
sorge beinhalten. Allerdings stellen dies nur die ersten 
Schritte des Planungsprozesses dar. Detaillierte Tools, 
die eine szenariobasierte Finanzplanung ermöglichen, 
wie beispielsweise die an der Goethe Universität ent-
wickelte App Seasn, müssen systematisch auf ihre 

Wirksamkeit getestet und weiterentwickelt werden. 
Zudem sollten Plattformen wie die digitale Renten-
übersicht nicht nur für die Altersvorsorgeplanung 
einzelner genutzt werden, sondern auch als Daten-
quelle für Wissenschaft und Politik dienen, um die 
Einkommens- und Vermögenssituation engmaschig 
und präzise zu monitoren und mögliche systematische 
Lücken bei der Absicherung frühzeitig zu erkennen 
und entsprechende politische Weichen zu stellen.
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FORSCHUNGSERGEBNISSE

Wir haben die Deutschen befragt, was sie über Bildungsun
gleichheit in Deutschland und verschiedene Reformvorschläge 
dazu denken. Deutliche Mehrheiten der Deutschen sehen ein 
(sehr) ernsthaftes Problem in der Chancenungleichheit zwi
schen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund (62 %) 
sowie zwischen Kindern aus guten bzw. schwierigen sozialen 
Verhältnissen (61 %). Dieses Meinungsbild hat sich seit 2019 
verschlechtert. Zudem fürchten 53 %, dass die Digitalisierung 
zu einer größeren Ungleichheit im deutschen Bildungssystem 
führen wird. Als Maßnahmen für mehr Chancengleichheit 
befürworten die Deutschen ein Chancenbudget für Schulen 
mit vielen Schüler*innen aus benachteiligten Verhältnissen 
(69 %) sowie die Nutzung eines Sozialindex für Schulen (65 %). 
Auch Gehaltszuschläge für Lehrkräfte an Schulen mit vie
len Schüler*innen aus benachteiligten Verhältnissen werden 
mehrheitlich (55 %) unterstützt. Eine Mehrheit (69 %) ist zu
dem dafür, den Anteil an Schüler*innen mit ausländischer 
Staatsbürgerschaft und unzureichenden Sprachkenntnissen 
pro Schulklasse auf maximal 30 % zu beschränken. Um den 
durch Corona versäumten Unterrichtsstoff nachzuholen, be
fürworten deutliche Mehrheiten verpflichtenden Förderun
terricht und Ferienkurse für benachteiligte Schülergruppen.

IN KÜRZE

Katharina Werner, Vera Freundl, Franziska Pfaehler,  
Katharina Wedel und Ludger Wößmann*

Was denken die Deutschen zu Chancen
ungleichheit im Bildungssystem?

Bildung ist die Basis für spätere Arbeitsmarktbeteili-
gung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Um 
möglichst gerechte Chancen in der Gesellschaft her-
zustellen, ist Chancengleichheit im Bildungswesen 
daher besonders wichtig. Die Chancen auf Bildungs-
erfolg sollten also unabhängig von den äußeren Um-
ständen einer Person sein. Wenn Bildungschancen 
jedoch ungleich verteilt sind, führt dies zum einen 
zu individuellen Einbußen, da weniger Bildung bei-
spielsweise mit weniger Arbeitseinkommen einher-
geht. Dadurch bleiben Kindern aus benachteiligten 
Verhältnissen wichtige Möglichkeiten zur eigenen 
Entfaltung und zum sozialen Aufstieg verwehrt. Zum 
anderen kommt es auch gesamtgesellschaftlich zu 
Ineffizienzen, da Kinder aus benachteiligten Verhält-
nissen ihr Leistungspotenzial nicht vollumfänglich 
nutzen können. Dies gefährdet die Akzeptanz der 
gesellschaftlichen Ordnung und damit den Zusam-
menhalt der Gesellschaft.

Der kürzlich veröffentlichte ifo-»Ein Herz für Kin-
der«-Chancenmonitor (Wößmann et al. 2023) zeigt, 
dass die Chancen auf Bildungserfolg in Deutschland 
stark ungleich verteilt sind: Die Wahrscheinlichkeit, 
ein Gymnasium zu besuchen, liegt für Kinder mit ei-
nem alleinerziehenden Elternteil ohne Abitur aus dem 
untersten Einkommensviertel und mit Migrations-
hintergrund bei 21,5 %. Dagegen liegt sie bei 80,3 %, 
wenn ein Kind zwei Elternteile mit Abitur aus dem 
obersten Einkommensviertel und ohne Migrations- 
hintergrund hat. Ungleichheiten entstehen selbst bei 
gleichen schulischen Leistungen: Die Wahrscheinlich-
keit, eine Übertrittsempfehlung für das Gymnasium 
zu erhalten, ist bei gleichen Noten für Kinder aus 
bessergestellten Familien rund 2,5-mal höher als bei 
Kindern aus Arbeiterfamilien (Wendt et al. 2016). Dies 
stellt eine klare Verletzung der Idee der Chancen-
gerechtigkeit dar: Familiäre Umstände – also Fak-
toren, die ein Kind nicht selbst beeinflussen kann – 
schränken die Möglichkeiten auf Bildungserwerb und 
späteren Lebenserfolg ein. Auch andere äußerliche 
Faktoren, wie z. B. das Geschlecht oder die Region, 
können den Bildungserfolg beeinflussen.

Im Rahmen der repräsentativen Meinungsum-
frage des ifo Bildungsbarometers 2023 (siehe Box 
»Methodik der Befragung«) haben wir daher die deut-
sche Bevölkerung gefragt, inwiefern sie die Chan-
cengleichheit in der Bildung hierzulande als Problem 
einschätzt. Aufgrund einer umfangreichen Stichpro-
benziehung können die Meinungsbilder für einige Fra-
gen nicht nur deutschlandweit, sondern auch regional 
ausgewertet werden. Dies gibt Aufschluss darüber, 
ob sich die Wahrnehmung von Ungleichheit inner-
halb von Deutschland unterscheidet. Zudem werden 
immer wieder zahlreiche Möglichkeiten diskutiert, 
um die Chancengerechtigkeit – gerade auch im Bil-
dungswesen – zu verbessern. Daher haben wir die 
Deutschen auch gefragt, wie sie zu verschiedenen 
politischen Maßnahmen stehen, die auf mehr Chan-
cengleichheit im Bildungssystem abzielen.

* Wir danken der Deutschen Forschungsgemeinschaft (Sonderfor-
schungsbereich Transregio 190) für finanzielle Unterstützung,  
dem Wissenschaftlichen Beirat des ifo Bildungsbarometers – Marius 
Busemeyer, Olaf Köller, Dorothea Kübler, Nele McElvany, Beatrice 
Rammstedt und Guido Schwerdt – und den Kolleg*innen am  
ifo Zentrum für Bildungsökonomik für Anmerkungen zum Fragebo-
gen, Lewin Nolden und Dawid Swierczewski für ausgezeichnete  
Forschungsassistenz sowie dem Team von Talk Online Panel für die 
Zusammenarbeit bei der Durchführung der Meinungsumfrage.

ZUM INHALT
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Seit zehn Jahren widmet sich das ifo Bildungs-
barometer wechselnden Themenschwerpunkten 
(Freundl et al. 2023). Neben dem Fokus auf die Chan-
cengerechtigkeit befasst sich die Befragung in diesem 
Jahr auch mit der Qualität der Schulen (Werner et al. 
2023a) sowie Unterschieden zwischen den Regionen 
in Deutschland (Werner et al. 2023b). Das Erkenntnis- 
interesse des ifo Bildungsbarometers ist dabei ein 
positives, kein normatives: Ziel der Befragung ist es, 

das Meinungsbild der deutschen Bevölkerung zu ver-
schiedenen Bildungsthemen und bildungspolitischen 
Maßnahmen abzubilden, nicht die Wirksamkeit die-
ser Maßnahmen zu evaluieren. Durch diesen Ansatz 
kann es wertvolle Hinweise liefern, wie es um die 
öffentliche Meinung in Deutschland bestellt ist und 
in welchen Bereichen bildungspolitische Spielräume 
gesehen werden. 

WIE SCHÄTZEN DIE DEUTSCHEN DIE CHANCEN- 
UNGLEICHHEIT IM BILDUNGSSYSTEM EIN?

Ungleiche Chancen für verschiedene  
Gruppen als Problem

Zunächst haben wir die Bevölkerung danach gefragt, 
ob sie Chancenungleichheit zwischen Kindern aus 
verschiedenen Gruppen im deutschen Bildungssystem 
als Problem wahrnimmt. Die Deutschen sehen ver-
gleichsweise wenige Probleme in ungleichen Chancen 
zwischen Jungen und Mädchen sowie zwischen Kin-
dern, die auf dem Land oder in der Stadt zur Schule 
gehen. 43 % halten ungleiche Chancen zwischen Jun-
gen und Mädchen für gar kein Problem (vgl. Abb. 1). 
Dies entspricht einem leichten Rückgang von 5 Pro-
zentpunkten seit 2019, als das ifo Bildungsbarometer 
dieselbe Frage schon einmal gestellt hat. 36 % sehen 
ungleiche Chancen zwischen Jungen und Mädchen 
als ein mittleres Problem an, 15 % als ein ernsthaftes 
Problem und 5 % als ein sehr ernsthaftes Problem.

Der Anteil der Befragten, der ungleiche Chancen 
zwischen Kindern, die auf dem Land oder in der Stadt 
zur Schule gehen, für gar kein Problem hält, fällt mit 

Die im vorliegenden Artikel berichteten Ergebnisse 
sind eine Auswertung ausgewählter Fragen des ifo 
Bildungsbarometers 2023. Die Befragung wurde vom  
17. Mai bis 5. Juni 2023 durch die Talk Online Panel 
GmbH unter insgesamt 5 636 Personen durchgeführt. 
Für Details zur Stichprobenziehung und Befragung 
sowie eine Diskussion zur Vergleichbarkeit der Ergeb-
nisse mit zurückliegenden Befragungsjahren siehe 
Werner et al. (2023a). 

Die Befragung wurde 2023 erstmals so durchge-
führt, dass sie repräsentative Ergebnisse für sieben 
Regionen innerhalb Deutschlands liefert (vgl. Wer-
ner et al. 2023b). Die drei größten Bundesländer – 
Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-Württem- 
berg – können einzeln ausgewertet werden. Die wei-
teren Bundesländer werden in vier Regionen zusam-
mengefasst: Bremen, Hamburg, Niedersachsen und  
Schleswig-Holstein als Nord-West, Berlin, Branden-
burg und Mecklenburg-Vorpommern als Nord-Ost, 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland als Mitte-West 

und Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen als 
Mitte-Ost. 

Wie sicher von den Ergebnissen einer repräsenta-
tiven Umfrage auf die Gesamtbevölkerung geschlos-
sen werden kann, lässt sich anhand von statistischen 
Wahrscheinlichkeiten angeben. Bei Fragen, die von 
einer zufälligen Teilgruppe von gut 1 000 Befragten 
beantwortet werden, liegt der Fehlerbereich zum Bei-
spiel zwischen 2-3 Prozentpunkten. Das heißt, wenn 
50 % der Befragten einer Frage zustimmen, liegt der 
wahre Wert der Zustimmung in der Gesamtbevölke-
rung mit 95 %iger Wahrscheinlichkeit zwischen 47 % 
und 53 %.

Im vorliegenden Text und in den Abbildungen 
werden Prozentwerte berichtet, die auf den jeweils 
nächsten Prozentpunkt gerundet sind. Aufgrund der 
Rundungen kann die Summe der berichteten Prozent- 
anteile von 100 abweichen. Ebenso kann die tatsäch-
liche Summe mehrerer Anteile leicht von der Summe 
der berichteten gerundeten Werte abweichen.

METHODIK DER BEFRAGUNG: DAS IFO BILDUNGSBAROMETER 2023
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Frage (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Was meinen Sie, sind ungleiche Chancen für Kinder aus den folgenden Gruppen im deutschen Bildungssystem ein 
ernsthaftes Problem?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023, 2019. © ifo Institut 

Bei welchen Gruppen sehen die Deutschen ungleiche Chancen als Problem?
Problematisch bei sozialem und Migrationshintergrund, kaum bei Geschlecht und Region; Anstieg in 
allen Bereichen

Kinder aus guten bzw. schwierigen sozialen Verhältnissen

Jungen und Mädchen

Kinder mit und ohne Migrationshintergrund

Kinder, die auf dem Land oder in einer Stadt zur Schule gehen 

Abb. 1
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27 % gering aus. Auch dieser Wert ist seit 2019 zurück-
gegangen – um 11 Prozentpunkte von damals 37 %. 
Weitere 42 % sehen Chancenungleichheit zwischen 
Kindern auf dem Land und in der Stadt als mittleres 
Problem an, 31 % sehen sie als ein (sehr) ernsthaftes 
Problem. 

Deutlich besorgter zeigen sich die Deutschen 
allerdings hinsichtlich der Chancenungleichheit  
zwischen Kindern aus guten bzw. schwierigen Ver-
hältnissen. 61 % sind der Meinung, dass dies ein 
(sehr) ernsthaftes Problem darstellt, während nur 7 % 
dies nicht als Problem ansehen. In Bezug auf diese  
Personengruppe hat sich die Meinung der Deutschen 
seit 2019 deutlich verschlechtert: Vor vier Jahren  
gaben nur knapp die Hälfte (47 %) der Befragten 
an, ungleiche Chancen zwischen Kindern aus guten 
bzw. schwierigen Verhältnissen seien ein ernsthaftes  
Problem, 14 % sahen es sogar als gar kein Problem 
an. 

Ebenso sieht eine deutliche Mehrheit von 62 % 
ein (sehr) ernsthaftes Problem in ungleichen Chan-
cen zwischen Kindern mit und ohne Migrationshin-
tergrund. Nur 7 % geben an, dies als gar kein Pro-
blem wahrzunehmen. Dieses Meinungsbild hat sich 
seit 2019 kaum verändert: Im Jahr 2019 sahen 60 % 
ungleiche Chancen für Kinder mit und ohne Migra- 
tionshintergrund als ernsthaftes Problem an und 9 % 
als gar kein Problem. 

Insgesamt gibt es unter den Deutschen also vor 
allem ein Problembewusstsein für die Chancenun-
gleichheit von Kindern mit und ohne Migrationshin-
tergrund sowie Kindern aus guten bzw. schwierigen 
Verhältnissen. Zusätzlich hat sich die Einschätzung für 
die verschiedenen Personengruppen seit 2019 eher 
verschlechtert, so dass größere Anteile der Befragten 
Chancenungleichheiten zwischen den Gruppen als 
Problem ansehen.

Regionale Unterschiede

Um herauszufinden, ob sich die Meinung der Bevöl-
kerung zu Themen der Bildungsungleichheit inner-
halb von Deutschland unterscheidet, wurden einige 
weitere Fragen so gestellt, dass die Antworten re-
präsentativ auf regionaler Ebene ausgewertet wer-
den können.1 Hierbei zeigt sich, dass Mehrheiten 
der Befragten über alle Regionen hinweg fehlende 
Chancengleichheit für Kinder aus benachteiligten Ver-
hältnissen für ein (sehr) ernsthaftes Problem halten 
(vgl. Abb. 2). Die Werte variieren zwischen 54 % in der 
Region Nord-Ost und 62 % in Nordrhein-Westfalen 
(wobei bei den regionalen Fragen die Einschätzung 
als »kleines Problem« als zusätzliche Kategorie mög-
lich war). Nur zwischen 3 % und 7 % sehen dies als 
gar kein Problem an.

1 Zu Problemeinschätzungen von Thematiken, die sich nicht auf 
Themen der Chancenungleichheit beziehen, siehe Werner et al. 
(2023a, Abb. 4) für nationale Ergebnisse und Werner et al. (2023b, 
Abb. 3-5) für regionale Unterschiede.

In vier der sieben Regionen schätzen knappe Mehr- 
heiten von 51 % (Baden-Württemberg) bis 54 % (Nord-
rhein-Westfalen) die mangelnde Integration von 
Schüler*innen mit Migrationshintergrund als (sehr) 
ernsthaftes Problem ein (vgl. Abb. 3). In den Regionen 
Nord-Ost (49 %), Bayern (46 %) und vor allem in Mit-
te-Ost (39 %) sieht dies etwas weniger als die Hälfte 
der Bevölkerung als ernsthaftes Problem in der eige-
nen Region. Minderheiten zwischen 5 % und 10 % glau-
ben, dass mangelnde Integration gar kein Problem 
in ihrer Region ist.

Als geringeres Problem sehen die Befragten die 
unzureichende Inklusion von Schüler*innen mit Be-
hinderung (vgl. Abb. 4). Gut zwei Fünftel (41 %) der 
Bevölkerung halten dies für ein (sehr) ernsthaftes 
Problem, während knapp ein Viertel (23 %) dies als 
gar kein oder kleines Problem ansieht. Dabei ergeben 
sich nur geringe regionale Unterschiede in der Mei-
nung der Befragten: 39 % (Mitte-West und Mitte-Ost) 
bis 44 % (Nordrhein-Westfalen) schätzen mangelnde 
Inklusion als ernsthaftes Problem ein. Zwischen 4 % 

7
5
5
4
3
4
6

3

9
11

8
7
9
10

11
10

30
30

32
34
33
29
26

24

26
31
33

38
30

32
38

31

28
23
22

17
25
25

19
31

0 25 50 75 100 %

Nord-Ost (MV, BE, BB)
Bayern

Mitte-West (HE, RP, SL)
Mitte-Ost (SN, TH, ST)

Nord-West (HH, SH, HB, NI)
Deutschland

Baden-Württemberg
Nordrhein-Westfalen
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Frage:
Was meinen Sie, sind die folgenden Aspekte in Ihrem Bundesland ein ernsthaftes Problem? Fehlende 
Chancengleichheit für Kinder aus benachteiligten Verhältnissen

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023. © ifo Institut 

Ist fehlende Chancengleichheit für Kinder aus benachteiligten Verhältnissen ein 
Problem in den Regionen?
Mehrheiten in allen Regionen sehen fehlende Chancengleichheit als ernsthaftes Problem

Abb. 2
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Frage:
Was meinen Sie, sind die folgenden Aspekte in Ihrem Bundesland ein ernsthaftes Problem? Mangelnde Integration 
von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023. © ifo Institut 

Ist mangelnde Integration von Schüler*innen mit Migrationshintergrund ein 
Problem?
Besorgnis in NRW besonders groß; Region Mitte-Ost etwas zuversichtlicher

Abb. 3
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(Mitte-West) und 8 % (Nord-Ost) nehmen gar kein 
Problem in mangelnder Inklusion von Kindern mit 
Behinderung wahr. 

Weitere Aspekte der Einschätzung der 
Ungleichheit

Neben der Frage nach ungleichen Chancen für Jungen 
und Mädchen (vgl. Abb. 1) haben wir auch erfragt, ob 
die Befragten glauben, dass Mädchen oder Jungen 
aufgrund ihres Geschlechts im Unterricht bevorzugt 
behandelt werden. Dabei sind zum Teil deutliche 
Unterschiede zwischen den Unterrichtsfächern er-
sichtlich. Im Fach Sport sehen 38 % der Befragten 
Jungen stark oder eher bevorzugt, während nur 15 % 
Mädchen bevorzugt sehen (vgl. Abb. 5). Der größte 
Anteil von 46 % der Befragten ist der Meinung, dass 
keine derartige Bevorzugung stattfindet. Für sprach-
liche Fächer ergibt sich ein umgekehrtes Bild: Hier 
glauben 29 % der Befragten, dass Mädchen bevor-
zugt werden, und nur 2 % sehen Jungen im Vorteil.  
69 % sehen keine Bevorzugung von Jungen oder Mäd-
chen. Im Fach Mathematik ist das Bild etwas ausge-
glichener. Hier finden 22 %, dass Jungen bevorzugt 
werden, und 12 %, dass Mädchen bevorzugt werden. 
Zwei Drittel der Befragten (66 %) nehmen weder Jun-
gen noch Mädchen im Fach Mathematik von Lehrkräf-
ten bevorzugt behandelt wahr.

Das Meinungsbild der Deutschen in Bezug auf 
die Bevorzugung von Mädchen oder Jungen in den 
Fächern Mathematik und Sprachen ist seit 2018, als 
die Frage schon einmal gestellt wurde, weitgehend 
konstant geblieben. Im Fach Sport dagegen war der 
Anteil derer, die eine Bevorzugung von Jungen ein-
geschätzt hat, 2018 um 9 Prozentpunkte geringer bei 
29 %.

Im Zuge der Digitalisierungsdebatte wird oft dis-
kutiert, ob die Digitalisierung zu mehr Ungleichheit 
führt. Häufig wird zum Beispiel befürchtet, dass es 
durch die Digitalisierung zu Arbeitsplatzverlusten un-
ter Geringqualifizierten kommen kann, was die Un-
gleichheit verschärfen könnte. Auch zu diesem As-
pekt haben wir die deutsche Bevölkerung befragt. Im 
diesjährigen Bildungsbarometer stimmt eine Mehrheit 
von 56 % der Aussage sehr oder eher zu, dass die Di-
gitalisierung insgesamt zu einer größeren sozialen 
Ungleichheit in Deutschland führen wird, während 
14 % dies nicht erwarten. 30 % sind unentschlossen 
(vgl. Abb. 6). 

Im Jahr 2017 war das Stimmungsbild noch 
deutlich ausgeglichener: Der Anteil derjenigen, die 
keine größere soziale Ungleichheit aufgrund der Di-
gitalisierung erwarteten, lag mit 46 % um deutliche  
32 Prozentpunkte höher als heute. Der Anteil derer, 
die der Aussage zustimmten, dass größere Ungleich-
heit als Folge der Digitalisierung zu erwarten ist, lag 
2017 bei 50 %. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich bezüglich der 
Frage, ob die Digitalisierung zu einer größeren 
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Frage:
Was meinen Sie, sind die folgenden Aspekte in Ihrem Bundesland ein ernsthaftes Problem? Unzureichende Inklusion 
von Schülerinnen und Schülern mit Behinderung

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023. © ifo Institut 

Ist unzureichende Inklusion von Schüler*innen mit Behinderung ein Problem?
Geringe regionale Differenzen: 39 % bis 44 % sehen ernsthaftes Problem

Abb. 4
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Mädchen werden stark bevorzugt Mädchen werden eher bevorzugt
Weder Mädchen noch Jungen werden bevorzugt

Jungen werden eher bevorzugtJungen werden stark bevorzugt

Frage (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Was glauben Sie, werden Mädchen oder Jungen aufgrund ihres Geschlechtes von Lehrkräften in folgenden Fächern 
bevorzugt behandelt?
Anmerkung: Diese Frage wurde 2018 in vier verschiedenen Versionen gestellt («Was glauben Sie, werden Mädchen 
oder Jungen [an Grundschulen/an weiterführenden Schulen (z.B. Realschulen oder Gymnasien)] aufgrund ihres 
Geschlechtes von [männlichen/weiblichen] Lehrkräften in folgenden Fächern bevorzugt behandelt?»). Die Antworten 
wurden zusammengefasst und hier als eine Datenreihe dargestellt.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023, 2018. © ifo Institut 

Werden Mädchen oder Jungen im Unterricht aufgrund ihres Geschlechts bevorzugt?
Mehrheit sieht keine Bevorzugung; bei Mädchen eher in Sprachen, bei Jungen in Mathematik und 
Sport gesehen 
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Stimme voll zu Stimme eher zu Weder noch
Stimme eher nicht zu Stimme überhaupt nicht zu

Frage (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Inwieweit stimmen Sie folgenden Aussagen zum Thema «Digitalisierung» zu? Mit Digitalisierung ist die zunehmende 
Verbreitung von digitalen Geräten, wie z.B. Computer, Tablet, Smartphone und Roboter, und die damit verbundene 
Vernetzung in Privatleben und Arbeitswelt gemeint. 

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023, 2017. © ifo Institut 

Befürchten die Deutschen, dass Digitalisierung zu mehr Ungleichheit führt?
Bevölkerung ist deutlich besorgter als vor sechs Jahren

Die Digitalisierung wird zu einer größeren Ungleichheit im deutschen Bildungssystem führen

Die Digitalisierung wird insgesamt zu einer größeren sozialen Ungleichheit in Deutschland führen

Abb. 6
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Die Bundesregierung plant im Rahmen ihres im Koalitionsvertrag verankerten «Startchancenprogramms» Schulen 
mit vielen Schülerinnen und Schülern aus benachteiligten Verhältnissen ein sogenanntes Chancenbudget zu geben. 
Diese Gelder dürfen die Schulen frei für innovative Projekte einsetzen. Sind Sie für oder gegen diese Förderung?

Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Einige Bundesländer sind dazu übergegangen, einen Sozialindex für Schulen zu erstellen. Ein Sozialindex gibt an, ob 
eine Schule aufgrund des sozialen Umfelds der Schülerschaft vor besonderen Herausforderungen steht. Dadurch 
können z. B. Schulen mit vielen Schülerinnen und Schülern aus benachteiligten Verhältnissen gezielt unterstützt 
werden. Sind Sie dafür oder dagegen, dass ein solcher Sozialindex in allen Bundesländern genutzt wird?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023. © ifo Institut 

Wie sollten Schulen mit vielen benachteiligten Schüler*innen gefördert werden?
Deutliche Mehrheiten für Förderung durch Chancenbudget und Sozialindex

Chancenbudget für Schulen mit vielen Schüler*innen aus benachteiligten Verhältnissen

Nutzung eines Sozialindex 

Abb. 7Ungleichheit im Bildungssystem führen wird: Eine 
Mehrheit von 53 % stimmt dieser Aussage zu. Gut 
ein Drittel der Befragten ist unentschieden und 14 % 
stimmen nicht zu. Im Vergleich zu 2017 ergibt sich 
damit wiederum eine deutliche Verschlechterung im 
Meinungsbild der Deutschen: Damals stimmte noch 
eine knappe Mehrheit von 51 % der Aussage nicht zu 
und nur 5 % waren unentschieden. 44 % stimmten 
bereits vor fünf Jahren der Aussage zu. Dies zeigt, 
dass die Deutschen deutlich pessimistischer auf den 
Zusammenhang zwischen Digitalisierung und Un-
gleichheit schauen. 

WELCHEN MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG 
DER CHANCENGLEICHHEIT STIMMEN  
DIE DEUTSCHEN ZU?

Förderung von Schulen mit vielen  
benachteiligten Schüler*innen

Um herauszufinden, welche Maßnahmen zur Re-
duzierung von Chancenungleichheit in der Bildung 
mehrheitsfähig sind, haben wir die Deutschen nach 
ihrer Meinung zu verschiedenen Reformvorschlägen 
gefragt. Große Unterstützung erfährt das sogenannte 
»Chancenbudget«, das im Rahmen des »Startchancen-
programms« im Koalitionsvertrag verankert ist und es 
Schulen mit vielen Schüler*innen aus benachteiligten 
Verhältnissen ermöglichen soll, innovative Projekte 
zu finanzieren. Eine deutliche Mehrheit von 69 % der 
Befragten spricht sich für diese Förderung aus, nur 
20 % sind dagegen (vgl. Abb. 7). 

Um Schulen mit vielen Schüler*innen aus be-
nachteiligten Verhältnissen gezielt unterstützen zu 
können, wird in einigen Bundesländern ein Sozial- 
index genutzt. Ein solcher Sozialindex gibt an, ob 
eine Schule aufgrund des sozialen Umfelds der Schü-
lerschaft vor besonderen Herausforderungen steht, 
und ermöglicht so eine gezielte Förderung. Etwa zwei 
Drittel (65 %) der Befragten befürworten die Nutzung 
eines solchen Sozialindex für Schulen mit vielen Schü-
ler*innen aus benachteiligten Verhältnissen in allen 
Bundesländern. Nur eine Minderheit von 18 % ist ge-
gen die Verwendung von Sozialindizes.

Schulen mit vielen Schüler*innen aus benachtei-
ligten Verhältnissen stehen oftmals vor der Heraus-
forderung, gute Lehrkräfte zu finden. Eine Möglich-
keit, um die Arbeit an diesen Schulen attraktiver zu 
gestalten, sind Gehaltszuschläge für Lehrkräfte. Eine 
Mehrheit von 55 % ist für diese Maßnahme, 31 % sind 
dagegen (vgl. Abb. 8). Im Vergleich zum Jahr 2016 ist 
die Unterstützung für Gehaltszuschläge für Lehrkräfte 
an Schulen mit vielen Schüler*innen aus benachteilig-
ten Verhältnissen merklich gestiegen. Damals war das 
Meinungsbild geteilt: 43 % befürworteten die Maß-
nahme, 39 % waren dagegen. Die Deutschen scheinen 
also inzwischen eher bereit zu sein, Lehrkräfte, die 
viele Schüler*innen aus benachteiligten Verhältnissen 
unterrichten, finanziell besser zu entlohnen.
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Frage (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Schulen mit vielen Schülerinnen und Schülern aus benachteiligten Verhältnissen haben deutliche Probleme, gute 
Lehrerinnen und Lehrer zu finden. Sind Sie dafür oder dagegen, einen Gehaltszuschlag für Lehrerinnen und Lehrer 
einzuführen, wenn sie an Schulen mit vielen Schülerinnen und Schülern aus benachteiligten Verhältnissen 
unterrichten? [2016: Sind Sie dafür oder dagegen, dass Lehrerinnen und Lehrer einen Gehaltszuschlag erhalten, wenn 
sie an Schulen mit vielen Schülerinnen und Schülern aus benachteiligten Verhältnissen unterrichten?]

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023, 2016. © ifo Institut 

Sind die Deutschen für Gehaltszuschläge für Lehrkräfte an Schulen mit vielen 
Schüler*innen aus benachteiligten Verhältnissen?
Mehrheit für Gehaltszuschläge; Zustimmung seit 2016 gestiegen

Abb. 8
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Baden-Württemberg
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Gezielte Unterstützung von Schulen mit vielen Schüler*innen aus benachteiligten Verhältnissen
Gleichmäßige Verteilung der Mittel auf alle Schulen

Frage:
Stellen Sie sich vor, der Staat plant die Ausgaben für allgemeinbildende Schulen zu erhöhen. Einige meinen, mit den 
Mitteln sollten Schulen mit vielen Schülerinnen und Schülern aus benachteiligten Verhältnissen gezielt unterstützt 
werden. Andere meinen, die Mittel sollten gleichmäßig auf alle Schulen verteilt werden. Welchen der nachfolgenden 
Vorschläge unterstützen Sie eher?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023. © ifo Institut 

Bevorzugen die Deutschen gezielte oder gleichmäßige Unterstützung der Schulen?
In allen Regionen Mehrheiten für gleichmäßige Verteilung zusätzlicher Mittel 

Abb. 9
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Obwohl eine Mehrheit der Befragten die oben ge-
nannten Maßnahmen zur Unterstützung von Schulen 
mit vielen benachteiligten Schüler*innen unterstützt, 
sprechen sich 60 % dafür aus, mögliche zusätzliche 
staatliche Ausgaben gleichmäßig auf alle Schulen 
zu verteilen (vgl. Abb. 9). Vor die Wahl gestellt sind 
demgegenüber nur 40 % dafür, mit den zusätzlichen 
Ausgaben Schulen mit vielen Schüler*innen aus be-
nachteiligten Verhältnissen gezielt zu unterstützen. 
In allen Bundesländern spricht sich eine Mehrheit für 
eine gleichmäßige Mittelverteilung aus. Die Zustim-
mungswerte variieren zwischen 55 % in Bayern und 
72 % in der Region Mitte-Ost. Dies deutet darauf hin, 
dass die Bevölkerung zwar Maßnahmen zur finanzi-
ellen Unterstützung benachteiligter Schüler*innen 
befürwortet, ein großer Teil der Deutschen aber ins-
gesamt für eine Erhöhung der Bildungsausgaben ist, 
von der alle Schüler*innen profitieren. 

Integration, Inklusion und Coronafolgen

Was die Deutschen über Maßnahmen zu Integration 
und Inklusion denken, zeigt Abbildung 10. Eine Mehr-
heit von 69 % spricht sich für die Regelung aus, dass 
der Anteil an Schüler*innen mit ausländischer Staats-
bürgerschaft und unzureichenden Sprachkenntnissen 
pro Schulklasse maximal 30 % betragen darf. Ein Fünf-
tel (20 %) ist gegen diese Regelung. 

Einen gemeinsamen Unterricht von Kindern mit 
und ohne Behinderung oder Lernschwäche befürwor-
ten in diesem Jahr 55 %. 33 % sprechen sich dagegen 
aus. In der Vergangenheit schwankte die Zustimmung 
für diese Maßnahme zwischen mehrheitlicher Befür-
wortung (2014: 58 %) und einem geteilten Meinungs-
bild (2019: 44 % dafür, 41 % dagegen).

Schließlich haben wir noch die Meinung erfragt, 
ob Förderunterricht oder Ferienkurse für verschiedene 
Gruppen von Schüler*innen verpflichtend sein sollten, 
um den durch Corona versäumten Unterrichtsstoff 
nachzuholen (vgl. Abb. 11). Das Meinungsbild ist ge-
teilt, wenn die Verpflichtung für alle Schüler*innen 
gelten soll: 47 % (Förderunterricht) bzw. 40 % (Ferien-
kurse) stimmen dafür, 39 % bzw. 46 % dagegen. Mehr-
heiten finden sich allerdings, wenn diese Fördermaß-
nahmen nur für benachteiligte Gruppen verpflichtend 
sind: Beim verpflichtenden Förderunterricht sind 68 % 
dafür, wenn es um leistungsschwache Schüler*innen 
geht, 62 % bei Schüler*innen aus schwierigen sozialen 
Verhältnissen und ebenfalls 62 % bei Schüler*innen 
mit Migrationshintergrund. Die Zustimmungsraten zu 
verpflichtenden Ferienkursen liegen bei 59 % für leis-
tungsschwache Schüler*innen, 57 % für Schüler*innen 
aus schwierigen sozialen Verhältnissen und 60 % für 
Schüler*innen mit Migrationshintergrund.

SCHLUSSBEMERKUNGEN

Chancengerechtigkeit in der Bildung ist essenziell für 
den Zusammenhalt und den Wohlstand einer Gesell-
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
In einem anderen Land darf der Anteil an Schülerinnen und Schüler mit ausländischer Staatsbürgerschaft und 
unzureichenden Sprachkenntnissen in einer Schulklasse maximal 30 % betragen. Sind Sie dafür oder dagegen, dass 
diese Regelung auch in Deutschland eingeführt wird?

Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Sind Sie dafür oder dagegen, dass Kinder mit und ohne Behinderung oder Lernschwäche gemeinsam in einer 
Schulklasse unterrichtet werden? [2016: Sind Sie dafür oder dagegen, dass Kinder mit Lernschwäche in Regelschulen 
(zusammen mit Kindern ohne Lernschwäche) unterrichtet werden und nicht in speziellen Sonder- oder 
Förderschulen?] [2019: Sind Sie für oder gegen die folgenden Reformvorschläge für das deutsche Bildungssystem? 
Gemeinsamer Unterricht von Kindern mit und ohne Lernschwächen in Regelschulen]

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023, 2019, 2018, 2017, 2016, 2014. © ifo Institut 

Wie stehen die Deutschen zu Maßnahmen der Integration und Inklusion? 
Mehrheit für Begrenzung des Anteils von Schulkindern ohne ausreichende Sprachkenntnisse pro 
Klasse; leichte Mehrheit für Inklusion

Anteil an Schüler*innen mit ausländischer Staatsbürgerschaft und unzureichenden 
Sprachkenntnissen in einer Schulklasse von max. 30 % 

Gemeinsamer Unterricht von Kindern mit und ohne Behinderung oder Lernschwäche 

Abb. 10
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Sind Sie dafür oder dagegen, dass folgende Gruppen von Schülerinnen und Schülern zu zusätzlichem 
Förderunterricht (z.B. am Nachmittag) verpflichtet werden, um den durch Corona versäumten Unterrichtsstoff 
nachzuholen?

Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Sind Sie dafür oder dagegen, dass folgende Gruppen von Schülerinnen und Schülern verpflichtet werden an 
Ferienkursen teilzunehmen, um den durch Corona versäumten Unterrichtsstoff in den Schulferien (z.B. Sommer- oder 
Herbstferien) nachzuholen?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2023. © ifo Institut 

Wie sollte der durch Corona versäumte Unterrichtsstoff nachgeholt werden?
Mehrheiten für verpflichtenden Förderunterricht und Ferienkurse für benachteiligte Gruppen

Alle Schüler*innen

Leistungsschwache Schüler*innen

Schüler*innen aus schwierigen sozialen Verhältnissen

Schüler*innen mit Migrationshintergrund

Alle Schüler*innen
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Verpflichtender Förderunterricht (z.B. am Nachmittag) 

Verpflichtende Ferienkurse (z.B. in Sommer- oder Herbstferien) 

Abb. 11
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schaft. Daher haben wir die Deutschen in der reprä-
sentativen Meinungsumfrage des ifo Bildungsbarome-
ters 2023 gefragt, ob sie Chancenungleichheit in der 
deutschen Bildungslandschaft wahrnehmen und was 
dagegen getan werden sollte. 

Vor allem ungleiche Chancen zwischen Kindern 
mit und ohne Migrationshintergrund (62 %) sowie zwi-
schen Kindern aus guten bzw. schwierigen sozialen 
Verhältnissen (61 %) sieht die Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung als ernsthafte Probleme. Chancenun-
gleichheit zwischen Jungen und Mädchen sowie zwi-
schen Kindern, die auf dem Land oder in der Stadt zur 
Schule gehen, nehmen die Deutschen weitaus weniger 
als Problem wahr. Allerdings ist die Besorgnis über 
Chancenungleichheit seit 2019 größer geworden. Im 
Hinblick auf die Digitalisierung sind 53 % der Meinung, 
dass die Digitalisierung zu einer größeren Ungleichheit 
im deutschen Bildungssystem führen wird.

Die Deutschen befürworten verschiedene Reform-
vorschläge, um zu größerer Bildungsgerechtigkeit 
beizutragen. So sind 69 % für ein Chancenbudget für 
Projekte an Schulen mit vielen Schüler*innen aus be-
nachteiligten Verhältnissen und 65 % für die Nutzung 
eines Sozialindex. 55 % stimmen für Gehaltszuschläge 
für Lehrkräfte an Schulen mit vielen Schüler*innen 
aus benachteiligten Verhältnissen. Mehrheiten fin-
den sich auch für verpflichtenden Förderunterricht 
und verpflichtende Ferienkurse, um Corona-bedingte 
Lernrückstände auszugleichen, wenn sich diese an 

benachteiligte Schülergruppen richten. Gleichwohl 
entscheiden sich 60 % für eine gleichmäßige Vertei-
lung, wenn sie vor die Entscheidung gestellt werden, 
ob zusätzliche Mittel gezielt zur Unterstützung von 
Schulen mit vielen Schüler*innen aus benachteilig-
ten Verhältnissen eingesetzt oder gleichmäßig auf 
alle Schulen verteilt werden sollten. Insgesamt lässt 
sich aber sagen, dass die Deutschen ein ausgeprägtes 
Problembewusstsein für ungleich verteilte Bildungs-
chancen haben und für Maßnahmen zur Unterstützung 
benachteiligter Schüler*innen bereit sind.
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Inflationserwartungen von  
Expertinnen und Experten: Wegweiser 
und Stabilitätsanker

Von hoher Inflation war Deutschland in den vergange-
nen Jahrzehnten verschont geblieben. Seit Frühjahr 
2022 wurde die deutsche Wirtschaft jedoch von ei-
nigen Schocks getroffen, in deren Folge die Inflation 
deutlich angestiegen ist. Der russische Angriffskrieg 
auf die Ukraine führte zu Lieferengpässen und stark 

gestiegenen Energiepreisen. Die fiskalpolitischen 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Abmilderung der 
Covid-19-Pandemie erhöhten die Inflation ebenso. 
Im Zuge dieser Entwicklungen stieg die Inflationsrate 
in Deutschland von 3,1 % im Jahr 2021 auf 6,9 % im 
Jahr 2022. Für die weitere Entwicklung der Inflation 
im Jahr 2023 und darüber hinaus spielen die Erwar-
tungen der Wirtschaftsakteure wie Unternehmen und 
private Haushalte eine entscheidende Rolle. Wie Wirt-
schaftsakteure zukünftige Preisentwicklungen ein-
schätzen, beeinflusst in starkem Maße ökonomische 
Entscheidungen. Sind Inflationserwartungen langfris-
tig vom 2%-Ziel der EZB entfernt, besteht die Gefahr 
einer Preisspirale, die die Inflationsraten dauerhaft 
steigen lässt und die Geldpolitik ineffizient werden 
lässt. Auch die Entscheidungen der Politik sind auf 
vielfältige Weise an Erwartungen an zukünftige Preis-
entwicklungen gebunden. Im Juni 2023 wies Bundes-
bankpräsident Joachim Nagel darauf hin, wie wichtig 
es sei, »stabiles Geld in den Köpfen der Menschen zu 
verankern« (Nagel 2023).

Obwohl Inflationserwartungen wesentlich für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung sind, liegen Markt-
teilnehmende in ihren Einschätzungen häufig weit 
von der Realität entfernt. Zudem geben viele Haus-
halte im Euroraum an, wenig Wissen über geldpoliti-
sche Zusammenhänge zu besitzen (Gardt et al. 2021). 
Wirtschaftsexpertinnen und -experten hingegen re-
agieren auf geldpolitische Impulse von Zentralbanken 
(Gründler et al. 2023a) und können diese besser einord-
nen als Laien. Aus diesem Grund kommt Wirtschafts-
expertinnen und -experten eine wesentliche Rolle als 
Orientierungshilfe und Vermittelnde in einer Volks- 
wirtschaft zu. Wirtschaftsexpertinnen und -experten 
ordnen ein, wie aktuelle Geschehnisse auf die Inflation 
wirken, und tragen somit zu realistischeren Inflations-
erwartungen von Laien bei. Gerade in Zeiten hoher 
Inflationsraten sind Einschätzungen von Expertinnen 
und Experten in besonderem Maße gefragt und er-
freuen sich großer medialer Aufmerksamkeit. 

Der Artikel untersucht, wie sich die Inflationser-
wartungen von Wirtschaftsexpertinnen und -experten 
seit dem merklichen Anstieg der Inflationsraten im 
Frühjahr 2022 entwickelt haben. Als Datenbasis wer-
den fünf Wellen des ifo Ökonomenpanels verwendet, 
im Rahmen dessen das ifo Institut regelmäßig alle 
Wirtschaftsprofessorinnen und -professoren an deut-
schen Universitäten hinsichtlich ihrer Einschätzungen 
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Abb. 1

Inflationserwartungen von Wirtschaftsexpertinnen und  
experten sind wichtige Orientierungshilfen für andere Markt
teilnehmende wie Unternehmen und Haushalte. Der Artikel un
tersucht, wie sich die Inflationserwartungen von VWLProfes
sorinnen und VWLProfessoren an deutschen Universitäten seit 
Frühjahr 2022 entwickelt haben. Die Ergebnisse zeigen, dass so
wohl das Niveau der Inflationserwartungen als auch die Streu
ung der Inflationserwartungen im Zeitverlauf gestiegen sind. 
Eine größere Streuung deutet auf eine erhöhte Unsicherheit 
hin. Das Niveau der Inflationserwartungen wird nicht signifi
kant von persönlichen Merkmalen wie dem Bekanntheitsgrad 
oder dem Geschlecht der Expertinnen und Experten bestimmt, 
hängt jedoch über PeerEffekte vom Standort der Universität ab. 
Für Deutschland werden geringere Inflationsraten als im welt
weiten Durchschnitt erwartet, jedoch höhere Inflationsraten 
als in den übrigen Teilen Westeuropas und den USA. Als wich
tigste Gründe der Inflation werden die Energiepreiskrise, der 
Krieg in der Ukraine sowie die Geldpolitik der EZB genannt.

IN KÜRZE
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über aktuelle wirtschaftspolitische Themen befragt. 
An den untersuchten Wellen nahmen im Durchschnitt 
jeweils 158 Expertinnen und Experten teil. 

INFLATIONSERWARTUNGEN SEIT FRÜHJAHR 2022

Die Inflationserwartungen der Expertinnen und Exper-
ten für das aktuelle Jahr betrugen im ersten Quartal 
2022 im Durchschnitt 3,4 % (vgl. Abb. 1). Dies ent-
spricht in etwa der mittleren Inflation des Jahres 
2021.1 Im dritten Quartal 2022 stiegen die Erwar-
tungen sprunghaft auf 8,2 % an, was gegenüber dem 
Frühjahr 2022 mehr als eine Verdopplung bedeutet. 
Seit dem dritten Quartal 2022 sanken die Inflations-
erwartungen merklich und liegen aktuell bei etwas 
über 4 %.

Russlands Angriffskrieg auf die Ukraine brachte 
nicht nur einen starken Anstieg der mittleren Infla-
tionserwartungen mit sich. Im gleichen Zeitraum 
stieg auch die Unsicherheit über die zukünftigen 
Preisentwicklungen stark an. Gemessen an der Stan-
dardabweichung der Inflationserwartungen, die die 
Streuung der Antworten widerspiegelt, ergibt sich 
zwischen dem ersten und dem dritten Quartal 2022 
ein deutlicher Anstieg von 1,48 auf 2,20 %. Der Anstieg 
bedeutet, dass die Antworten der Teilnehmenden im 
Durchschnitt um 2,2 Prozentpunkte vom Mittelwert 
abweichen. Der Anstieg der Streuung ist dabei statis-
tisch stark signifikant.2 Die starke Zunahme der Stan-
dardabweichung zeigt die große Unsicherheit, die im 
Jahr 2022 herrschte. Damals war nicht absehbar, in 
welche Richtung sich die Geschehnisse in der Ukraine 
und die daran geknüpfte Lage auf den Energiemärkten 
entwickeln würde. 

GRÜNDE FÜR DEN INFLATIONSANSTIEG 

Im zweiten Quartal 2023 wurden die Teilnehmenden 
des Ökonomenpanels nach den wichtigsten Gründen 
für die anhaltend hohe Inflation befragt. Diese Informa-
tionen helfen, die Gründe für den Anstieg in den Erwar-
tungen der Expertinnen und Experten zu analysieren.

Die Teilnehmenden wurden gebeten, den indi-
viduellen Gründen für die Inflation Gewichte (in %) 
zuzuordnen. Der Krieg in der Ukraine und die daraus 
resultierende Energiekrise wurden mit einer durch-
schnittlichen Gewichtung von 19,7 % und 15,4 % als 
wichtigste Gründe der Inflation genannt. Die Geldpoli-
tik wurde mit einer durchschnittlichen Gewichtung 
von 17 % als weiterer wesentlicher Grund für die In-
flation genannt. Die Covid-19-Pandemie und die damit 
verbundene Fiskalpolitik, die Belastung der Lieferket-
ten sowie die aufgestaute Nachfrage rücken dagegen 
in den Hintergrund. Zum Zeitpunkt der Befragung im 

1 Der Befragungszeitraum im ersten Quartal von 2022 beinhaltet 
den Beginn der russischen Invasion am 24. Februar 2022; eine detail-
lierte Untersuchung der Auswirkungen dieses Ereignisses auf die 
Inflationserwartungen liefern Dräger et al. (2022).
2 Robuste Levene- und Brown-Forsythe-Tests ergaben klare  
Ablehnungen der Nullhypothese auf Varianzgleichheit.

zweiten Quartal 2023 wurde die Pandemie bereits of-
fiziell für beendet erklärt, die Situation der Lieferket-
ten hatte sich einige Zeit zuvor merklich verbessert.

INFLATIONSERWARTUNGEN FÜR DEUTSCHLAND 
IM EINKLANG MIT INTERNATIONALEN 
INFLATIONSERWARTUNGEN

Die Inflationserwartungen der deutschen Expertin-
nen und Experten sind im Einklang mit Erwartungen 
in anderen Ländern (vgl. Abb. 3). Allerdings ergeben 
sich aufschlussreiche Unterschiede in den Niveaus der 
Inflationserwartungen zwischen Einschätzungen aus 
Deutschland und anderen Ländern. Abbildung 3 bildet 
die Mittelwerte der Inflationserwartungen in Ländern 
ab, die im Rahmen des Economic Experts Survey (EES) 
erhoben wurden. Das EES ist ein weltweites Experten-
panel, das das ifo Institut gemeinsam mit dem Institut 
für Schweizer Wirtschaftspolitik (IWP) aus Luzern quar-
talsmäßig erhebt (siehe z. B. Gründler et al. 2023b). 
Die Daten zeigen, dass die Inflationserwartungen 
von Expertinnen und Experten im Frühjahr 2022 in 
Deutschland wesentlich stärker angestiegen sind als 
in anderen Ländern. Diese Entwicklung kann durch 
die starke Abhängigkeit Deutschlands von Energie aus 
Russland getrieben worden sein. Auch in den USA, 
Westeuropa und der Welt insgesamt sind die Infla-

Wichtigste Gründe für die Inflation in Deutschland

Quelle: ifo Ökonomenpanel, 2. Quartal 2023. © ifo Institut 
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tionserwartungen gestiegen, jedoch weniger stark 
als in Deutschland. In jüngster Zeit sind die Inflati-
onserwartungen der Expertinnen und Experten aus 
Deutschland stärker gesunken als im weltweiten 
Durchschnitt. 

HETEROGENITÄT DER ERWARTUNGEN

Wie lässt sich die Heterogenität der Inflationserwar-
tungen unter den deutschen Expertinnen und Exper-
ten (gemessen an der höheren Streuung) erklären? 
Persönliche Merkmale der Befragten könnten die 
Inflationserwartungen beeinflussen. In der Literatur 
wird beispielsweise die Geschlechterabhängigkeit von 
Inflationserwartungen untersucht (siehe z. B. Jonung 
1981; Corduas 2022). Auch Erfahrungen mit Inflation 
in früheren Lebensabschnitten, sogenannte »experi-
ence effects«, können eine Rolle spielen (siehe z. B. 
Malmendier und Nagel 2016; Conrad et al. 2022). 

Die Ergebnisse zeigen, dass die Höhe der Inflati-
onserwartungen der deutschen Expertinnen und Ex-
perten nicht wesentlich von persönlichen Merkmalen 
abhängen. So haben Frauen und VWL-Professorinnen 
und VWL-Professoren mit geringen Zitationen zwar 
leicht höhere Inflationserwartungen, diese Unter-
schiede erweisen sich aber nicht als statistisch si-
gnifikant (vgl. Abb. 4).

PEER-EFFEKTE: UNIVERSITÄTSSTANDORT  
BEEINFLUSST DIE INFLATIONSERWARTUNG 

Der Universitätsstandort der Expertinnen und Ex-
perten gibt hingegen Aufschluss über die Inflations-
erwartung. So erwarteten VWL-Professorinnen und 
VWL-Professoren im Osten Deutschlands im Durch-
schnitt eine geringere Inflationsrate (jedoch mit we-
sentlich höherer Varianz). Das gleiche Muster findet 
sich für den Ort der Promotion. Zudem lassen sich 
Peer-Effekte innerhalb der deutschen Universitäts-
landschaft beobachten. Während die Einschätzungen 
der Ökonominnen und Ökonomen im Durchschnitt um 
0,86 Prozentpunkte vom Mittelwert der Inflationser-
wartungen aller Teilnehmenden abwichen, waren sie 
im Schnitt nur 0,7 Prozentpunkte vom Mittelwert ihrer 
jeweiligen Stadt entfernt (vgl. Abb. 5). Dies könnte 
darauf hindeuten, dass Inflationserwartungen auch 
im Austausch mit Kolleginnen und Kollegen vor Ort 
gebildet werden.3 Für einen Großteil der Städte (23 
von 35 Städten) konnten so Peer-Effekte identifiziert 
werden.

HÖHE DER INFLATION WURDE UNTERSCHÄTZT

Ein Vergleich der erwarteten Inflationsraten mit der 
realisierten Inflation im Jahr 2022 gibt Aufschluss über 
die Prognosefehler in den Erwartungen. Abbildung 6 
zeigt die Verteilung der Prognosefehler. Diese sind um 
einen Mittelwert von -2,47 verteilt. Insgesamt lag ein 
Großteil der Expertinnen und Experten mit ihren Er-
wartungen unter der tatsächlich realisierten Inflation 
– in der Abbildung ist dies als negativer Wert darge-
stellt. Dies bedeutet, dass die tatsächliche Inflation 

3 Der Durchschnitt wurde wie folgt erstellt: für Städte 
 sowie Personen und als Durchschnitt der 

Stadt j.

Peer-Effekte in den Inflationserwartungen

Quelle: ifo Ökonomenpanel. © ifo Institut 
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trotz des starken Anstiegs der erwarteten Inflation im 
Jahr 2022 im Mittel noch unterschätzt wurde. 

FAZIT

Die Inflationserwartungen von Wirtschaftsexpertin-
nen und -experten an deutschen Universitäten sind 
in den vergangenen zwei Jahren deutlich gestiegen. 
Wichtige Gründe dafür waren Russlands Krieg gegen 
die Ukraine, die Energiekrise und die Geldpolitik der 
EZB. Auch die Unsicherheit bei den Inflationserwar-
tungen, gemessen durch die Streuung ihrer Erwar-
tungen, hat in den vergangenen zwei Jahren deutlich 
zugenommen. Wirtschaftsexpertinnen und -experten 
aus anderen Ländern hatten ähnliche Inflationserwar-
tungen wie Expertinnen und Experten in Deutschland. 
Während individuelle Merkmale wie Geschlecht oder 
Zitationszahlen keinen signifikanten Einfluss auf die 
Inflationserwartungen haben, spielt das Umfeld der 
Expertinnen und Experten am Hochschulstandort 
eine Rolle. 
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Max Lay

Steuereinnahmen weiterhin stabil
Zu den Ergebnissen der 165. Sitzung des  
Arbeitskreises »Steuerschätzungen«

Vom 24. bis zum 26. Oktober kam der Arbeitskreis 
»Steuerschätzungen« zu seiner 165. Sitzung in Pots-
dam zusammen, um zum zweiten Mal im Jahr 2023 
die Steuereinnahmen des laufenden und der kommen-
den fünf Jahre für Bund, Länder und Gemeinden zu 
schätzen. Im laufenden Jahr ist mit einem eher mo-
deraten Wachstum des Gesamtsteueraufkommens in 
Höhe von 2,3 % zu rechnen. In der Mai-Schätzung ging 
der Arbeitskreis noch von einem Anstieg in Höhe von 
2,8 % aus. Absolut gesehen müssen die öffentlichen 
Haushalte in diesem Jahr mit 4,5 Mrd. Euro weniger 
auskommen (vgl. Tab. 1). In den kommenden Jahren 
darf sich der Staat dann wieder auf eine höhere Ein-
nahmendynamik einstellen. 

GRUNDLAGEN UND GESAMTWIRTSCHAFTLICHE 
ENTWICKLUNG

Die konjunkturelle Lage hat sich seit der Steuerschät-
zung im Mai eher ungünstig entwickelt. Umfrageba-
sierte Indikatoren wie der ifo Geschäftsklimaindex, 
aber auch die amtlichen Zahlen zur Entwicklung des 
Bruttoinlandsprodukts deuteten in den vergangenen 
Monaten an, dass sich die deutsche Wirtschaft im lau-
fenden Jahr irgendwo zwischen Stagnation und Re-
zession wiederfinden wird. Die Bundesregierung geht 
in ihrer Herbst-Projektion zur gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung von einer sinkenden Wirtschaftsleistung 
im Jahr 2023 aus. Zum gleichen Ergebnis kommt auch 
die Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, die sich 
traditionell vor der Prognose der Bundesregierung 
intensiv mit der aktuellen Lage der deutschen Wirt-
schaft auseinandersetzt. Im Frühjahr kamen beide 
noch zu einer positiveren Einschätzung für das lau-
fende Jahr, nachdem im vorangegangenen Winter 
eine Gasmangellage erfolgreich verhindert wurde. 

Ausschlaggebend für das pessimistischere Bild im 
Herbst 2023 ist der schwache Verlauf des realen pri-
vaten Konsums, dessen Erholung auch aufgrund der 
bis über den Sommer anhaltend hohen Inflation wei-
terhin auf sich warten lässt.

Diese Einschätzung betrifft jedoch die Entwick-
lung der preisbereinigten Größen, in der nominalen 
Betrachtung wurde die Einschätzung, inflationsbe-
dingt, sogar nach oben korrigiert (vgl. Tab. 2). Die 
Bundesregierung geht im laufenden Jahr von einem 
Wachstum des nominalen Bruttoinlandsprodukts 
in Höhe von 6,5 % aus und liegt damit wie auch im 
weiteren Schätzraum etwas über der Prognose der 
Gemeinschaftsdiagnose. 

Für die Schätzung der Steuern vom Umsatz und 
der Lohnsteuer, die zusammen über die Hälfte der 
gesamten Steuereinnahmen ausmachen, sind darü-
ber hinaus die Entwicklung der nominalen privaten 
Konsumausgaben bzw. der nominalen Bruttolöhne 
von entscheidender Bedeutung. Beide Größen sind im 
laufenden Jahr aufgrund des persistent hohen Preis- 
anstiegs bzw. des stabilen Arbeitsmarkts und der 
günstigen Lohnentwicklung aufwärtsgerichtet. Bei 
der Lohnentwicklung dürften die Zahlungen der Infla-
tionsausgleichsprämien, die in vielen Tarifabschlüssen 
vereinbart wurden, merklich zur Dynamik beitragen. 

Im Gegensatz zur Mai-Schätzung, wo insbeson-
dere die Anpassungen des Einkommensteuertarifs zu 
weitreichenden Prognosekorrekturen führten, spielen 
Steuerrechtsänderungen dieses Mal keine Rolle für 
die aggregierten Steuereinnahmen, sondern lediglich 
für die Verteilung der Einnahmen zwischen Bund und 
Ländern. Im Zuge dessen dürfen sich die Länder ak-
tuell und in Zukunft, zulasten des Bundes, über Mehr- 
einnahmen freuen.

PROGNOSEREVISION UND 
AUFKOMMENSENTWICKLUNG

Da in der Herbststeuerschätzung schon ein Groß-
teil der Steuereinnahmen aus dem laufenden Jahr in 
der Kasse zu finden ist, orientieren sich die Schät-
zer*innen stärker an diesen Informationen als noch 
im Frühjahr. Aufgrund der Kassenentwicklung korri-
giert der Arbeitskreis daher seine Schätzung für das 
Gesamtsteueraufkommen im Jahr 2023 um 4,5 Mrd. 
Euro nach unten. Hauptverantwortlich dafür sind die 
schwache Entwicklung bei der Lohn- und Einkom-

Der Staat kann im Jahr 2023 mit Steuereinnahmen in Höhe von 
916,1 Mrd. Euro rechnen. Damit korrigiert der Arbeitskreis 
»Steuerschätzungen« das Ergebnis gegenüber seiner letzten 
Schätzung leicht nach unten. Dies liegt vorrangig an der seit 
Frühjahr schwachen Kassenentwicklung der Steuereinnahmen.

IN KÜRZE
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mensteuer, deren Aufkommensschätzung um über  
8 Mrd. Euro nach unten revidiert wird (vgl. Abb. 1). 
Bei der Lohnsteuer könnte negativ zu Buche schla-
gen, dass in Lohnverhandlungen und Tarifabschlüs-
sen die Möglichkeit zur Zahlung von abgabefreien In-
flationsausgleichsprämien ausgiebiger genutzt wurde 
als noch im Frühjahr angenommen. Dafür spräche, 
dass die Bruttolöhne zwar schneller wachsen als im 
Frühjahr angenommen, sich diese Entwicklung aber 
nicht in den Einnahmen aus der Lohnsteuer nie-
derschlägt. Die Lohnsteuereinnahmen wachsen im 
laufenden Jahr dennoch recht dynamisch um 4,7 %, 
während hingegen das Aufkommen bei der veranlag-
ten Einkommensteuer deutlich um 5,8 % zurückgeht. 
Auch die Schätzung der Grunderwerbsteuer wurde 
aufgrund der Kassenentwicklung und der preis- und 
zinsbedingten lahmenden Baukonjunktur abermals 
nach unten korrigiert. Hier werden die Einnahmen 
gegenüber 2022 um knapp 30 % einbrechen und auch 
im weiteren Schätzzeitraum deutlich unter dem Auf-
kommen der vergangenen Jahre zurückbleiben. Bei 
einigen Steuern gab es auch Aufwärtskorrekturen, 
wie beispielsweise der Umsatzsteuer, deren Aufkom-
men weiter von der Inflation profitiert haben dürfte, 
oder der im Gegensatz zu den anderen Gewinnsteu-

ern gut laufenden Gewerbesteuer (vgl. Abb. 2). Ins-
gesamt überwiegen jedoch im laufenden Jahr die 
Anpassungen nach unten.

Für die nächsten Jahre schätzt der Arbeitskreis 
jedoch wieder mit erhöhten Einnahmen (vgl. Tab. 3). 
Haupttreiber für diese Entwicklung sind die Lohn-
steuer, die vom kurz- und mittelfristig hohem Lohn-
wachstum profitiert, und die Umsatzsteuer, bei der 
sich der prognostizierte Aufschwung des privaten 
Konsums in den nächsten Jahren niederschlägt. Auch 
bei den Unternehmensteuern, insbesondere der Kör-
perschaftsteuer, rechnet der Arbeitskreis ab 2025 
im Zuge der allgemeinen wirtschaftlichen Erholung 
wieder mit einem kräftigen Zuwachs. 

Im Hinblick auf die Maßnahmen zur Bekämp-
fung des Klimawandels und zur Dekarbonisierung 
der deutschen Wirtschaft lohnt sich außerdem ein 
Blick auf die Aufkommensentwicklung bei der Ener-
giesteuer und der Stromsteuer in den nächsten 
Jahren. Während bei der Energiesteuer vor allem 
aufgrund des Auslaufens fossiler Brennstoffe in den 
Bereichen Wärme und Verkehr mit Mindereinnahmen 
zu rechnen ist, dürfte sich der unter sonst gleichen 
Bedingungen höhere Stromverbrauch positiv auf das 
Stromsteueraufkommen auswirken.

Tab. 2

Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« in Mrd. Euroa

Veränderung gegenüber Vorjahr in % (in jeweiligen Preisen)

2023 2024 2025 2026 2027 2028

Bruttoinlandsprodukt, Prognose der Bundesregierung

April 2023 6,1 4,0 2,8 2,8 2,8

Okt. 2023 6,5 4,4 3,5 2,7 2,7 2,7

Differenz 0,4 0,4 0,7 –0,2 –0,2

Bruttoinlandsprodukt, Prognose der Gemeinschaftsdiagnose

April 2023 6,3 4,2 2,9 2,8 2,9

Sep. 2023 6,2 3,9 3,0 2,6 2,6 2,6

Differenz –0,1 –0,3 0,1 –0,2 –0,3

Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises  »Steuerschätzungen«

Mai 2023 2,8 4,5 4,9 3,7 3,1

Okt. 2023 2,3 5,2 5,5 3,7 3,2 3,3

Differenz –0,5 0,7 0,6 0,0 0,1
a Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Quelle: BMF (2023a; 2023b); BMF und BMWK (2023a; 2023b); Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2023a; 2023b); Berechnungen des ifo Instituts.

Tab. 1

Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« in Mrd. Euroa

2023 2024 2025 2026 2027 2028

Mai 2023 920,6 962,2 1 009,3 1 046,2 1 078,5

Okt. 2023 916,1 964,1 1 017,1 1 054,5 1 088,3 1 124,0

Abweichungen insgesamt –4,5 1,9 7,8 8,3 9,8

Rechtsänderungen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Schätzabweichungb –4,5 1,9 7,8 8,3 9,8
a Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. b Aus gesamtwirtschaftlichen Gründen.

Quelle: BMF (2023a; 2023b).
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Tab. 3

Ergebnisse der Steuerschätzung vom Oktober 2023a

Steuereinnahmen in Mio. Euro realisiert Prognose

2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

Gemeinsch. Steuern 674 961 694 000 733 050 779 050 811 150 840 600 872 750

Lohnsteuer 227 205 237 850 257 650 280 350 296 000 310 600 327 300

veranl. Einkommensteuer 77 411 72 950 74 950 78 850 83 250 86 900 90 700

nicht veranl. St. v. Ertragb 32 602 36 750 34 400 34 850 35 250 35 650 36 100

Abgeltungsteuer 6 559 7 300 8 000 8 350 8 450 8 550 8 750

Körperschaftsteuer 46 334 46 150 46 700 51 100 53 550 55 200 56 800

Steuern vom Umsatz 284 850 293 000 311 350 325 550 334 650 343 700 353 100

Bundessteuern 96 652 101 569 106 339 107 529 107 829 108 304 108 704

Energiesteuer 33 667 36 150 36 300 36 150 35 900 35 350 34 650

Tabaksteuer 14 229 14 940 16 080 16 100 16 500 16 510 16 530

Alkoholsteuer 2 191 2 190 2 190 2 190 2 190 2 190 2 190

Alkopopsteuer 2 2 2 2 2 2 2

Schaumweinsteuer 352 370 370 370 370 370 370

Zwischenerzeugnissteuer 26 25 25 25 25 25 25

Kaffeesteuer 1 063 1 040 1 040 1 040 1 040 1 040 1 040

Versicherungsteuer 15 672 16 800 17 550 18 090 18 650 19 230 19 830

Stromsteuer 6 830 6 910 8 285 8 325 8 365 8 405 8 445

Kraftfahrzeugsteuer 9 499 9 600 9 565 9 535 9 535 9 480 9 420

Luftverkehrsteuer 1 140 1 490 1 680 1 700 1 700 1 700 1 700

Kernbrennstoffsteuer 0 0 0 0 0 0 0

Solidaritätszuschlag 11 978 12 050 12 250 13 000 13 550 14 000 14 500

Sonstige Bundessteuern 0 0 0 0 0 0 0

Pauschal Einfuhrabgaben 2 2 2 2 2 2 2

EU-Energiekrisenbeitrag 0 0 1 000 1 000 0 0 0

Ländersteuern 30 097 24 595 25 355 26 348 27 397 28 396 29 200

Vermögensteuer –0,2 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Erbschaftsteuer 9 226 8 900 9 200 9 500 9 800 10 100 10 400

Grunderwerbsteuer 17 122 12 000 12 400 13 050 13 750 14 400 14 850

Rennwett- und Lotteriesteuer 2 569 2 465 2 480 2 515 2 550 2 585 2 620

Feuerschutzsteuer 580 650 695 715 735 755 780

Biersteuer 600,2 580 580 568 562 556 550

Sonstige Ländersteuern 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Gemeindesteuern 87 177 89 855 93 039 97 823 101 757 104 541 106 875

Gewerbesteuer 70 244 72 550 75 500 80 050 83 750 86 300 88 400

Grundsteuer A 413 415 414 413 412 411 410

Grundsteuer B 14 869 15 180 15 390 15 600 15 810 16 020 16 230

Sonstige Gemeindesteuern 1 651 1 710 1 735 1 760 1 785 1 810 1 835

Zölle 6 828,8 6 050,0 6 300,0 6 350,0 6 400,0 6 450,0 6 500,0

Steuern insgesamt 895 716 916 069 964 083 1 017 100 1 054 533 1 088 291 1 124 029
a Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. ᵇ Ohne Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge.

Quelle: BMF (2023b).

ENTWICKLUNG DER STEUERQUOTE

Das Verhältnis der gesamten Steuereinnahmen zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt, die Steuerquote, 
wird in der aktuellen Steuerschätzung abermals nach 
unten korrigiert (Lay 2023) und liegt bis zum Jahr 
2027 unter der errechneten Quote der Frühjahrs-
schätzung (vgl. Abb. 3). Vor allem im laufenden Jahr 

sackt die Quote um knapp 1 Prozentpunkt auf 22,2 % 
ab, was hauptsächlich auf die Auswirkungen der im 
Inflationsausgleichsgesetz verabschiedeten Anpas-
sung des Einkommensteuertarifs zurückzuführen ist. 
Damit ist sie so niedrig wie seit 2014 nicht mehr, das 
von der Corona-Pandemie geprägte Jahr 2020 aus-
genommen. Dennoch liegt sie immer noch deutlich 
über dem historischen Mittelwert seit der Wieder-
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vereinigung, wird ab 2025 wieder deutlich anziehen 
und nach der aktuellen Schätzung im Jahr 2028 ihren 
Höchststand erreichen. An dieser Stelle sei darauf 
hingewiesen, dass nur verabschiedete Steuerrechts-
änderungen in die Schätzung des Arbeitskreises 
»Steuerschätzungen« miteinbezogen werden und 
z. B. eine im Jahr 2025 anstehende Anpassung des 
Einkommensteuertarifs, die für sich genommen die 
Steuerquote dämpfen würde, nicht berücksichtigt 
werden kann. 

FAZIT

Trotz abgekühlter Konjunktur bleiben die Steuerein-
nahmen im Jahr 2023 einigermaßen stabil. Bund, Län-
der und Kommunen müssen mit knapp 4,5 Mrd. Euro 
weniger rechnen als noch in der Frühjahrsschätzung 
veranschlagt. Kurz- und mittelfristig dürften die Er-
gebnisse des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« 
keine größeren Auswirkungen auf verschiedene fi-
nanzpolitische Debatten haben, da sich der fiskali-
sche Spielraum weder in die eine noch in die andere 
Richtung signifikant verändert hat. Bei der nächsten 
Steuerschätzung dürfte dann womöglich das Wachs-
tumschancengesetz eine größere Rolle spielen, über 
dessen Gesetzesentwurf zurzeit der Bundestag berät. 
Laut aktuellem Regierungsentwurf rechnet die Bun-
desregierung durch verschiedene darin enthaltene 
Maßnahmen, wie verbesserten Abschreibungsmög-
lichkeiten oder einer Investitionsprämie für Umwelt- 
und Klimaschutzmaßnahmen, mit knapp 7 Mrd. Euro 
Mindereinnahmen pro Jahr. 
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Felix Leiss, Thomas Licht und Klaus Wohlrabe

Zur aktuellen Lage im Wohnungsbau

In den Jahren vor dem Beginn der Pandemie erlebte 
die deutsche Wohnungsbauwirtschaft eine Phase des 
Booms. Niedrige Zinsen und der akute Wohnraumbe-

darf in den großen deutschen Ballungszentren sorgten 
für eine florierende Nachfrage. Institutionelle Investo-
ren wie auch Familien träumten vom deutschen Be-
tongold. Die Preise für Wohnimmobilien stiegen von 
Monat zu Monat. Für den Wohnungsbau bedeutete 
dies goldene Zeiten. Die Unternehmen kamen kaum 
hinterher, ihre Aufträge abzuarbeiten. Die Zahl der 
Baugenehmigungen (vgl. Abb. 1) und der Auftragsein-
gänge (vgl. Abb. 2) stiegen im Trend kontinuierlich an. 
Die Geschäfte liefen rund. Dies zeigte sich auch in den 
monatlichen ifo Konjunkturumfragen. 2018 und 2019 
verzeichnete der Klimaindikator für den Wohnungs-
bau entsprechend Höchststände: in der Spitze lag er 
oberhalb der 30-Punkte-Marke – erstmals seit Beginn 
der Zeitreihe 1991 (vgl. Abb. 3). Wenige Jahre später 
ist die Stimmung im Wohnungsbau am Tiefpunkt. Die 
Genehmigungszahlen für neue Wohneinheiten lagen 
im ersten Halbjahr 2023 27,2 % unter dem Vorjahresni-
veau (vgl. Abb. 1). Bauherren stornieren ihre Projekte 
und die Branche klagt immer lauter über Auftrags-
mangel. Im September 2023 markierte der Klima- 
indikator mit –54,8 Punkten einen neuen Tiefststand 
seit Beginn der Erhebung. 

Gründe für die dramatische Eintrübung

Bereits im Frühjahr 2021 traten infolge des Corona-
schocks erhebliche Engpässe beim Baumaterial auf. 
Durch die Maßnahmen im Kampf gegen die Pandemie 
war es entlang der Wertschöpfungsketten zu Produkti-
onsausfällen gekommen. Zudem führte die große Un-
sicherheit hinsichtlich der weiteren Entwicklung dazu, 
dass die Produzenten konservativere Investitions- und 
Produktionsprogramme fuhren, wodurch sich das An-
gebot weiter verknappte. Die Bauwirtschaft erwies 
sich indes als robust und trotz Pandemie ging es auf 
den deutschen Baustellen voran. Es kam zu einer 
Überschussnachfrage nach Baumaterial. Schnittholz, 
Dämmstoffe, Stahl, Bitumen und andere Produkte 
waren nicht mehr ausreichend verfügbar. Im Juni 
2021 war ein vorläufiger Höhepunkt erreicht: 53,2 % 
der teilnehmenden Unternehmen im Wohnungsbau 
klagten über Lieferengpässe (vgl. Abb. 4).1 Dies war 
eine beispiellose Entwicklung: In den drei vorherigen 
Jahrzehnten waren nur sehr vereinzelt Werte ober-
halb von 5,0 % ermittelt worden, zweistellige Pro-
zentwerte waren unbekannt. Nun konkurrierten die 
Unternehmen um knappe Baustoffe und die Preise 
stiegen deutlich. Ab Spätsommer 2021 schien sich 
die Situation langsam zu entspannen. Insbesondere 
1 Siehe auch Leiss und Wohlrabe (2021) für eine Analyse bezogen 
auf das Jahr 2021.
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Abb. 2

Die Wohnungsbauwirtschaft steckt in einer tiefen Krise. 
Nach Jahren des Booms brechen die Baugenehmigungen ein 
und die Stimmung ist auf dem Tiefpunkt. Einer der Haupt
gründe sind die Zinserhöhungen der Europäischen Zentral
bank, die die Finanzierungskosten nach oben treiben. Zudem 
gab es deutliche Baupreissteigerungen, auch infolge von Ma
terialengpässen und gestiegenen Energiepreise. Die Unter
nehmen sehen sich einer nie dagewesenen Anzahl von Stor
nierungen gegenüber. Zudem wird immer häufiger von Auf
tragsmangel gesprochen. Der Artikel gibt einen Überblick 
über die aktuell sehr schwierige Lage im Wohnungsbau.
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mit der saisonal nachlassenden Baukonjunktur in den 
kalten Monaten verbesserte sich die Verfügbarkeit von 
Baumaterial, wenngleich auch im Winter 2021/2022 
noch an vielen Stellen über Lieferprobleme geklagt 
wurde. Mit der anziehenden Baukonjunktur im Früh-
jahr 2022, insbesondere auch infolge des russischen 
Einmarschs in die Ukraine und den in Konsequenz 
erlassenen Sanktionen verschärften sich die Probleme 
wieder. Sowohl Russland als auch die Ukraine waren 
wichtige Lieferanten für Baustahl. Im Mai 2022 berich-
teten 58,7 % der Firmen von Materialengpässen, was 
den bisherigen Höchststand aus dem Vorjahr noch-
mals um 5,5 Prozentpunkte überstieg. 

Die hohen Preise für Energieträger verteuerten 
das in seiner Herstellung oft energieintensive Bau-
material weiter. Gleichzeitig erhöhte sich die durch-
schnittliche Dauer von der Genehmigung bis zur Fer-
tigstellung einer Wohneinheit seit Beginn der Liefer-
kettenstörungen um etwa zwei Monate. Betrug die 
Abwicklungsdauer im Jahr 2020 noch durchschnitt-
lich 20 Monate, waren es zwei Jahre später 22 Monate 
(Statistisches Bundesamt 2023a). Seitdem hat sich die 
Versorgungslage beim Baumaterial aber wieder ent-
spannt: Die Lieferketten haben sich stabilisiert und 
das Angebot beim Baumaterial konnte ausgeweitet 
werden. Im September 2023 ist mit 2,4 % der Meldun-
gen kaum noch von Lieferproblemen die Rede, die 
Preise blieben jedoch vielerorts hoch. 

Seit Mitte 2021 lagen die Inflationsraten deutlich 
über dem ausgegebenen Ziel der Europäischen Zen-
t ralbank (EZB) von 2 %. Die Teuerungsraten stiegen 
kontinuierlich, bis sie im Oktober und November 2022 
mit 8,8 % ihren Höhepunkt erreichten. Dieser zuneh-
mende Inflationsdruck rief die EZB auf den Plan, die 
im Juli 2022 die Zinswende einläutete und seitdem 
den Leitzins zehnmal angehoben hat (vgl. Abb. 5). 
Die Zinsschritte der EZB zeigten erste Wirkung und die 
Inflation ging in kleinen Schritten zurück. Im Septem-
ber 2023 lag sie bei 4,5 %. Aufgrund des langsamen 
Rückgangs der Inflation geht die jüngste Gemein-
schaftsdiagnose davon aus, dass die Leitzinsen erst 
im Herbst 2024 wieder gesenkt werden (Projektgruppe 
Gemeinschaftsdiagnose 2023).

Mit den Leizinsen stiegen auch die Zinsen für Bau-
geld in bisher unbekanntem Tempo. Die Effektivzins-
sätze für Wohnungsbaukredite an private Haushalte 
mit einer Zinsbindung über fünf bis zehn Jahre sind 
seit dem Tiefpunkt der Niedrigzinsphase auf derzeit 
3,81 % geklettert und haben sich damit mehr als ver-
dreifacht (vgl. Abb. 6). Gleichzeitig sind die Baukosten 
für Wohngebäude seit Beginn der Pandemie um mehr 
als 40 % gestiegen (vgl. Abb. 7). 

Von der Branche werden neben den gestiege-
nen Materialkosten insbesondere hohe Nachhaltig-
keitsstandards sowie langwierige und kostspielige 
Genehmigungsprozesse als Kostentreiber genannt. 
Daneben wurde die Förderkulisse für den Neubau in 
der Zwischenzeit deutlich gestrafft: Waren bis Anfang 
2022 beispielsweise noch Neubauten mit der Effizienz-

haus-Stufe 55 förderbar, sind derzeit nur noch Neu-
bauten mit der Effizienzhaus-Stufe 40 mit deutlich 
höheren Gestehungskosten förderfähig. 

HOHE BAUPREISE UND ZINSEN ZEIGEN  
DEUTLICHE WIRKUNG

Bauprojekte, die noch Anfang 2022 rentabel waren, 
sind heute oftmals nicht mehr finanzierbar. Diese 
Entwicklung ist jedoch aufgrund der langen Projekt-
laufzeiten bisher kaum in den Fertigstellungszahlen 
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sichtbar. Die Zahl der im Jahr 2022 fertiggestellten 
Wohnungen lag knapp 4 % unter den Fertigstellung 
im Jahr 2020. Verglichen mit 2021 stieg die Zahl der 
Fertigstellungen jedoch um 1 %. 

Im Rahmen der monatlichen ifo Konjunkturumfra-
gen war allerdings bereits seit Frühjahr 2022 auffällig 
häufig von Auftragsstornierungen die Rede. Im April 
2022 meldeten erstmals über 10 % der Befragten stor-
nierte Projekte. Dieses Niveau war seit Einführung der 
Frage im Januar 2012 noch nie beobachtet worden. 
Die Entwicklung setzt sich bis zum jetzigen Zeitpunkt 

fort und verstärkt sich dabei. Der Indikator für die 
Bautätigkeitsbehinderung durch Auftragsstornierun-
gen lag im September bei 21,4 % und damit erheb-
lich über dem langfristigen Mittel von 3,5 %. Dabei 
wurde immer häufiger über Auftragsmangel geklagt. 
Aktuell melden 46,6 % der Betriebe entsprechend, 
deutlich mehr als das langfristige Mittel von 25,6 %. 
Seit Anfang 2022 sinken die Auftragseingänge im Woh-
nungsbau kontinuierlich (vgl. Abb. 2). Dies zeigt sich 
auch in den ifo Konjunkturumfragen. Zwar waren die 
Auftragsbücher aufgrund des Baubooms prall gefüllt, 
nichtsdestotrotz zeigt der Einbruch des Neugeschäfts 
Wirkung und der Auftragsbestand wird nach und nach 
abgebaut. Im September 2023 lag dieser bei 3,8 Mo-
naten, was einem Rückgang um deutliche 1,8 Monate 
binnen Jahresfrist entspricht. Der langfristige Mittel-
wert liegt bei 2,9 Monaten. 

Auch bei den Baugenehmigungen ist bereits ein 
dramatischer Einbruch erkennbar (vgl. Abb. 1). Im Jahr 
2022 wurden 6,9 % weniger Wohnungen genehmigt als 
im Vorjahr. Im ersten Halbjahr 2023 ging die Anzahl 
genehmigter Einheiten verglichen mit dem Vorjahres-
zeitraum um 27,2 % zurück (Statistisches Bundesamt 
2023b). 

Im August 2023 stiegen die Wohnbaupreise gegen-
über dem Vorjahresmonat um 6,4 %. Es zeigt sich je-
doch auch eine Beruhigung der Baupreisentwicklung.  
Im Zeitraum von Mai bis August 2023 stiegen die  
Baupreise lediglich um 0,2 % (Statistisches Bundes-
amt 2023c). Die Konkurrenz um neue Aufträge treibt 
die Unternehmen vermehrt zu Preiszugeständnissen 
an die Kunden. In den vergangenen Monaten lag der 
Indikator zur Preisentwicklung im Vormonat durch-
gehend im negativen Bereich. Auch in den kommen-
den Monaten gehen die Unternehmen von sinkenden 
Baupreisen aus.

Besonders im Hinblick auf das von der Bundes-
regierung ausgewiesene Ziel von 400 000 neuen Woh-
nungen pro Jahr ist die aktuelle Entwicklung drama-
tisch. Sowohl Wohnungsbauinvestitionen als auch die 
Zahl der jährlich fertiggestellten Wohneinheiten wer-
den nach aktuellen Schätzungen zukünftig schrump-
fen. Die Gemeinschaftsdiagnose prognostiziert für 
2023 einen preisbereinigten Rückgang der Wohnungs-
bauinvestitionen gegenüber dem Vorjahr um 2,1 %. 
2024 wird der Rückgang mit 3,6 % voraussichtlich 
noch stärker ausfallen. Erst im Jahr 2025 rechnet die 
Gemeinschaftsdiagnose mit einer leichten Erholung  
der Wohnungsbauinvestitionen (Projektgruppe Ge-
meinschaftsdiagnose 2023). Schon für 2023 wird die 
Zahl der jährlich fertiggestellten Wohneinheiten deut-
lich unterhalb der angestrebten 400 000 Einheiten lie-
gen. Dorffmeister (2023a) geht von rund 245 000 Ein- 
heiten aus. Dies Zahl wird bis 2025 voraussichtlich auf 
ungefähr 200 000 schrumpfen. Generell kann sich die 
Bauwirtschaft in Europa den schwierigen Rahmen-
bedingungen nicht entziehen (Dorffmeister 2023b).

Dem enormen Bedarf vor allem an bezahlbarem 
Wohnraum in den Ballungszentren kann damit nicht 
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begegnet werden. Verschärft wird diese Situation 
durch den sich zusätzlich anspannenden Mietmarkt. 
Kaufinteressenten schwenken aufgrund der hohen 
Bau- und Finanzierungskosten in ihrer Wohnentschei-
dung um und drängen zusätzlich auf den Mietmarkt. 

Auch der Bereich der Immobiliendienstleister 
(u.a. Makler oder Immobilienverwalter) wird von der 
aktuellen Situation nicht verschont und ein entspre-
chend düsteres Bild zeichnen die aktuellen Zahlen. 
Vor Beginn der Coronakrise war das Geschäftsklima 
des Sektors über Monate und Jahre hinweg außerge-
wöhnlich gut. Die Unternehmen bewerteten vor allem 
ihre Geschäftslage als exzellent und schauten gleich-
zeitig zuversichtlich in die Zukunft. Aktuell liegt das  
Geschäftsklima mit -10 Punkten nahe dem histori-
schen Tiefstand, der im November 2022 gemessen 
wurde (vgl. Abb. 8). Über die Jahre gab es lediglich 
während des Coronaschocks und der globalen Finanz-
krise eine vergleichbare Bewegung in den Zeitreihen. 

FAZIT

Die folgenschwere Mischung aus hohen Bau- und Ka-
pitalkosten stellen den Wohnungsbau (und auch die 
Immobiliendienstleister) in Deutschland derzeit vor 
massive Herausforderungen. Wohnbauprojekte wer-
den verschoben, storniert oder scheitern gar schon in 
der Planungsphase. Kurzfristig ist keine Besserung in 
Sicht und es bleibt abzuwarten, ob die Talsohle be-
reits durchschritten ist. Die Krise im Wohnungsbau hat 
gegenwärtig noch keine größeren Auswirkungen auf 
die Beschäftigung. Die Beschäftigungserwartungen für 
das Baugewerbe insgesamt liegen leicht im negativen 

Bereich.2 Der entsprechende Indikator sinkt aber seit 
Monaten kontinuierlich. Es besteht die Gefahr, dass 
einmal abgebaute Kapazitäten in der Wohnungsbau-
wirtschaft nicht wieder aufgebaut werden können 
und dadurch ein potenzieller Wiederaufschwung ins  
Stocken gerät. Mittelfristig wird vor allem entschei-
dend sein, wie sich die Leitzinsen entwickeln.
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Wo steht die Veranstaltungsbranche 
nach drei schwierigen Jahren?

Im Verlauf der Corona-Pandemie wurde die Bedeutung 
der Veranstaltungswirtschaft sowohl für die Volkswirt-
schaft als auch für die Gesellschaft als solche deutlich 
sichtbar. Ein ganzer Wirtschaftszweig kam zum Erlie-
gen, mit weitreichenden wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen. Events wie Konzerte oder Messen konnten 
größtenteils gar nicht oder nur unter sehr strengen 
Hygienemaßnahmen stattfinden. 

Die Veranstaltungswirtschaft ist durch eine sehr 
große Heterogenität geprägt. Sie reicht von Künst-
ler*innen über Cateringfirmen bis hin zu Konzertver-
anstaltern. Aber auch der Messebau wird darunter 
subsumiert. Entsprechend weitreichend gestaltet sich 
die Organisation der Branche. Zahlreiche Verbände 
wie der BDKV (Bundesverband der Konzert- und Ver-
anstaltungswirtschaft)1 oder der FAMA (Fachverband 
Messen und Ausstellungen)2 vertreten die Interessen 
der Branche. Zusätzlich haben sich die einzelnen Ver-
bände zum »Forum Veranstaltungswirtschaft«3 zusam-
mengeschlossen, um ihre politische und öffentliche 
Präsenz weiter zu erhöhen. 

Trotz der hohen gesellschaftlichen Bedeutung 
führt die beschriebene Heterogenität dazu, dass die 
Veranstaltungswirtschaft nicht als eigenständig ausge-
wiesener Sektor in der Wirtschaftszweigklassifikation 
der amtlichen Statistik auftaucht (Statistisches Bun-
desamt 2008). Um diese Lücke zu schließen, berechnet 
das ifo Institut seit Mai 2021 ein eigenes Geschäfts-

1 www.bdkv.de
2 www.fama.de
3 www.forumveranstaltungswirtschaft.org

klima und weitere Konjunkturindikatoren für die Ver-
anstaltungsbranche (Sauer und Wohlrabe 2021). Durch 
die gezielte Neuaufnahme von Umfrageteilnehmenden 
und die Kooperation mit den verschiedenen Verbän-
den der Veranstaltungswirtschaft kann mittlerweile 
ein weites Spektrum abgedeckt werden. Die Band-
breite erstreckt sich von Messe- und Kongressveran-
staltern, über selbständige Künstler*innen bis hin zu 
Theater- und Konzertveranstaltern. Am stärksten ist 
der Messebau vertreten. Insgesamt deckt der Indikator 
gegenwärtig rund 220 Unternehmen ab.

WIRTSCHAFTLICHE BEDEUTUNG UND LAGE  
DER VERANSTALTUNGSWIRTSCHAFT

Im Jahr 2019 wurden in der Veranstaltungswirtschaft 
etwa 89 Mrd. Euro umgesetzt. Gleichzeitig beschäf-
tigte der Sektor etwa 1,1 Mio. Mitarbeitende (Zanger 
und Klaus 2021). Diese Zahlen beziehen sich nur auf 
die eigentliche Veranstaltungsindustrie und spiegeln 
die möglichen Effekte auf andere Branchen, wie zum 
Beispiel Hotels oder die Gastronomie, nicht wider.

Die Veranstaltungsbranche lebt von Live-Events, 
wie Konzerten, Messen oder Theaterstücken. Entspre-
chend stark wurde die Veranstaltungswirtschaft von 
den Lockdowns und Hygienemaßnahmen getroffen. 
Hinzu kam die stetige Unsicherheit bezüglich der Co-
rona-Schutzmaßnahmen. Die Schließungen, Zugangs-
beschränkungen und Absagen führten zu erheblichen 
Umsatzeinbrüchen bei einem Großteil der Akteure. 
2020 lagen die Umsätze der Veranstaltungsbranche 
59,9 % unter denen von 2019. 2021 waren es sogar 
63,2 % (RIFEL 2022). Bezeichnend für diese Entwick-
lung ist auch die Anzahl der Besucher*innen in öf-
fentlich betriebenen Theatern in Deutschland. Vor der 
Pandemie lag die durchschnittliche Besucherzahl pro 
Spielzeit relativ konstant bei mehr als 20 Millionen. 
Im Verlauf der Spielzeit 2019/20 ging die Besucher-
zahl aufgrund des ersten Lockdowns bereits um fast  
32 % zurück. In der Spielzeit 2020/21, während der 
Corona-Hochphase, brachen die Besucherzahlen wei-
ter dramatisch ein und gingen nochmal um 84 % zu-
rück (vgl. Abb. 1). Die öffentlich betriebenen Theater 
konnten nur etwas mehr als 2 Mio. Besucher*innen 
begrüßen (Deutscher Bühnenverein 2023).

Seit dem Rückgang des Pandemiegeschehens und 
den damit einhergehenden Lockerungen der Coro-
na-Maßnahmen im Frühjahr 2022 erholte sich auch die 
Veranstaltungsbranche spürbar. Entscheidend waren 
dabei vor allem die Nachholeffekte. Menschen ha-

Die Veranstaltungsbranche wurde sehr hart von den Auswir-
kungen der Corona-Pandemie getroffen und kam dabei nahezu 
zum Erliegen. Anschließend führte jedoch der Nachholbedarf 
der Verbraucher*innen bei Konzerten und Kulturveranstaltun-
gen zu einer guten Auftragslage und einem Aufschwung für 
die Branche. Dieser Aufschwung wird jedoch durch die hohen 
Inflationsraten belastet. Aber wo steht die Branche aktuell? 
Der Artikel gibt Antworten auf Basis der Ergebnisse der ifo 
Konjunkturumfragen. Es zeigt sich, dass die Stimmung gegen-
wärtig, wie in der Gesamtwirtschaft, abgekühlt ist. Auch der 
Ausblick auf die kommenden Monate ist eher verhalten. Zu-
dem ist die Branche stark vom Fachkräftemangel betroffen.

IN KÜRZE
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ben das Bedürfnis, unbeschwert und ohne Einschrän-
kungen Messen, Theatervorstellungen und besonders 
Konzerte zu besuchen. Vor dem Hintergrund der aktu-
ellen geopolitischen Situation sowie der schwierigen 
Wirtschaftslage bleibt jedoch abzuwarten, wie lang 
diese Nachholeffekte vorhalten oder ob sie von der 
weiterhin hohen Inflation ausgebremst werden.

STABILISIERTE GESCHÄFTSLAGE SEIT  
AUFHEBUNG DER CORONA-RESTRIKTIONEN

Die Entwicklung des Geschäftsklimas der Veranstal-
tungsbranche sowie der Geschäftslage und der Ge-
schäftserwartungen seit Beginn der Berechnungen im 
Jahr 2021 sind in Abbildung 2 dargestellt. Diese war 
zunächst deutlich von den Corona-Einschränkungen 
geprägt. Vor allem die Geschäftslage wurde vieler-
orts als katastrophal eingeschätzt, da viele Veran-
staltungen gar nicht oder nur mit erheblichen Ein-
schränkungen stattfinden konnten. Seit Sommer 2022 
überwiegen dagegen die zufriedenen Bewertungen der 
Geschäftssituation. Dies spiegelte die Umsatzentwick-
lung wider, die auch aufgrund von Nachholeffekten 
im Nachgang der Coronakrise befriedigend war. Trotz 
einer leichten Abwärtstendenz seit Jahresmitte ist 
die Situation stabil im positiven Bereich. Im Oktober 
ist die Zufriedenheit der Veranstaltungsfirmen sogar 
wieder etwas gestiegen.

Da auch die Geschäftserwartungen der Unterneh-
men in der ersten Jahreshälfte mehrheitlich zuversicht-
lich ausfielen, lag das Geschäftsklima ebenfalls im po-
sitiven Bereich. Zuletzt trübten sich die Erwartungen 
jedoch spürbar ein, so dass die skeptischen Stimmen 
deutlich die Oberhand gewannen. Seit September ist 
daher auch das Geschäftsklima wieder in den negati-
ven Bereich gefallen. Dieser Trend hält gegenwärtig 
an. Die gesamtwirtschaftliche Eintrübung spiegelt sich 
in einer vermehrten Konsumzurückhaltung wider, die 
auch die Veranstaltungsbranche zu spüren bekommt. 
Die Entwicklung der Erwartungen zeigt sich zudem in 
den Umsatzerwartungen. Dort gleichen sich gegenwär-
tig positive und negative Antworten in etwa aus. Ein 
Teil des Rückgangs des Erwartungsindikators für die 
kommenden Monate könnte jedoch saisonbedingt sein, 
da manche Veranstaltungen, wie etwa Festivals, über-
wiegend in den Sommermonaten stattfinden. Aufgrund 
der noch relativ kurzen Zeitspanne des Indikators kann 
für die Zeitreihen derzeit noch keine Saisonbereinigung 
durchgeführt werden, die das entsprechende Saison-
muster herausrechnet. Dafür ist eine Länge der Reihe 
von mindestens fünf bis sieben Jahren notwendig 
(Sauer und Wohlrabe 2015).

Die gesamtwirtschaftliche Eintrübung führt zu 
vermehrter Konsumzurückhaltung, die auch die Ver-
anstaltungsbranche zu spüren bekommt. Der Ver-
gleich zur Gesamtwirtschaft zeigt jedoch, dass sich 
das Geschäftsklima der Veranstaltungswirtschaft bis-
her verhältnismäßig wenig stark abgekühlt hat (vgl. 
Abb. 3). Seit Beginn des Jahres liegt der Indikator 

durchgehend über dem der Gesamtwirtschaft. Hier 
werden andere Sektoren, wie etwa die Baubranche, 
wesentlich stärker von der derzeitigen konjunkturel-
len Schwächephase in Mitleidenschaft gezogen. In 
der jüngsten Umfrage (Oktober 2023) hat sich das Ge-
schäftsklima in der Gesamtwirtschaft jedoch verbes-
sert, während es sich in der Veranstaltungsbranche 
weiter abgekühlt hat.

Abbildung 4 zeigt die Entwicklung von Faktoren, 
die die Geschäftstätigkeit der Unternehmen in der 
Veranstaltungswirtschaft behindern. Diese können 
entweder durch zu geringe Nachfrage oder durch an-
gebotsseitige Probleme (z. B.Fachkräfte- bzw. Arbeits-
kräftemangel oder zu geringe technische Kapazitäten) 
verursacht werden. Die Abbildung zeigt die Anteile der 
Unternehmen, die entweder nur von Nachfrageprob-
lemen, nur von Angebotsproblemen, von beiden oder 
von keinem von beiden beeinträchtigt werden.4 Es ist 
deutlich zu erkennen, dass sich die Probleme seit 2022 
von der Nachfrage- hin zur Angebotsseite verlagert 
haben. Während die meisten Veranstalter 2021 nach-
frageseitig behindert wurden, war dies im Sommer 
2022 kaum noch der Fall. Eher im Gegenteil: Die Unter-
nehmen hatten große Schwierigkeiten, die Nachfrage 
überhaupt bedienen zu können. Vor allem fehlende 
4 Für eine ausführliche Erläuterung der Darstellung und der zugrun-
deliegenden Methodik siehe Sauer und Wollmershäuser (2023).
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Fachkräfte machten hier vielen Firmen zu schaffen: 
Auf dem Höhepunkt im Sommer 2022 klagten 64 % der 
Unternehmen über fehlende Fachkräfte. Gegenwär-
tig sind es 40 %. So fällt es Festival-Veranstaltern oft 
schwer, genügend Sicherheitspersonal zu gewinnen. 
Allerdings sind diese Probleme für den Großteil der 
Firmen nicht existenzbedrohend. Während im Zuge 
der Corona-Pandemie 70 % aller Umfrageteilnehmen-
den der Branche ihre Existenz bedroht sahen, fürchten 
derzeit lediglich 7,3 % um ihr Fortbestehen. Das ist nur 
geringfügig mehr als in der Gesamtwirtschaft (6,8 %). 
Während der Pandemie sahen sich zeitweise mehr als 
70 % mit diesen Schwierigkeiten konfrontiert.

Trotz der abkühlenden Stimmung wollen die Un-
ternehmen tendenziell mehr Mitarbeitende einstellen. 
Diese Tendenz hält schon mehr als ein Jahr an. Mit 
Blick auf die Preisentwicklung ist eher mit steigenden 
Preisen zu rechnen. Knapp ein Drittel der Unterneh-
men hat entsprechende Pläne für die nächsten drei 
Monate. Hier können auch Nachholeffekte bei der 
Preissetzung eine Rolle spielen.

ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Un-
ternehmen der Veranstaltungswirtschaft bisher ein 

zufriedenstellendes Jahr 2023 erleben. Die Branche 
konnte sich etwas von den schwierigen Corona-Jahren 
erholen. Der Ausblick für die kommenden Monate ist 
derzeit jedoch eher verhalten. Es besteht die Sorge, 
dass die Nachholeffekte immer mehr nachlassen und 
die Verbraucher*innen angesichts der nach wie vor 
hohen Inflationsraten wieder mehr bei Konzerten oder 
Kulturveranstaltungen sparen. Eine Gefahr besteht 
auch darin, dass es gerade bei Konzerten und Fes-
tivals zu einer Fokussierung auf große Events oder 
Künstler*innen gibt, da sich die Verbraucher*innen 
auch wegen stark gestiegener Ticketpreise auf we-
nige Veranstaltungen pro Jahr konzentrieren. Dadurch 
könnten kleinere Veranstaltungen leiden. 

Die ifo Konjunkturumfragen werden die aktuellen 
Entwicklungen und Aussichten der Veranstaltungs-
branche weiterhin zeitnah abbilden. Trotz der bereits  
guten Teilnehmerzahlen für die Branche sind Detailaus-
wertung oftmals (noch) nicht möglich. Um ggf. noch 
detailliertere Ergebnisse, zum Beispiel auf regionaler 
Ebene oder für zusätzliche Unterbereiche der Bran-
che, berechnen zu können, soll das Panel der teilneh-
menden Unternehmen daher kontinuierlich erweitert 
werden.
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detaillierten Ergebnisse.
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